
 
 

Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 1 von 105 
am 22. September 2014 
 

 

Wortprotokoll 
der 4. Sitzung 

Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
 
Montag, den 22. September 2014, 11.00 Uhr  
Sitzungssaal: 3.101 (Anhörungssaal) 
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus 
Adele-Schreiber-Krieger-Straße 1 
Berlin 

 

 

Vorsitz:  
 
•  Michael Müller 
    (Sitzungsleitung) 
 
•  Ursula Heinen-Esser 

  



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 2 von 105 
am 22. September 2014 

 

Tagesordnung 
 

Tagesordnungspunkt 1 Seite  8 
 
Begrüßung 
 
 
Tagesordnungspunkt 2 Seite  8 
 
Beschlussfassung über die Tagesordnung  
und das Protokoll der 3. Sitzung 
 
 
Tagesordnungspunkt 3 Seite  9 
 
Diskussion des Leitbildes 
der Kommission 
 
 
Tagesordnungspunkt 4 Seite 26 
 
Arbeitsgruppen 
(Zusammensetzung und Leitung, 
Bericht aus der Arbeitsgruppe 1) 
 
 
Tagesordnungspunkt 5 Seite 32 
 
Vorbereitung des Themas „AkEnd“ 
(insbesondere Vorstellungen der seiner- 
zeitigen Mitglieder des AkEnd zur Durch- 
führung) 
 

  



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 3 von 105 
am 22. September 2014 

 

 
Tagesordnungspunkt 6 Seite 36 
 
Vorbereitung von Anhörungen 
- Evaluierung des Standortauswahlgesetzes 
- Internationale Erfahrungen 
 
 
Tagesordnungspunkt 7 Seite 46 
 
Forschungsprojekte und –vorhaben 
zu Fragen der Endlagerung, insbesondere 
 
- Projekt „ENTRIA“ 

(Gast: Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig) 
 
- Forschungsplanung des KIT 

(Gast: Vertreter des Instituts) 
 
(Weitere Gäste: -Vertreter der GRS) 

 
- ca. 16.30 Uhr: 

Forschungsplanung des BMBF 
(Gast: BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka) 

 
 
Tagesordnungspunkt 8 Seite 92 
 
Strukturierung der Beratungen 
Zum Thema “Rückholbarkeit” 
 
 
Tagesordnungspunkt 9 Seite 105 
 
Verschiedenes 
 
 
 
Anhang: 
- Beschlussverzeichnis 
- Aufgabenliste 

  



    

  

•• 

 

   

    

    

    

Sitzung der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gernidi § 3 Standort alleilva_hlgesetz 

Montag, 22. September 2014, 11.00 Uhr 

Anwesenheitsliste 

Vorsitz 	 Unterschrift 

Heinen-Esser, Ursula 

Müller, Michael 

   

   

   

Vertreter der Wissenschaft Unterschrift 

   

Dr. Detlef Appel 

E Iarlin ui GaBILET 

Prof. Dr, Armin Grunwald 

Dr. Ulrich Kleemann 

Prof. Dr.-Ing. Wolfrern. Kuala 

Michael Seiler 

Hubert Skelmkentper 

Prof. Dr. Bruno Tbomeuske 

-- — 
Stand: 5. September 2014 
Referat ZT 4 = Zentrale Assistenzdienste Lukenst:. 32-34 Te1.030227-32659 Faxt 030227-36339 

 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 4 von 105 
am 22. September 2014 

 

 



Edeltraut Glänzer 

Dr. h.c. Bernhard Fiseber 

Prof, th. Gerd Jäger 

Ralf Meister 

Prof. Dr, Georg Milbradt 

Erhard Oh 

Klauß tirunsnaeler 

Jörg Sommer 

Tagungsbüro 

Sitzung der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

Montag, 22. September 2014, 11.00 Uhr 

Anwesen hei t slicte 

Vertreter gesellschaftlicher Gruppen 
	

Unterschrift 

Stand: 5, Septaraber 
Referat ZT 4 - Zentrale Assiatimiediemelle - LuiSeratr. 32-34 TE11.4310227-32654 Fax: 03[3227-313339 

 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 5 von 105 
am 22. September 2014 

 

 



Tragnmsbürn, 

Sitzung  der  Konunission  Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

Montag, 22. September 2014,  11.00 Uhr 

Anwesenheitsliste. MdB 
gemäß § 14 Abs. 1 des. Abgebrdneter..gesetzes 

Ordentliche Mitglieder 
	t;nherschrirt 	Stellvertretende Mitglieder 	Unterschrift 

der Kommission 
	

der Korruniasiou 

CDU/CSU  

jung, Andreas 

ICanliz. Steffen 

015nar,  Florian 
Pols, Eckhard 

COUCSU   

Gral Lerchanfeld, Philipp 

Michalk Maria 

Monstadt. Dietrich 

Feesold, Ulrich 

     

     

.14 P141.1. 

   

   

     

SPD 

Miersch. Dr. Matthias 

Vurgt, Ute 

MUMM 
Zdebel, Enbertue 

SPD 

Letze, Hiltrud 

Träger, Carsten 

DIE LINKE.  

Lenken Ralph 

 

 

 

 

Bü91:17GR 

Kegting-Uhl, Sylvia 

BüßpliGR 

Vet.linden.Br.  Julia 

 

 

Stand: 5 - September 2014 
Referat  ZT  4  -  Zentrale Assistenzdienete • Luisenstr. 32-34 Te1,030227-32659 Fax: 0110227-34333g 

 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 6 von 105 
am 22. September 2014 

 

 



...... 	 Min'in Anita Tack 

Sen th, Jotmali= Lohse 

StM'in Prieke Hinz 

Sen'in Jutta .131enkeu 

StM'ia Eveline Lemke 

TegungSbürzi 

Sitzrang der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standorteinswahlgesetz 

Monte,  22. ReptenErber 2014, 11.00 Uhr 

Anwesenheitsliette 

Nfitglie der von Ländesregierungen 

Ordentliche Mitmli•cier • 	 Stellvertretermic rvitelled-er 	i_frenedärift 
der Xerinnie' eien r Knrarniagiiem. 

Min Franz Unterste] ier 

StM Dr.. Marcel Huber 

mixt Christian Pegel 

Min Stofan WEIT- 2.el 

Milri Gurren Duin 

MP Stanidavbr 

MP V. Reiner Hezeloff 

Min En Robert Eiaber] 

an Michad Müller 

. Min Reinbuld lest 

.... . . .... Min Tegen Reinhulz  

• 	 .••••••••• 

WM! Fe. 

!WI 	 • 

..... 	• 

:Land: -  5. Süli Urrabe" 2014 
i.EC'erat ZT 4 - Zenealle fitsiiisLenzimaigLe - Lui2ertstr. 32-34 Te1.1130227-32$50 F9.,12. 080 227-3133.( 

 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 7 von 105 
am 22. September 2014 

 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 8 von 105 
am 22. September 2014 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Michael Müller: Meine Damen und 

Herren! Wir sollten jetzt anfangen, auch wenn 

noch einige fehlen. - Vor Eintritt in die Tagesord-

nung gebe ich wieder ein paar organisatorische 

Hinweise. 

Wie Sie sehen, macht die Presse im Augenblick 

noch einige Aufnahmen. Darüber hinaus wird  

die heutige Sitzung wieder live im Parlaments-

fernsehen und im Internet übertragen. Der  

Stream kann auf der Internetseite www.bundes-

tag.de/endlagerkommission abgerufen werden. 

Wir haben jetzt einen Raum, der den technischen 

Ansprüchen voll genügt. Der Nachteil ist nur, 

dass wir ziemlich weit auseinander sitzen. 

Bitte stellen Sie nun, falls nicht schon geschehen, 

die Mobiltelefone leise. 

Tagesordnungspunkt 1  

Begrüßung 

Vorsitzender Michael Müller Ich möchte insbe-

sondere die anwesenden Gäste, auch die Vertre-

ter oben auf den Zuschauerbänken, herzlich be-

grüßen und willkommen heißen. Ganz besonders 

begrüße ich Herrn König vom BfS, Herrn Profes-

sor Kümpel von der BGR, Herrn Dr. Cloosters 

vom BMUB und Herrn Dr. Mager vom BMWi. 

Herzlich willkommen! 

Ferner begrüße ich die Stenografen. Sie werden 

sich alle zwei bis drei Stunden abwechseln. 

Herzlich willkommen bei uns! Wir werden Ihnen 

hoffentlich nicht allzu viel Arbeit machen. 

Meine Damen und Herren, wie Sie sehen, haben 

wir es geschafft, einen stenografischen Dienst zu 

organisieren, der Wortprotokolle der Sitzungen 

fertigen wird. 

Entschuldigt haben sich für die heutige Sitzung 

Herr Sailer - er ist in Südfrankreich bei einer Sit-

zung der ESK -, Herr Staatsminister Huber, Herr 

Ministerpräsident Haseloff - er wird durch Herrn 

Minister Reinholz vertreten -, Herr Ministerpräsi-

dent Tillich und von den Sachverständigen Herr 

Dr. Appel. Herr Grunwald ist noch nicht anwe-

send. Sonst sind inzwischen alle da, glaube ich. - 

Gut. 

Tagesordnungspunkt 2  

Beschlussfassung über die Tagesordnung und 

das Protokoll der 3. Sitzung 

Vorsitzender Michael Müller Die Tagesordnung 

zur heutigen Sitzung wurde Ihnen zugeleitet und 

im Internet veröffentlicht. Ich bitte um Verständ-

nis dafür, dass das erst relativ knapp vor der Sit-

zung erfolgt ist. Das lag aber auch daran, dass wir 

relativ kurzfristig nach der ersten Sitzung im 

September heute eine zweite haben. 

Findet die Tagesordnung Ihre Zustimmung? Oder 

gibt es dazu Wortmeldungen? - Letzteres ist nicht 

der Fall. 

Ich bitte auch um Entschuldigung dafür, dass wir 

Ihnen das Protokoll erst Ende letzter Woche zu-

leiten konnten. Da noch Abstimmungen erfolgen 

mussten, in diesem Fall mit Frau Ministerin Hen-

dricks, war das aber nicht ganz einfach. Wir wer-

den es jetzt ins Internet einstellen. 

Ich will noch eine Bemerkung zum Sitzungsab-

lauf machen. Wir werden die Beratungen um 

13.30 Uhr für etwa 30 Minuten unterbrechen. 

Darüber hinaus weise ich darauf hin - das ist 

Ihnen ja auch bekannt -, dass Frau Ministerin 

Wanka gegen 16.30 Uhr hier in die Kommission 

kommen wird. 

Gibt es Anmerkungen oder Ergänzungswünsche 

zum Protokoll? - Herr Thomauske, bitte. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Zum Protokoll habe 

ich eine Bitte in Bezug auf die Aufgabenliste. Bei 
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der ersten Besprechung hatte ich die Einstellung 

der AkEnd-Unterlagen auf der Webseite angeregt. 

Ich würde darum bitten, dass das mit in die Auf-

gabenliste aufgenommen wird. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Wir nehmen 

das mit in die To-do-Liste für die heutige Sitzung 

auf und schauen, dass wir eine zeitnahe Ent-

scheidung bekommen. 

Gibt es weitere Wortmeldungen zum Protokoll? - 

Bitte. 

Edeltraud Glänzer: Ich habe noch eine kleine Er-

gänzung zum Protokoll. Wir haben bei der letzten 

Sitzung ja noch kein Wortprotokoll gehabt. Bei 

den Ausführungen der Ministerin fand ich aber 

ganz wichtig, dass sie an der Stelle, an der es um 

Gorleben ging, auch noch einmal deutlich erklärt 

hat, dass sie mit den Betriebsräten im Gespräch 

ist, und dass sie quasi auch zugesagt hat, dass es 

zu keinen betriebsbedingten Kündigungen kom-

men wird. Ich habe in diesem Zusammenhang 

auch noch einmal unterstrichen, dass uns die Si-

tuation der Beschäftigten vor Ort natürlich auch 

am Herzen liegen muss, dass es insbesondere 

aber auch um den Erhalt der Kompetenz geht, die 

wir dort haben und die wir ja dringend brauchen, 

um gemeinsam zu einer verantwortbaren Lösung 

zu kommen. 

Insofern ist es heute mitprotokolliert, weil wir 

jetzt ein Wortprotokoll haben. Das wollte ich aber 

gerne noch ergänzend anmerken, weil ich glaube, 

dass es schon wichtig ist. - Danke. 

Vorsitzender Michael Müller: Es steht knapp im 

Protokoll unserer letzten Sitzung, aber nicht in 

dieser ausführlichen Form; das ist richtig. Jetzt 

ist es aber auch im Wortprotokoll festgehalten. 

Gibt es weitere Anmerkungen? - Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe das Zitat nicht so 

verstanden wie Frau Glänzer und wollte das nur 

anmerken. Die Ministerin hat sich dazu geäußert. 

Meines Erachtens hat sie aber gesagt, dass es eine 

sozial verträgliche Lösung geben wird. Sie hat 

nicht gesagt, dass es grundsätzlich einen Aus-

schluss von betriebsbedingten Kündigungen gibt. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir können jetzt 

nichts anderes machen, als beide Positionen hier 

aufzunehmen. Dann werden wir sehen. Die Ge-

schichte wird es entscheiden. 

Gibt es weitere Anmerkungen? - Das ist nicht der 

Fall. Dann danke ich für die Zustimmung. Wie 

gesagt, wird das Protokoll jetzt ins Internet einge-

stellt. 

Tagesordnungspunkt 3  

Diskussion des Leitbildes der Kommission 

Wir haben einen ersten Entwurf - wir bitten, das 

auch nur als ersten Entwurf zu verstehen - über 

das Leitbild erstellt. Lassen Sie mich dazu einlei-

tend ein paar Bemerkungen machen und mit dem 

Hinweis beginnen, dass wir versucht haben, uns 

dem Thema in einer Drei-Punkte-Aufzeigung zu 

nähern. 

Im ersten Teil versuchen wir eine politische und 

gesellschaftliche Einordnung. Dabei orientieren 

wir uns sehr stark an der Theorie der reflexiven 

Modernisierung. Wie Sie vielleicht wissen, 

kommt insbesondere von Anthony Giddens und 

Ulrich Beck die These, dass wir im Umbruch von 

der Ersten in die Zweite Moderne leben und dass 

die Erste Moderne vor allem in der Frage der 

Technikbewertung erstens von der Versicherbar-

keit aller Risiken und zweitens von der jederzei-

tigen Unterbrechung der Kette von Ursache und 

Wirkung durch ein erweitertes Polizeirecht aus-

geht. Deutlich wird das unter anderem an den 

Hinweisen auf die Dampfkesselverordnung von 

1831 und die Preußische Gewerbeordnung von 

1845, die diese Logik herausstellen, die in der 

Folge dann ja für die Regulierung technischer 

Prozesse maßgebend und bestimmend war. 

Beck und Giddens und auch andere kommen zu 

dem Ergebnis, dass diese Logik in der heutigen 

Zeit aufgrund der Komplexität, der Fernwirkung 
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und der Ausdifferenzierung moderner Gesell-

schaften nicht mehr haltbar ist und dass sich dar-

aus ein sehr hoher Koordinations- und Integrati-

onsbedarf ergibt, der heute nur unzureichend er-

füllt wird, weil die traditionelle Moderne solche 

Reflexionen in der Regel erst ex post kennt. 

Hinzu kommen zwei Faktoren: erstens, dass sich 

durch den erhöhten Wissensumschlag auch der 

Umschlag der Unwissenheit erhöht, und zwei-

tens, dass in der modernen Gesellschaft Entschei-

dungen immer stärker unter dem Regime - ich 

greife da den Begriff von Richard Sennet auf - der 

kurzen Frist steht. Sennet hat das in folgender 

Frage zusammengefasst: 

Wie bestimmen wir, was in uns 

von bleibendem Wert ist, wenn 

wir in einer ungeduldigen Gesell-

schaft leben, die sich nur auf den 

unmittelbaren Moment kon-

zentriert? 

Insofern geht es darum - und das ist ja ein Teil 

der Technologiediskussion seit den 80er-Jahren -, 

sich mit der Konstruktion unwiderruflicher Tat-

sachen auseinanderzusetzen, dies zu ändern und 

stattdessen frühzeitig die Folgen zu erforschen, 

sie zu bewerten und im Zweifelsfall, wenn etwas 

nicht zu vertreten ist, auch auf bestimmte Optio-

nen zu verzichten. Der Kern der Technikfolgen-

debatte seit den 70er-/80er-Jahren ist also die 

Herausstellung, dass es um etwas Gemachtes geht 

und nicht um etwas, was sich automatisch erge-

ben hätte. 

Weiter verschärft wird diese Grundfrage der Ge-

staltung natürlich auch durch solche Debatten, 

wie sie beispielsweise der Nobelpreisträger Paul 

Crutzen angestoßen hat, der ja vorgeschlagen hat 

- darüber wird im nächsten Jahr die Internatio-

nale Kommission für Stratigrafie entscheiden -, 

unsere Erdepoche nicht länger Holozän zu  

nennen, sondern Anthropozän - das menschlich 

gemachte Neue. Er begründet das mit sehr vielen 

Beispielen. Der entscheidende Grund ist aber, 

dass damit die menschliche Verantwortung wie 

auch die menschliche Verursachung von Prozes-

sen sehr viel stärker herausgestellt wird und in 

der Konsequenz auch ein anderer institutioneller 

Rahmen vorgeschlagen werden muss. 

Das Ganze wird insbesondere bei Beck und Gid-

dens unter dem Stichwort der reflexiven Moder-

nisierung debattiert. Man kann auch davon spre-

chen, um es so wie das Frankfurter Institut für 

Sozialforschung zu nennen, dass wir uns mit ver-

änderten Formen der Realitätserzeugung ausei-

nandersetzen müssen - insbesondere den Formen 

der Bearbeitung von Komplexität und Zeit, die 

vor einer Vollendung von Tatsachen liegen. Vor 

diesem Hintergrund muss man aus meiner Sicht 

auch die Auseinandersetzung mit komplexen 

Technologien wie der Kernenergie oder dem Um-

gang mit der Atomkernspaltung sehen. 

Im zweiten Teil versuchen wir, ein wenig die Ge-

schichte der Atomwirtschaft aufzuschreiben, 

ohne moralisierend zu sein. Dabei orientieren wir 

uns auch stark an Gesprächen, die wir unter an-

derem mit Joachim Radkau, aber auch mit ande-

ren geführt haben. Dabei wird klar, dass es in der 

Geschichte der Atomkernspaltung wenig Mo-

mente und auch wenig Möglichkeiten einer Re-

flexion über die damit eingeleiteten Prozesse ge-

geben hat. Am Anfang war es insbesondere die 

Auseinandersetzung in Bezug auf den Zweiten 

Weltkrieg und die Nutzung der Atomkernspal-

tung für die Bombe. Dann war es das Streben, mit 

der zivilen Nutzung eine Alternative zur militäri-

schen Nutzung aufzubauen. Schließlich waren es 

die ganzen Diskussionen über die Energielücken. 

Bei allen diesen Debatten war es mehr eine 

künstlich erzeugte Atomeuphorie als harte Fak-

ten, die zu den entsprechenden Ergebnissen ge-

führt hat. 

Interessanterweise gab es auch sehr viel Kritik 

und Widerspruch, unter anderem von RWE und 

AEG, die diese Ausrichtung in der Frühphase 

erstens als technisch problematisch und zweitens 

als von den Kosten her unvertretbar angesehen 

haben. Die grundsätzliche Einstellung hat sich ja 

erst in den 60er-Jahren geändert und ging dann 
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von der überzogenen Euphorie in eine eher kriti-

sche Grundposition über. 

Im dritten Teil benennen wir anhand von vier 

Punkten, was für uns wichtige Ausgangspunkte 

der Kommissionsarbeit sind. 

Erstens: Grundlegungen einer Zukunftsethik. Wir 

gehen davon aus, dass der Grundsatz der Ferns-

ten liebe von Hans Jonas ein entscheidender Ge-

sichtspunkt ist, allerdings ohne alle Schlussfolge-

rungen von Jonas zu teilen. Beispielsweise halte 

ich es für falsch, daraus zu interpretieren, dass 

der Fortschrittsgedanke in der traditionellen 

Form überholt sei. Insofern kommen wir hier 

auch zu einer Reihe von Aussagen über die Theo-

rie der Verantwortung. 

Zweitens: Technikbewertung. Wir haben ja seit 

Ende der 60er-/Anfang der 70er-Jahre eine Dis-

kussion über die Technologiefolgenabschätzung. 

Vieles davon stützt sich auf die Idee der VDI-

Richtlinie, die die Grundlagen für eine Technik-

folgenabschätzung aufgezeigt hat. Wir müssen  

allerdings auch sehen, dass es in der Geschichte 

immer wieder Vorschläge gegeben hat, Technolo-

giefolgenabschätzungen vorzunehmen, die weiter 

gehen als das, was in Deutschland in der Richtli-

nie 3780 steht. Insbesondere Herr Grunwald hat 

in seinen Arbeiten ja sehr viel weiter gehende 

Fragen gestellt - bis hin zu der Frage, wo die ethi-

schen Grenzen liegen, um überhaupt bestimmten 

technologischen Prozessen zuzustimmen. Das 

sind Fragen, mit denen wir uns auseinanderset-

zen müssen, weil sie natürlich bei der Atomener-

gie von zentraler Bedeutung sind - wobei dann 

auch entscheidend ist, in welcher Form dies ge-

schieht. 

Drittens: Energiewende. Wir gehen von dem 

Atomausstieg und der Energiewende aus. 

Viertens: Demokratischer Diskurs. Dies zu errei-

chen, erfordert neue Formen des demokratischen 

Diskurses. 

Wir bitten Sie, zu diesem Papier Anregungen zu 

geben. Anschließend werden wir es überarbeiten. 

Dann können wir bei der nächsten Sitzung am  

3. November 2014 ausführlich und abschließend 

darüber beraten. 

Unsere Grundidee ist, das Papier schon etwas  

anspruchsvoller zu machen - vor allem auch vor 

dem Hintergrund, dass es ja um eine Entschei-

dung geht, die nicht nur mit einer speziellen 

Technologie zu tun hat, sondern auch beispielge-

bend für den Umgang moderner Gesellschaften 

mit komplexen technologischen Prozessen steht. 

Schließlich ist es ein Kernproblem der Moderne, 

deren Grundprinzipien Ausdifferenzierung, Rati-

onalisierung, Beschleunigung und Internationali-

sierung sind, wodurch immer weiter gehende 

Fernwirkungen erzeugt werden, dass diese Struk-

turmechanismen gleichzeitig die Moderne infrage 

stellen, weil wir mit der Komplexität überfordert 

werden und die Fernwirkungen zu wenig reflek-

tieren. Insofern beschäftigen wir uns hier nicht 

nur mit der Atomenergie, sondern generell mit 

komplexen technologischen Prozessen in der  

globalisierten Welt. Das ist ja auch der Grundan-

satz der Zweiten Moderne, wie sie bei Beck und 

Giddens definiert ist. 

Dazu bitte ich um Wortmeldungen. - Herr 

Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Mit Respekt vor Ihren Ausfüh-

rungen und dem Umfang der Tischvorlage, der es 

mir nicht ermöglicht, dieses Papier jetzt zu 

durchdringen, habe ich zwei Anmerkungen. 

Erstens. In Ihren abschließenden Worten spra-

chen Sie eher davon, dass wir die Frage aufwer-

fen müssen, ob wir mit der Atomenergie vernünf-

tig umgehen können. Das ist eigentlich gesell-

schaftlich entschieden. Daher ist die Zukunftge-

wandtheit dieser Frage für mich nicht so deutlich 

wie die Herausforderung, jetzt mit einer möglich-

erweise falschen Entscheidung umzugehen, um 

die Endlagerung zu organisieren. 
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Zweitens. Was die Organisation der Endlagerung 

von radioaktiven Abfällen angeht, wäre für mich 

ganz wesentlich, dass in dem Papier die Verant-

wortung darauf erstreckt wird, dass es eine End-

lagerung in der Bundesrepublik Deutschland 

gibt. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Vielen Dank. - Das, 

was Sie ausgeführt haben, würde sich meines 

Erachtens gut eignen, um als separates Papier in 

die Unterlagen aufgenommen zu werden - als  

Abriss über die Historie, über die gesellschaftli-

che Entwicklung, über gewisse Denkstrukturen. 

Bei der Definition des Leitbildes käme es mir vor-

wärtsgerichtet stärker auf die Fragestellung an: 

Was ist Gegenstand dessen, was uns hier an die-

sem Tisch verbindet? 

Da würde ich eher Punkte wie die Lösung dieser 

Frage in Deutschland aufnehmen. Wir suchen 

eine deutschlandweite Lösung. Wir suchen eine 

Lösung, die nach Möglichkeit in dieser Genera-

tion erfolgen soll. Ein weiterer Punkt ist, dass die 

Entsorgungsfrage als staatliche Aufgabe betrach-

tet wird und dass wir die Öffentlichkeit dabei 

einbeziehen wollen. 

Solche Punkte würden mir als Kerngedanke im 

Sinne des Leitbildes eher vorschweben als der 

Überbau, den Sie hier dargestellt haben und über 

den eine vertiefte Diskussion erforderlich wäre, 

weil es dazu auch andere Sichtweisen gibt. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Sommer. 

Jörg Sommer: Herr Thomauske, ich stimme 

Ihnen insofern zu, als dass es genau in den Fra-

gen, die Sie benannt haben, noch einer Ergän-

zung bedarf. So verstehe ich das Dokument aber 

auch. 

Im Übrigen sind wir hier natürlich in einem ge-

wissen historischen Kontext. Diesen zunächst 

einmal zu beleuchten, zu durchleuchten und zu 

dokumentieren, halte ich für unsere Arbeit für 

elementar nötig. Deshalb werden wir uns um die-

sen Teil nicht herumdrücken können. Wenn wir 

da in einigen Bereichen vielleicht inhaltlich un-

terschiedliche Ansätze haben, müssen wir sie 

eben diskutieren. Darum kommen wir nicht 

herum. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Ich möchte mit einem Dank für diesen 

grundsätzlichen Diskurs beginnen; denn ich 

glaube, dass er für unsere Arbeit sehr wichtig ist. 

Ich meine, dass die ersten beiden Punkte für die 

weitere Arbeit der Kommission auch sehr wichtig 

sind. Insofern will ich mich sehr dafür ausspre-

chen, auch so anspruchsvoll weiterzumachen. 

Zu den Stichworten „vorwärtsgerichtet“ und 

„nur lösungsorientiert“: Meines Erachtens müs-

sen wir die Möglichkeit behalten, die Bereiche 

der Aufarbeitung dessen, was bisher gelaufen ist, 

mit in unsere Aufgaben einzubeziehen. Jede 

Tonne Atommüll, die wir weiter erzeugen, ver-

größert natürlich das Problem, vor dem wir ste-

hen. Deswegen sagen die Umweltverbände oder 

der BUND auch, dass wir sofort aus der unbe-

herrschbaren Atomenergie aussteigen müssen, 

um das Problem nicht noch immer größer werden 

zu lassen. 

Wenn man sich Ihren Vorschlag für ein solches 

Papier anschaut, fällt auf den ersten Blick auf, 

dass die Punkte 1 und 2 sehr umfänglich be-

schrieben sind, aber die Punkte 3 und 4 bisher 

recht knapp gefasst sind, also durchaus die 

Chance haben, noch ergänzt zu werden. Deswe-

gen würde ich gerne die Gelegenheit nutzen, hier 

darauf hinzuweisen, dass sich gerade der demo-

kratische Diskurs und das Vertrauen stärker im 

Selbstverständnis und im Leitbild der Kommis-

sion wiederfinden sollten - auch realiter in der 

Länge. Im Moment gibt es da natürlich sehr kon-

krete Entwicklungen, zu denen sich diese Kom-

mission meines Erachtens auch äußern muss.  
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Mir wäre es sehr wichtig, dass sich das auch im 

Leitbild dieser Kommission wiederfindet. 

Diese ganz konkreten Herausforderungen, vor de-

nen wir im Moment stehen, laufen ja parallel. Ich 

denke, dass sie nicht abgekoppelt von der Arbeit 

dieser Kommission stattfinden dürfen. Lassen Sie 

mich nur drei Beispiele nennen. 

Erstens. Es darf keinen Export von Atommüll ge-

ben, während wir hier über die Lagerung von 

Atommüll beraten. 

Zweitens. Es darf keine Geheimverhandlungen 

über Bad Banks geben, während wir hier überle-

gen, wie wir mit der Sache umgehen. 

Drittens. Es darf keine Verlängerung der Verände-

rungssperre in Gorleben geben. Wir brauchen 

eine wirkliche weiße Landkarte in Deutschland, 

um auf dieser Basis arbeiten zu können. 

Insofern bitte ich herzlich darum, vor allen Din-

gen diese drei Punkte, die uns ja aktuell auch 

sehr beschäftigen, in geeigneter Form mit in den 

demokratischen Diskurs aufzunehmen. Wir wer-

den dazu auch noch konkrete Textvorschläge lie-

fern. Es wäre aber schon die herzliche Bitte, vor 

allen Dingen die Punkte 3 und 4 auch noch ent-

sprechend zu unterfüttern. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der - nicht nur für das Wort, sondern auch für die 

Vorlage und die Anregungen zur Gestaltung oder 

zur Definition eines Leitbildes der Kommission. 

Ich will einmal einen Punkt aufgreifen. Herr 

Thomauske, Sie sagten eben, es gebe auch andere 

Sichtweisen. Bei einem so langen Text ist es si-

cher der Fall, dass die historische Entwicklung 

unterschiedlich eingeschätzt wird oder dass es 

Facetten oder auch größere Teile gibt, die man 

anders betrachtet. Auf der anderen Seite geht es, 

wenn wir über das Leitbild sprechen, ja auch um 

die Fragestellung: Was heißt das für unsere  

Arbeit hier vor Ort? Was heißt das mit Blick auf 

die Zukunft? 

Wenn man einmal versucht, die Kernsätze her-

auszufiltern, die für unsere Arbeit von entschei-

dender Bedeutung sind, kommt man meines Er-

achtens an dem drittletzten Absatz auf der letzten 

Seite nicht vorbei. Er lautet: 

Der Atomausstieg und die Energie-

wende sind für die Kommission 

Grundlagen, auf denen unsere Ar-

beit aufbaut. Denn wir sind uns 

bewusst: Nur wenn diese Neuord-

nung verwirklicht wird, kann in 

der Bevölkerung das Vertrauen ge-

schaffen werden, das eine sichere 

Lagerung radioaktiver Abfälle 

braucht. 

Das ist zum Beispiel so ein Kernsatz. Ich würde 

gerne wissen, ob wir uns auf einen solchen Kern-

satz verständigen können; denn ich glaube, dass 

wir diesen Anspruch formulieren müssen, weil 

er Grundvoraussetzung ist, um hinterher auch 

Vertrauen für den ganzen Prozess zu gewinnen. 

Wir sollten versuchen, solche Kernsätze hier ge-

meinsam zu definieren und festzuhalten und zu 

sagen: Ja, das ist die Grundlage unserer gemeinsa-

men Arbeit. 

Wenn der Eindruck entstände, dass man nach ei-

ner sicheren Lagerung von Atommüll sucht, aber 

einige gesellschaftliche Gruppen später wieder in 

die Nutzung einsteigen wollen oder die Verlänge-

rung von Kraftwerksbeständen diskutieren, wäre 

das Gift für die weitere Debatte. An solchen Stel-

len hätte ich gerne von den EVUs gewusst - oder 

auch von Ihnen, Herr Thomauske; Sie haben ja 

gerade gesagt, es gebe andere Sichtweisen -: Kön-

nen Sie so einen Satz mit unterschreiben? 

Das ist meines Erachtens auch deshalb interes-

sant und wichtig, weil wir im Moment erleben, 

dass eine ganze Reihe von Facetten des bereits 

vollzogenen Beschlusses zum Atomausstieg, der 

im Bundestag und im Bundesrat gefasst wurde, 
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durch viele Klagen der EVUs zumindest teilweise 

wieder infrage gestellt werden - seien es Gebüh-

renbescheide, seien es Stilllegungsforderungen, 

seien es Klagen vor internationalen Investitions-

schutzgremien. Daher wünsche ich mir, dass wir 

solche Kernsätze identifizieren oder auch noch 

neue hinzufügen, wenn es weitere Vorschläge 

gibt, und sie dann hier auch einvernehmlich fest-

halten. 

Vorsitzender Michael Müller: Als Nächste hat 

Frau Vogt das Wort. 

Abg. Ute Vogt: Ich möchte auch noch einmal für 

die Breite dieses Papiers plädieren. Ich habe viel 

Verständnis dafür, dass man am Ende pragmati-

sche Lösungen braucht. Natürlich braucht man 

auch eine klare Definition unserer Aufgabe. Das 

ist für uns hier sicherlich auch der Schwerpunkt. 

Bei dieser Selbstverständnis-Debatte geht es aber 

nicht allein darum, dass wir uns in dieser Kom-

mission einigen; denn wir führen die Diskussion 

auch stellvertretend für die Gesellschaft und 

müssen erreichen, dass möglichst viele am Ende 

bereit sind, diesen Prozess mitzuverfolgen und 

sich zu beteiligen, weil sie einbezogen werden. 

Deshalb können wir uns diese grundlegendere 

Debatte meines Erachtens nicht ersparen. Um uns 

zu positionieren, müssen wir auch eine gewisse 

Herleitung - wo kommen wir her? - machen. Je 

mehr Differenzen und je mehr Streit von gestern 

und vorgestern wir in diesem Rahmen ausräu-

men können, desto höher wird die Wahrschein-

lichkeit, dass diese Kommission am Ende auch 

Erfolg hat. 

Deshalb ist es gut, wenn man ganz am Anfang 

auch so grundsätzlich in diese Debatte geht; denn 

sonst holt uns ohnehin auch bei den pragmati-

schen Vorschlägen am Ende immer wieder die 

Grundeinschätzung ein. Daher lautet mein Plädo-

yer, das Ganze so umfangreich und ausführlich 

zu lassen und diese Herleitung nicht als Anlage 

zur Geschichte, sondern auch als Teil unserer Ar-

beit zu sehen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Frau Vogt, ich würde eine  

eher gegensätzliche Position formulieren wollen - 

aber nicht etwa, weil Sie gerade gesprochen ha-

ben. Es ist Zufall, dass ich direkt nach Ihnen das 

Wort bekommen habe. Das ist generell meine 

Sicht. Ich sehe unsere Aufgabe als eine sehr an-

spruchsvolle Aufgabe an. Ich sehe sie auch als 

eine sehr verantwortungsvolle Aufgabe an. Der 

Gesetzgeber hat auf Basis eines großen, partei-

übergreifenden Konsenses eine Aufgabe formu-

liert, die wir erfüllen müssen. Ich würde die For-

mulierung von Leitsätzen gerne so sehen, dass sie 

uns in unserer Arbeit unterstützen. Das ist mei-

nes Erachtens nur dann praktisch möglich, wenn 

wir uns auf wenige wichtige Eckpunkte konzent-

rieren; denn wenn wir es zu weit fassen, müssen 

wir hier eine sehr breite Debatte über sehr viele 

Themen führen. In den Wortbeiträgen habe ich 

jetzt schon sehr viele Einzelthemen gehört, die 

aus meiner Sicht nicht in ein Leitbild gehören. 

Für mich wäre ein wichtiger Eckpunkt eines Leit-

bildes für unsere Arbeit, dass wir uns am gesetz-

lichen Auftrag orientieren. Das heißt im Umkehr-

schluss auch, dass wir bestimmte Dinge eben 

nicht mit in unsere Arbeit einbeziehen, obwohl 

sie möglicherweise durchaus interessant wären. 

Weitere Eckpunkte wären, dass wir uns an dem 

Zeitrahmen orientieren, den uns der Gesetzgeber 

gegeben hat, dass wir - das wäre auch eine wich-

tige Leitlinie für unsere Arbeit - ein Verfahren 

vorschlagen, das eine realistische Chance hat, in 

dieser Generation eine nationale Lösung herbei-

zuführen, und dass wir selbstverständlich die  

Öffentlichkeitsarbeit, das Einbeziehen der Öffent-

lichkeit, nach den modernsten und weitrei-

chendsten Erkenntnissen gestalten. Das wären für 

mich wichtige Eckpunkte. 

Und das wären sie auch schon. Die Aufarbeitung 

der Vergangenheit ist sicherlich hilfreich als Hin-

tergrund dazu. Ich würde sie aber nicht als Be-

standteil der Leitlinien für unsere Arbeit hier in 

der Kommission sehen. 

Für mich ist die Zielgruppe der Leitlinien auch 

die Kommission. Die Leitlinien sind also nicht 
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auf eine gesellschaftliche Diskussion ausgerich-

tet. Diese Diskussion werden wir natürlich auch 

führen müssen. Damit werden wir uns auseinan-

dersetzen. 

Es wäre aber sehr hilfreich, wenn wir uns am 

Ende auf wenige Kernsätze verständigten, damit 

wir uns in der weiteren Arbeit, die schwer genug 

wird, jeweils wieder auf diese Kernsätze rückbe-

sinnen können. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Meister. 

Ralf Meister: Herzlichen Dank für das ausführli-

che Papier. Meines Erachtens ist es mehr wert, 

als in irgendeiner Weise nur noch am Rande und 

ergänzend eine Rolle zu spielen. Ich glaube aller-

dings auch, dass es nicht die Funktion überneh-

men kann, das Leitbild darzustellen. Man griffe 

sicherlich zu weit, wenn man in diesem Kreis be-

hauptete, es wäre jemals möglich, dass sich die 

Kommissionsmitglieder auf eine Präambel für 

Leitbilder verständigen könnten. Das ist sicher-

lich rein illusionär. Sonst könnte man behaupten, 

dies wäre ein ausführlicher Vorsatz für die prag-

matische, die operationalisierbare Aufgabe, die 

wir in Kategorien und Zielvorstellungen fassen 

müssen. 

Dennoch wäre mein Vorschlag - denn ich glaube, 

dass gerade auch der Abschnitt über die Zu-

kunftsethik sehr viele interessante Aspekte ent-

hält -, dass wir diesen Text als Lerntext nehmen, 

der weitergeschrieben wird. Wir sollten ihn auch 

in einer großen Freiheit nehmen - und auch in 

der ganzen Widersprüchlichkeit. Bei der Ein-

schätzung der Zweiten Moderne werden wir uns 

vermutlich unter ethischen Gesichtspunkten 

überhaupt nicht einig werden, ob eine For-

schungsbeschränkung - an manchen Stellen viel-

leicht eine rigide, fast undemokratische Hand-

lungsbeschränkung - gemeint ist oder ob die Frei-

heit des Individuums in seiner Autonomie als 

Verantwortungssubjekt auch weiterhin ernst ge-

nommen werden kann. 

Wir sollten den Text also nehmen, um ihn frei 

weiterzuschreiben. Ich würde ihn tatsächlich 

auch nicht in eine redaktionelle Arbeit und eine 

Diskussion in die Kommission nehmen, sondern 

sagen: Das ist ein Teil, der immer wieder auf-

taucht und auf den wir uns in bestimmten Debat-

ten auch punktuell zurückbeziehen. 

Die Aufgabe wäre jetzt aber, in Bezug auf die hin-

teren Punkte das Leitbild zu spezifizieren und - 

ähnlich wie von Herrn Wenzel vorgeschlagen - 

mit einem Satz Thesen zu formulieren, an denen 

wir uns dann orientieren müssen. Für diese Auf-

gabe ist die Vorarbeit geleistet worden. Wir müs-

sen jetzt diese Thesen formulieren. Das wäre aber 

keine Aufgabe für eine Debattenrunde, wie wir 

sie jetzt haben. Vielmehr muss man dazu diesen 

Text nehmen und das erarbeiten. In diesem Pro-

zess muss man dann auch zu einem Satz oder 

zwei Sätzen kommen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Herr Müller, auch ich 

möchte mit einem Dank an Sie beginnen. Darin 

steckt nun wirklich eine ganze Menge Arbeit. Das 

führt dann aber auch zu den Problemen, die wir 

gerade diskutieren, nämlich dazu, dass wir zum 

jetzigen Zeitpunkt nicht über den Inhalt sprechen 

können und offensichtlich auch sehr unter-

schiedliche Vorstellungen darüber haben, was 

ein Leitbild  

eigentlich liefern soll. Insofern ist es für mich 

auch schwer vorstellbar, die Frage zu beantwor-

ten, wie wir denn in der nächsten Kommissions-

sitzung mit dieser Art von Leitbild umgehen soll-

ten. Wenn wir jetzt alle unsere inhaltlichen Anre-

gungen hereingeben und diese dann redaktionell 

bearbeitet werden, bleiben wir nicht bei 13 Sei-

ten. Wenn sich alle hinterher wiederfinden kön-

nen sollen, werden es 30 Seiten. Dann legt das 

die Arbeit der Kommission wahrscheinlich von 

Anfang an ein bisschen lahm. 

Ich will damit nicht die Bedeutung dieses Leitbil-

des schmälern - ganz im Gegenteil. Ich würde 
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sehr dafür plädieren, das zu tun, was Herr Meis-

ter gerade schon vorgeschlagen hat, nämlich 

diese Ausführungen in der Kommission auch als 

Text zu verwenden, sie aber nicht als Leitbild zu 

benutzen, weil wir uns dann erst einmal über die 

Frage unterhalten müssen: Was verstehen wir un-

ter einem Leitbild? 

Meines Erachtens sollten wir die Art und Weise, 

wie wir in der Kommission zusammenarbeiten - 

also das Organisatorische, das Inhaltliche, das 

Zeitliche -, dringend als einen Aspekt in ein Leit-

bild aufnehmen. 

Die Abhandlung, die Sie geschrieben haben, 

wäre, glaube ich, ohne sie jetzt schon im Detail 

gelesen zu haben, ein Stück weit zu schade dafür. 

Das, was daraus an Zukunftsperspektive resul-

tiert, sollte aber als Grundlage für ein Leitbild 

verwendet werden - genau wie Sie es gerade ge-

schildert haben, Herr Meister; möglicherweise er-

gänzt um ein gemeinsames Verständnis über die 

Arbeit in dieser Kommission. Dann hätten wir 

auch einen guten Kompromiss gefunden; denn in 

der Tat dürfte es schwierig sein, in Bezug auf 

diese 13 Seiten einen Konsens in der Kommis-

sion zu finden, der dann tatsächlich auch einem 

Leitbild entspricht, hinter das sich alle stellen 

können. Deswegen wäre mein Vorschlag in der 

Tat, sozusagen beides zu machen. 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich bin auch dankbar 

für die Vorlage. Allerdings bedaure ich, dass wir 

sie erst als Tischvorlage bekommen haben. Ich 

hätte sie gerne vor der Debatte gelesen. Bisher 

konnte ich sie nur überfliegen. Daher reagiere ich 

jetzt mehr auf die Wortbeiträge als auf den Text. 

Ich halte es für richtig, dass wir uns mit der Ver-

gangenheit beschäftigen. Darum kommen wir 

nicht herum. Wir müssen aus Fehlern lernen. Ich 

glaube aber, dass der richtige Zugang zu den Feh-

lern ist - dazu sind wir ja auch qua Auftrag ver-

pflichtet -, die Erfahrungen aus den bisherigen 

Endlagerprojekten in Deutschland in die Arbeit 

der Kommission und auch der Arbeitsgruppe Öf-

fentlichkeitsbeteiligung einfließen zu lassen. Das 

ist ja bereits im Plan und auf dem Weg. Ich finde 

es sehr schwierig, diese große Kommission in  

ihrer Heterogenität auf eine gemeinsame Bewer-

tung der Vergangenheit verpflichten zu wollen. 

Das halte ich für unmöglich. Ich glaube auch 

nicht, dass es für unsere Arbeit notwendig ist. 

Notwendig ist, dass wir uns miteinander darauf 

verständigen, was für die Zukunft notwendig ist, 

und dass wir bestimmte Stränge, die aus der Ver-

gangenheit in die Gegenwart und in die Zukunft 

reichen, im besten Fall auch einigermaßen ge-

meinsam bewerten. Zu versuchen, die gesamte 

Vergangenheit - nicht nur die Geschichte der 

Atomkraft, sondern auch die Geschichte von 

Technikfolgenabschätzung usw. - gemeinsam zu 

bewerten, würde uns aber ohne Ende aufhalten. 

Ich möchte die Zeit dafür nicht investieren, weil 

ich es, wie gesagt, nicht für notwendig halte, dass 

wir uns darauf einigen. Die Stärke dieser Kom-

mission liegt doch gerade darin, dass sie die Ge-

sellschaft in ihrer Heterogenität repräsentiert. 

Wir kommen nun einmal aus unterschiedlichen 

Zusammenhängen und haben unterschiedliche 

Hintergründe. 

Deswegen schließe ich mich jetzt auch dem an, 

was ich hier bei Herrn Meister und Herrn Kanitz 

herausgehört habe. In der Tat sollten wir dieses 

Papier der Vorsitzenden als Diskussionspapier 

und als Debattenbeitrag nehmen und es auch im-

mer wieder benutzen, aber versuchen, uns auf 

tatsächliche Leitbildaussagen und Eckpunkte zu 

verständigen, auf die wir die Kommission in  

ihrer Gesamtheit tatsächlich auch verpflichten 

können. 

Dazu würde für mich bereits das Selbstverständ-

nis gehören - schon das ist gar nicht selbstver-

ständlich -, dass Atomausstieg und Energiewende 

die Grundlage unserer Arbeit sind. Das wäre für 

mich ein essenzieller Eckpunkt - oder auch der 

schon erwähnte Punkt, dass wir eine nationale 

Lösung wollen und dass auch keine andere Lö-

sung für uns zulässig ist. 
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Solche Punkte würde ich relativ apodiktisch for-

mulieren, also ohne großen Überbau. Wir sollten 

abklären, worauf wir uns da verständigen kön-

nen. Alles andere sollten wir als Debattenbeitrag 

benutzen und auch eine Debatte darüber führen. 

Diese beiden Stränge würde ich vorschlagen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Von Frau Kotting-

Uhl und Herrn Kanitz ist schon ein Teil dessen 

gesagt worden, was ich auch sagen wollte. 

Herr Wenzel hat vorhin einen Satz identifiziert, 

den er für sich als sehr wichtig ansieht. Ich 

konnte das Papier bisher nur überfliegen und 

noch nicht die für mich wichtigen Sätze heraus-

ziehen. 

Ich möchte aber auch dafür plädieren, dass wir 

ein Leitbild schaffen, das nicht mehr als ein bis 

drei DIN-A4-Seiten umfasst. Darin stehen nur die 

wichtigen Sätze. Dieses Leitbild mit einem Um-

fang von ein bis drei Seiten verabschieden wir 

hier hoffentlich mit großer Mehrheit. Man kann 

sich dann noch überlegen, ob man diesen ein bis 

drei Seiten beispielsweise Teile Ihres Papiers als 

Anhang hinzufügt. Ansonsten würde ich aber 

auch darum bitten, das Ganze etwas kürzer zu 

fassen und dann lieber mit großer Mehrheit hier 

zu verabschieden. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Fischer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Die Politik hat uns 

den Auftrag gegeben, mit dieser Kommission 

einen Neuanfang für die Endlagersuche zu ma-

chen. Daher ist für mich die Aufgabe klar: Wir  

arbeiten zukunftsgerichtet. 

Ein Stück weit wird das meines Erachtens auch 

schon durch den Begriff „Leitbild“ geprägt; denn 

ein Leitbild führt in die Zukunft und sollte sich 

mit den Themen beschäftigen, die wir hier ge-

meinsam bewältigen wollen. 

Insofern bin ich auch dafür, dass wir viel Arbeit 

darauf verwenden. Wir sollten versuchen, Kon-

sens darüber herzustellen, wie wir das gemein-

sam machen wollen, und nicht über Dinge reden, 

die in der Vergangenheit aus verschiedenen 

Gründen sehr differenziert und unterschiedlich 

gesehen worden sind. 

Insofern kann ich dem Vorschlag, den Herr Kudla 

gemacht hat, nur zustimmen. Ich glaube eben-

falls, dass die Gemeinsamkeit am besten darge-

stellt wird, wenn sie sehr kurz und prägnant for-

muliert wird und wenn sie am Ende von allen ge-

tragen wird. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - 

Herr Zdebel. 

Abg. Hubertus Zdebel: Herzlichen Dank, Herr 

Vorsitzender. - Ich will mich dem Dank anschlie-

ßen. Zwar habe ich das Papier noch nicht wirk-

lich lesen können. Da geht es mir ähnlich wie ei-

nigen anderen in der Runde. Nach allem, was ich 

bisher lesen konnte, finde ich es aber erst einmal 

als Aufschlag sehr gut. 

Erstens. Im Gegensatz zu einigen meiner Vorred-

ner denke ich schon, dass wir auch über die Ver-

gangenheit reden müssen - vor allen Dingen 

dann, wenn sie auch in Zukunft hinausweist. Ich 

will das am Beispiel der Urananreicherung deut-

lich machen. Urananreicherung stand auch am 

Anfang der Atombombe bzw. zumindest ihrer 

Entwicklung im damaligen Hitler-Deutschland, 

also im Nationalsozialismus. Nach wie vor findet 

in Deutschland Urananreicherung statt. Wir ha-

ben immer noch die Urananreicherungsanlage in 

Gronau. Diese Zusammenhänge muss man sehen, 

glaube ich. Die Atomkraft hat nämlich zwei Sei-

ten - zum einen die Seite der Nutzung im Sinne 

von militärischen Einsätzen und zum anderen 

die Seite der zivilen Nutzung. Da gibt es natür-

lich bestimmte Zusammenhänge, wie Sie sicher-

lich auch wissen. 

Deswegen halte ich es schon für wichtig, in ei-

nem solchen Text auch einen historischen Teil 
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zu haben. Das sollte man zumindest diskutieren 

und daraus auch Rückschlüsse für die Zukunft 

ziehen, und zwar dahin gehend, was sich nicht 

wiederholen darf bzw. welche Gefahren nach wie 

vor mit bestimmten Technologien verbunden 

sind. Es ist mir sehr wichtig, dass tatsächlich der 

Zusammenhang gesehen wird und auch ein his-

torischer Diskurs stattfindet. 

Zweitens. Herr Wenzel hat zu Recht darauf hin-

gewiesen, dass der von ihm zitierte Absatz im 

Teil „Demokratischer Diskurs“ möglicherweise 

ein Leitsatz sein kann, auf den sich viele verstän-

digen können, wobei sich dann vor allen Dingen 

auch die Energiekonzerne auf einen solchen Dis-

kurs und solche Leitsätze einlassen müssen, was 

ja nicht immer selbstverständlich ist. 

Dem möchte ich noch einen Gedanken hinzufü-

gen. Meines Erachtens ist für das Vertrauen ge-

nauso wichtig, was die aktuelle Politik macht. Es 

sind nicht nur die Konzerne; es ist auch die aktu-

elle Politik. Ich frage mich, wie überhaupt Ver-

trauen entstehen kann - und darum geht es ja 

letztlich immer auch -, wenn ich mir anschaue, 

wie im Moment, während diese Kommission ihre 

Arbeit aufgenommen hat, hier in Deutschland 

weiter mit Atommüll umgegangen wird. Zum 

Beispiel erinnere ich an den derzeitigen Umgang 

mit dem Jülicher Müll. Ich frage mich schon, ob 

es wirklich richtig ist, wenn aus kommerziellen 

Reaktoren, die jahrzehntelang kommerziell in Be-

trieb gewesen sind, zum Beispiel Forschungsre-

aktoren werden. Auch diese Fragen muss man 

sich stellen. Auf der einen Seite muss man sich 

zwar anschauen, was die Konzerne machen; das 

ist richtig. Auf der anderen Seite muss man aber 

auch sehen, was die herrschende Politik tut. 

Da sehe ich natürlich auch Zusammenhänge mit 

der Frage, wie das Gesetz in der Vergangenheit 

zustande gekommen ist. Wenn es uns nicht ge-

lingt, tatsächlich sehr schnell in einen Evaluie-

rungsprozess dieses Gesetzes einzusteigen, wird 

es auch schwierig werden, Vertrauen herzustel-

len - auch vor dem Hintergrund des ganz aktuel-

len Umgangs mit Atommüll. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Ich 

habe mich auch noch einmal gemeldet, um aus 

meiner Sicht zu sagen, wie ich die Arbeit ver-

stehe. Ich verstehe sie eben nicht nur technisch, 

sondern glaube, dass der Kern für den Erfolg der 

Kommission und ihrer Vorschläge ist, ob wir fä-

hig sind, neue Grundlagen für Verständigung und 

Vertrauensbildung zu schaffen. Das ist nicht nur 

eine technische Aufgabe. Ich halte es sogar für 

gefährlich, es auf das Technische zu verengen. 

Deshalb sind meine Ausgangspositionen eher 

drei andere. 

Erstens. Ein zentrales Problem ist - in der Philo-

sophie, in der Gesellschaftswissenschaft und in 

der Geschichtswissenschaft wird das ja überall 

beklagt -, dass unsere Zeit von einem Verlust an 

Geschichte geprägt ist, weil wir in einer Art per-

manenter Gegenwart leben, die nicht mehr fähig 

ist, Zusammenhänge zu begreifen. Das ist einer 

der Kernsätze, die heute überall in philosophi-

schen Debatten vorne stehen. Ich teile das und 

warne davor, zu glauben, man könne ohne Ge-

schichte Zukunft machen. Auch das ist eine Illu-

sion. 

Zweitens. Ich wehre mich ein wenig gegen die 

Entleerung der Philosophie des Pragmatismus. 

Die Philosophie des Pragmatismus, wie sie 

Charles Sanders Peirce entwickelt hat, sagt: Es 

geht nicht ohne klare Zielbestimmung und die 

Kenntnis der Wirkungen, die Handlungen haben. 

- Es ist nicht so, dass das alles im luftleeren 

Raum einfach, je nachdem, kommt. Im Gegenteil: 

Die Philosophie des Pragmatismus, wie sie in 

den amerikanischen Schulen festgelegt wurde, 

hat klare wertorientierte Grundlagen und auch ei-

nen klaren Rahmen. 

Drittens. Ich bin nicht der Auffassung, dass un-

sere Gesellschaft eine gute Zukunft hat, wenn es 

immer mehr Verlust an Reflexion gibt. Heute ha-

ben wir schon ein hohes Maß dieses Verlustes an 

Reflexion. Wir sind geprägt von kurzfristigen Er-

eignissen, aber nicht von langfristigen Zusam-

menhängen. Daraus resultiert dann eine Sicht-

weise, die heißt: Ich orientiere mich an dem 
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Machbaren. - Das ist zwar schön und gut. Wenn 

das Machbare nicht mehr dem Notwendigen ent-

spricht, nutzt das aber auch nichts. Insofern bin 

ich da politisch - und ein bisschen Ahnung von 

Politik habe ich auch, glaube ich - grundsätzlich 

anderer Meinung. Die Meinung, dass die Entlee-

rung historischer und wertorientierter Zusam-

menhänge zu wirklich sinnvollen Entscheidun-

gen führt, teile ich ausdrücklich nicht. Meines 

Erachtens liegt ein Teil des Dilemmas, in dem 

wir heute sind, genau in dieser mangelnden Re-

flexion begründet. 

Das Papier ist ja anders aufgebaut. Im Übrigen tut 

es mir sehr leid, dass es erst gestern vorgelegt 

worden ist. Das hat auch an einer Krankheit gele-

gen. Ich bitte also um Entschuldigung. Deshalb 

habe ich auch gleich gesagt, dass es heute nicht 

beschlossen werden soll, sondern nur ein Ein-

stieg ist. Nur: Mich wundern manche Beiträge zu 

einem Text, den man gar nicht gelesen hat. Das 

finde ich schon interessant. Jedenfalls ist das 

nicht mein Verständnis von Offenheit. 

Deshalb sage ich noch einmal: Mir geht es darum, 

in den ersten beiden Teilen vor allem zwei Sa-

chen zu erklären. 

Erstens. Herr Meister, ich teile Ihre Position, dass 

das mit der Zukunftsethik nicht einfach ist. Bei-

spielsweise bin ich oft mit Hans Jonas zusammen 

gewesen. So sehr ich seine Grundidee teile, dass 

die Kant’schen Imperative nicht ausreichend 

sind, um die heutigen Herausforderungen zu be-

schreiben, so sehr bin ich gegen die interpretier-

baren Schlussfolgerungen von Jonas in Bezug auf 

die Moderne. Das ist nicht meine Position. Meine 

Position ist eher, dass man Freiheit und Verant-

wortung stärken muss. Da bin ich also - damit die 

Positionen und die Ausgangssituationen klar 

sind - auf einer anderen Linie. Ich bin eher auf 

der Linie beispielsweise des Philosophen Apel 

als auf der Linie des Philosophen Jonas. Es ist 

aber schon eine zentrale Debatte, ob man eine Re-

flexionsfähigkeit entfaltet, die nicht nur die Ver-

gangenheit kennt, sondern ausgehend von der 

Vergangenheit auch die Zukunft entwickelt. Das 

halte ich für unverzichtbar. 

Zweitens. Die Technologiefolgenabschätzung 

zieht sich auch schon durch das ganze letzte 

Jahrhundert. In den 20er- und 30er-Jahren gab es 

das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit, den 

Kulturrat und vieles andere mehr. Letztlich ist in 

den Normbestimmungen, wie wir sie seit den 

50er-Jahren entwickelt haben, fast alles eine reak-

tive Technikfolgenbeschreibung und -bewertung. 

Wir haben es hier aber nicht nur mit einer reakti-

ven Beschreibung und Bewertung zu tun. Viel-

mehr geht es vor allem um die Zukunftsfähigkeit 

von Technologiebestimmung. Das ist bisher un-

zureichend geleistet worden. Und nichts anderes 

streitet man ab. Wenn meine These richtig ist, 

dass es bei dieser Kommission nicht nur um ein 

Einzelthema geht, sondern um die Grundfrage, 

wie die Moderne mit Technologien umgeht, ha-

ben wir aber die Verantwortung, darüber auch et-

was zu sagen. Das ist jedenfalls mein Verständ-

nis. 

Natürlich müssen die Eckpunkte - da stimme ich 

Ihnen zu - noch ergänzt und erweitert werden. 

Allerdings habe ich beispielsweise schon an der 

These, wir könnten eine für alle Zeiten dauernde 

Lösung hinkriegen, meine Zweifel. Das ist viel-

leicht fast sogar Blasphemie. Gehen wir nur ein-

mal 500 Jahre zurück. Wer hat sich im Jahre 1500 

vorstellen können, wie die Welt heute aussieht? 

Insofern bin ich mit so weit reichenden Aussagen 

sehr vorsichtig. Wir müssen aber Prinzipien ent-

wickeln, wie wir solche Fragen bewältigen. Das 

finde ich richtig. Darum geht es auch. 

Im Übrigen kann ich nur Folgendes sagen: Ich 

halte es für richtig, in dieser Kommission erstens 

die Debatte über die Erste und Zweite Moderne - 

also den Umschlag von einem System, in dem 

man glaubt, alles füge sich letztlich in Richtung 

eines Fortschritts, hin zu einem reflexiven Fort-

schritt; das ist ja der Kern der Diskussion - zu 

führen und zweitens deutlich zu machen, dass 

wir einen anderen Umgang mit Technologien 
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brauchen. Sonst wäre aus meiner Sicht auch die 

Lernquote dieser Kommission zu gering. 

Als Nächster hat Herr Miersch das Wort. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Vielen Dank. - Ich 

kann ein bisschen daran anknüpfen; denn zu-

nächst einmal halte ich es für wichtig, dass die 

Arbeit dieser Kommission nicht nur als techni-

sche Gesetzgebungsmaschinerie verstanden wird. 

Es ist nicht nur die Reflexion dessen, was der Ge-

setzgeber vorgelegt hat, also nicht nur das Ab-

klopfen darauf, ob das reicht oder nicht; denn die 

Einsetzung der Kommission macht ja deutlich, 

dass wir als Bundestag und Bundesrat alle gesell-

schaftlichen Gruppen oder zumindest die reprä-

sentativen Gruppen, die wir eingeladen haben, 

an diesem Prozess beteiligen wollen. 

Herr Jäger, deswegen will ich Ihnen ausdrücklich 

widersprechen. Ich glaube, dass wir in dieser 

Kommission auch einen gesellschaftlichen Dis-

kurs über die großen Fragen brauchen. Deswegen 

haben wir die verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen hier beteiligt. Nach meiner Auffassung 

ist es auch wichtig, den Diskurs in der Vergan-

genheit und bei der Bewertung von Dingen, die 

in der Vergangenheit liegen, zu beginnen. Diesen 

Diskurs müssen wir wahrscheinlich offen führen 

- genauso wie jede technische Diskussion über 

die Frage, welche Formen von Öffentlichkeitsbe-

teiligung ein Gesetz enthalten soll und, und, und. 

Deswegen stimme ich Herrn Meister zu. Ich 

würde mir wünschen, dass dieses Papier zumin-

dest immer in einer Mappe liegt, sodass man 

auch wieder darauf zurückgreifen kann. 

Herr Vorsitzender und Frau Vorsitzende, im Üb-

rigen reicht es meines Erachtens nicht, dass wir 

ein solches Papier rechtzeitig bekommen. Zu die-

sem gesellschaftlichen Diskurs - Stichwort: Ar-

beitsgruppe Öffentlichkeitsbeteiligung; wir haben 

heute Morgen ja schon zusammengesessen - ge-

hört natürlich auch, dass die Öffentlichkeit, die 

diesen Diskurs beispielsweise am Bildschirm ver-

folgt, nachvollziehen kann, worüber wir reden. 

Deswegen muss ein solches Papier nicht nur 

rechtzeitig vorher hier verteilt werden, sondern 

auch über das Internet so früh zugänglich sein, 

dass man diese Diskussion nachempfinden kann. 

Ich denke deswegen, dass dieses Papier ein erster 

Aufschlag ist, und würde mir sehr wünschen, 

dass wir uns alle jetzt erst einmal mit diesem Pa-

pier beschäftigen. Dabei sollte Ihr Beispiel Schule 

machen, Herr Thomauske. Dazu möchte ich aus-

drücklich auffordern. Man sollte also sehr wohl 

auch artikulieren können, welche Stellen in die-

sem Papier man nicht mittragen kann; denn ge-

rade die Dissense oder die Unterschiede sind das 

Spannende für ein Verständnis der Zukunft. Wir 

können ein gemeinsames Verständnis nicht ent-

wickeln, wenn wir die Unterschiede in der Be-

trachtung der Vergangenheit nicht offenlegen. 

Deswegen müssen wir zunächst einmal zwei Sa-

chen sagen. Erstens: Wo sind die Punkte, mit de-

nen wir nicht d’accord gehen? Zweitens: Wo sind 

die Dinge, die uns fehlen? 

Diesen Diskurs müssen wir organisieren - neben 

all den Techniken, die wir ja auch schon skiz-

ziert haben. In der öffentlichen Berichterstattung 

merkt man natürlich auch, dass das Ganze eine 

große Herausforderung ist. Die Erwartungshal-

tung ist groß. Sie geht fast schon dahin, dass je-

der hier sofort das Standortauswahlgesetz 2.0 aus 

der Tasche ziehen kann. So einfach ist es aber 

nicht. Deswegen ist dieser Diskurs, den wir heute 

hier beginnen, ein sehr wichtiger. Ich würde mir 

wünschen, dass wir in den nächsten Sitzungen 

neben den geplanten Anhörungen zumindest ein 

bisschen Zeit aufwenden, um zusammenzutra-

gen, mit welchen Punkten wir nicht übereinstim-

men und welche Punkte uns fehlen. 

Vorsitzender Michael Müller: Jetzt hat Frau 

Glänzer das Wort. 

Edeltraud Glänzer: Weil sich alle für das Papier 

bedankt haben, will ich das zu Beginn auch gerne 

machen. Ich denke aber - darauf ist auch schon 

ausreichend hingewiesen worden -, dass es gut 

wäre, solche Papiere wie auch andere Papiere 
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rechtzeitig zu bekommen. Verständnis habe ich 

dafür, wenn das aufgrund von Krankheit etc. mal 

passiert. Ich erlebe es aber insgesamt so, dass wir 

eine Woche vor der Sitzung ganz viele Papiere 

bekommen. Ich würde darum bitten, dass wir 

noch einmal gucken, ob man das gegebenenfalls 

etwas anders organisieren kann. 

Zu dem Papier selbst möchte ich mich den Aus-

führungen von Herrn Meister, Herrn Kanitz, Frau 

Kotting-Uhl und Herrn Kudla anschließen. 

Gleichwohl ist, glaube ich, ein gesellschaftlicher 

Dialog und Diskurs möglich. Ich weiß aber nicht, 

ob wir es schaffen, uns bis ins letzte Detail in die-

ser Kommission darauf zu verständigen. Deshalb 

würde ich auch darum bitten, dass wir das jetzt 

vorliegende Papier als Papier der Vorsitzenden 

ansehen und im Sinne eines lebenden Papiers je-

weils unsere Anmerkungen dazu machen kön-

nen. Ich möchte nicht, dass wir sehr viel Zeit da-

für aufwenden, über dieses Leitbild immer und 

immer wieder zu diskutieren, und dann in unse-

rem Arbeitsprogramm nicht vorankommen. 

Diese Aussage will ich aber auch bitte nicht so 

verstanden wissen, dass es um eine reduzierte, 

nur technische Debatte geht. Frau Kotting-Uhl 

hat gesagt, dass wir aus den Fehlern und aus der 

Geschichte lernen müssen. Ich denke, dass wir 

das auch können. Das können wir ganz konkret 

an dem, was wir uns bisher schon im Arbeitspro-

gramm vorgenommen haben. 

Deshalb unterstütze ich den Vorschlag von Herrn 

Minister Wenzel sehr. Auch ich finde es wichtig, 

dass wir uns auf einige relativ kurze Kernsätze 

verständigen. Darüber wird es sicherlich noch 

Diskussionen geben. Ich glaube aber, dass wir es 

dann eher schaffen, zu einem Konsens zu kom-

men, sodass wir uns im Weiteren auf die Dinge 

konzentrieren können, die wir in dem Arbeits-

programm auch verabredet haben; denn meine 

Sorge ist, dass wir sonst mit dem, was wir uns 

vorgenommen haben, nicht hinkommen. Deshalb 

bitte ich darum, dieses Papier eher als ein leben-

des Papier zu sehen, kurze, knackige Kernsätze 

zu formulieren, sich darauf zu verständigen und 

dann auch zügig im Arbeitsprogramm voranzuge-

hen. Das eine oder andere wird dann sowieso im-

mer wieder thematisiert werden, denke ich. 

Vorsitzender Michael Müller: Schönen Dank. - 

Herr Sommer. 

Jörg Sommer: Vielleicht wird es jetzt doch Zeit 

für einen pragmatischen Vorschlag - auch unter 

Reflexion dessen, was wir alles diskutiert haben. 

Es ist in der Tat schade, dass aufgrund der Tisch-

vorlage das Publikum hier oben und die Men-

schen draußen, die sich diesen Livestream viel-

leicht angucken, gar nicht wissen, wovon wir ge-

rade reden. Da wir das Ganze heute aber als Ein-

bringung des Papiers sehen, ist dies insofern ver-

schmerzbar, wenn wir das tun, was ich vor-

schlage. Ich schlage vor, dieses Papier mit der Be-

merkung „lernendes Papier“ und nicht etwa „Be-

schluss der Kommission“ in die Öffentlichkeit zu 

geben. Dann hören wir uns einmal an, was die 

Öffentlichkeit dazu sagt, und sagen selber auch 

etwas dazu. Anschließend werden wir weiter 

darüber diskutieren müssen; denn Reflexion ist 

ein Bestandteil unserer Kernaufgabe als Kommis-

sion. Darum können wir uns nicht ganz herum-

drücken. 

Ich weiß aber auch - so naiv bin ich nicht -, dass 

wir, egal wie lange wir diskutieren, dieses hier 

vorgelegte Papier - dazu habe ich schon viel zu 

viele Schmerzstellen gefunden - wahrscheinlich 

nicht alle im Konsens beschließen werden. Das 

müssen wir auch nicht - da stimme ich Ihnen zu, 

Herr Jäger -, um ordentlich operativ arbeiten zu 

können. 

Wir brauchen aber ein Leitbild. Deshalb lautet 

der zweite Teil meines pragmatischen Vor-

schlags: Wir machen einen Schnitt vor dem 

Teil III. Das gesamte Papier geben wir natürlich 

in die Öffentlichkeit. Den vorderen Teil diskutie-

ren wir weiter. Was den hinteren Teil angeht, 

hätte ich die Bitte an die Vorsitzenden, das etwas 

einzudampfen und im Sinne der zahlreichen 

Vorschläge zu versuchen, Formulierungen zu fin-

den - sie dürfen auch wehtun und es notwendig 
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machen, dass wir darüber diskutieren müssen; 

keine Frage -, die für uns sehr notwendig sind, 

um vernünftig miteinander die Ziele unserer 

Kommission bearbeiten zu können. Es wäre 

schön, wenn diese Formulierungen rechtzeitig 

vor der nächsten Sitzung vorliegen würden, also 

nicht als Tischvorlage, sondern so früh, dass wir 

uns und auch die Menschen draußen sich vorbe-

reiten können. Das wäre mein Vorschlag. 

Vorsitzender Michael Müller: Schönen Dank. - 

Herr Ott, bitte. 

Erhard Ott: Auch wenn bisher nur die Möglich-

keit bestand, das Papier durchzublättern, ohne es 

wirklich zu lesen, finde ich es erst einmal richtig 

und gut, dass wir ein solches Papier haben, weil 

es die Arbeit, die wir als Kommission leisten sol-

len, noch einmal in einen historischen Zusam-

menhang stellt. 

Ich hatte mich nach dem Redebeitrag von Herrn 

Wenzel gemeldet. Wenn hier die Diskussion pro 

oder kontra Kernkraft geführt wird, ist das nicht 

die Grundlage, unter der ich in dieser Kommis-

sion mitarbeite. Grundlage ist vielmehr die Ent-

scheidung für den Ausstieg aus der Kernenergie. 

Die Folgen daraus sind, dass jetzt das Thema 

Endlagerdiskussion auf einer neuen Grundlage in 

einem gesellschaftlichen Diskurs von dieser 

Kommission organisiert werden soll. Das ist für 

mich die Grundlage der Arbeit. 

Gestatten Sie mir eine Nebenbemerkung. Die Kla-

gen beispielsweise gegen die Brennelemente-

steuer haben nichts mit der Frage „pro oder 

kontra Kernkraft“ oder „Wiedereinstieg in die 

Kernenergie“ zu tun, sondern beruhen auf rein 

unternehmerischen Entscheidungen, zu denen 

Vorstände verpflichtet sind, um Schaden von ih-

ren Unternehmen abzuwenden. Im Übrigen ha-

ben wir auch erhebliche verfassungsrechtliche 

Bedenken bei der Einführung dieser Steuer ge-

habt. Diese sind nicht berücksichtigt worden. Das 

sind jetzt die Konsequenzen, wie die ersten Ent-

scheidungen dazu erahnen lassen. - Dies aber nur 

als Nebenbemerkung. 

Genauso wie Herr Sommer halte ich es für not-

wendig, die Ausführungen ab Teil III in Eck-

punkte für die Arbeit der Kommission umzuwan-

deln; denn das sind die Grundlagen. Wir sollten 

uns darauf verständigen, dass das die gesell-

schaftspolitischen, technologischen und demo-

kratischen Grundlagen sind, unter denen wir die 

Arbeit hier in der Kommission organisieren, und 

nicht eine rückwärtsgewandte Debatte anfangen. 

Schließlich geht es darum, den gesellschaftlichen 

Diskurs auf den Weg zu bringen. Im Übrigen hat 

uns in der 2. Sitzung der Arbeitsgruppe Öffent-

lichkeitsbeteiligung auch schon ziemlich intensiv 

die Frage beschäftigt, wie wir die Breite in der 

Gesellschaft hinbekommen, um die am Ende not-

wendige Akzeptanz für die konkrete Suche nach 

einem Endlager dann erfolgreich auf den Weg zu 

bringen. 

Vorsitzender Michael Müller: Schönen Dank. - 

Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich wollte mich jetzt 

nicht noch einmal in die inhaltliche Debatte ein-

klinken. Da reicht ein Beitrag, meine ich. Ich 

habe nur noch eine formale Bitte. Da schließe ich 

mich ein bisschen an Herrn Miersch an. Wir ha-

ben jetzt einen ganzen Stapel von Tischunterla-

gen bekommen. Das erschwert uns natürlich ein 

bisschen das Arbeiten. Wir hatten für diese Sit-

zung ohnehin nur zwei Wochen Vorbereitungs-

zeit. Auch die Unterlagen derjenigen, die sie 

rechtzeitig geliefert haben, standen uns nicht län-

ger zur Verfügung. Das war diesmal natürlich 

eine Sondersituation. Wenn wir unsere Beratun-

gen öffentlich durchführen, nützt es den Men-

schen, die sie verfolgen, ob nun hier auf der Zu-

schauertribüne oder irgendwo am Bildschirm, 

aber nichts, wenn ihnen die Unterlagen, auf de-

ren Grundlage wir beraten, nicht zur Verfügung 

stehen. Das ist in meinen Augen noch essenziel-

ler als die Tatsache, dass es für uns eine Er-

schwernis ist, über etwas zu debattieren, was wir 

nicht wirklich gelesen haben können. 

Deshalb lautet meine Anregung für die Zukunft, 

Tischvorlagen wirklich nur im allernötigsten 
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Notfall vorzulegen und dann auch dafür zu sor-

gen, dass sie öffentlich zugänglich sind. Sonst 

werden wir unserem Versprechen nicht gerecht. 

Vorsitzender Michael Müller: Nachdem dieses 

Papier erst gestern fertig geworden ist, wird es 

natürlich in den nächsten Tagen eingestellt. Das 

ist unbestritten. - Als Nächster hat Herr Thom-

auske das Wort. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Das, was Frau  

Kotting-Uhl angesprochen hat, ist noch einmal 

ein Sonderthema. Aus meiner Sicht muss aber 

grundsätzlich die Frage, wie wir zu einer Profes-

sionalisierung in der Unterlagenverwaltung kom-

men, bearbeitet werden. Beispielsweise wurde 

meine Unterlage, die ich am Mittwoch einge-

reicht habe, erst heute als Tischvorlage verteilt. 

Das ist schon ein etwas längerer Zeitraum. Ich 

denke, dass es möglich sein müsste, das dann 

auch ins Internet zu stellen. Generell brauchen 

wir aber, glaube ich, einen Share Point, wo die 

Unterlagen aufgenommen sind, wo sie eine ent-

sprechende Struktur haben, wo man den Über-

blick über die Unterlagen hat; denn sonst schlep-

pen wir uns mit den Papieren, die wir hier zu 

den Sitzungen mitbringen, irgendwann zu sehr 

ab. 

Mit einer Betrachtung als lernendes Papier kann 

ich leben. Es bleibt aber die Aufgabe, ein Leitbild 

zu entwickeln. Insofern würde ich trotzdem da-

bei bleiben. Das, was hier vorgelegt wird, ist nach 

meinen Vorstellungen nicht das Leitbild. Es ist 

vielleicht ein Hintergrundpapier für eine gewisse 

Vorstellung und für einen Hintergrund zum Leit-

bild, enthält aber viele Behauptungen, an denen 

ich nicht mich beteiligen würde, beispielsweise: 

Nur wenn diese Neuordnung 

- Energiewende und Atomausstieg - 

verwirklicht wird, kann in der Be-

völkerung das Vertrauen geschaf-

fen werden, … 

Das hat zunächst einmal Behauptungscharakter. 

Wir müssten dann ja im Einzelnen darüber dis-

kutieren, ob das so auch richtig ist. 

Dass wir uns mit der Geschichte beschäftigen 

müssen, halte ich für essenziell. Deswegen würde 

ich mir ebenfalls vorstellen, dass wir in ein 

dreiseitiges Leitbild als eine der Grundlagen auf-

nehmen: Die Kommission ist der Auffassung, 

dass die Vergangenheit an dieser Stelle mit zu be-

rücksichtigen ist und die Lehren aus der Vergan-

genheit zu ziehen sind - aber vorwärtsgerichtet, 

also im Hinblick darauf, was das für die zukünf-

tige Entwicklung bedeutet. 

Insofern können wir uns bei allen diesen Punk-

ten - einschließlich der Fragestellung der Tech-

nikfolgenabschätzung und ähnlicher Punkte - da-

rauf verständigen, dies im Rahmen eines Diskur-

ses zu tun. Das können wir alles in Spiegel-

punkte fassen. Üblicherweise ist ein Leitbild auf 

einem Flyer formuliert und umfasst anderthalb 

Seiten. Alles, was länger als drei Seiten ist, ist 

kein Leitbild mehr, sondern enthält alle mögli-

chen Glaubenssätze. Es wird auch nicht mehr ge-

lesen und ist auch nicht mehr das verbindende 

Element. 

Kurzum: Ich bin der Auffassung, dass wir bis zur 

nächsten Sitzung durch die Beiträge, die wir ein-

sammeln können, spiegelpunktartig die Kernele-

mente eines Leitbildes formulieren können, das 

dann in der nächsten Sitzung zur Diskussion ge-

stellt werden kann. Da bin ich mir vom Grund-

satz her mit Herrn Miersch, dessen Ausführun-

gen ich auch teile, einig. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Meister. 

Ralf Meister: Ich habe noch eine kurze Ergän-

zung zu der Frage der Historizität des ganzen Ge-

schehens, das wir hier betrachten. Erlauben Sie 

mir da, auch wenn das vielleicht unangemessen 

ist, einen pastoralen Ton. Ich glaube, dass es in 

den vergangenen anderthalb Generationen kaum 

eine andere gesellschaftliche Debatte gegeben 
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hat, die unsere Gesellschaft punktuell so gespal-

ten hat wie die Auseinandersetzung um die 

Atomenergie. Eine Betrachtung für die Zukunfts-

perspektive des Umgangs mit den Konsequenzen 

der Nutzung der Atomenergie hat zwangsläufig 

die Verpflichtung, sich mit dieser Geschichte 

auseinanderzusetzen. Wir sitzen hier ja nicht nur 

als Vertrauenssubjekte, weil wir mit geschärftem 

Gewissen urteilen wollen, sondern auch deshalb, 

weil wir eine Geschichte haben - jeder von uns. 

Es macht nun einmal einen Unterschied, ob ich 

ein Berufsleben lang mit der Nutzung von Atom-

energie mein Geld verdient habe oder meine Bio-

grafie im Wendland oder bei Demonstrationen in 

Brokdorf verbracht habe. Wir bilden nicht das ab, 

was der Philosoph Apel in Ausführung von Ha-

bermas einmal die ideale Kommunikationsge-

meinschaft genannt hat. Insofern werden wir es 

nicht schaffen, hier einen Kreis zu bilden, in dem 

wir so weit, wie wir nur können, von dem abse-

hen, was uns - beruflich, kulturell, persönlich, 

ideologisch - zutiefst prägt. Das hat auch noch 

niemand geschafft. 

Dass wir uns beispielhaft diesem Modell annä-

hern, könnte aber nach innen wie nach außen ein 

Zeichen der Versöhnung sein - der Versöhnung 

über eine Spaltung einer Gesellschaft, die sich 

bis heute nicht darüber geeinigt hat, wie sie mit 

der Atomenergie umgegangen ist oder mit den 

Folgen davon in Zukunft umgehen wird. Diese 

Frage löst nicht das Gesetz. Diese Frage können 

wir vielleicht beispielhaft symbolisch in man-

chen Punkten lösen - nicht in einer Präambel; das 

schaffen wir nicht. Wenn wir an einem solchen 

Lernpapier weiterarbeiten und dann auf andert-

halb Seiten klar benennen, was die pragmati-

schen, die operationalisierbaren Ziele sind, ge-

lingt uns das aber vielleicht. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - 

Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Zunächst einmal freut es mich, dass sich 

alle Mitglieder der Kommission auf diese Diskus-

sion einlassen. 

Erstens. Bei der Frage, was die Essenz dessen ist, 

was die Vorsitzenden in ihrem Papier aufzu-

schreiben versucht haben, müsste doch eines 

weitgehend unstrittig sein: dass wir aus der Ver-

gangenheit lernen wollen. Das habe ich immer 

wieder von verschiedenen Akteuren gehört. 

Zweitens. Die Erkenntnis, dass wir Geister geru-

fen haben, die wir heute nicht beherrschen: Das 

dürfte ein Satz sein, der möglicherweise schon 

Widerspruch an der einen oder anderen Stelle 

hervorruft. Aus meiner Sicht ist das so. Dies ist 

auch ein Grund dafür, dass wir heute hier in ei-

nem so breiten und heterogenen Kreis sitzen. 

Drittens. Für mich haben sie in dem Papier die 

Frage festgehalten: Was heißt das für den Um-

gang mit Technik in einer modernen Gesell-

schaft? Aus meiner Sicht ist der konsequente, 

endgültige Abschied die Grundlage für Vertrauen 

in die Arbeit dieser Kommission; denn man muss 

sich klarmachen, wie tief das Misstrauen sitzt. 

Wir haben erlebt, dass der Bundestag einmal den 

Ausstieg beschlossen hatte und acht Jahre später 

die EVUs massiv ihre gesamte Lobbyaktivität ein-

gesetzt haben, um diesen Beschluss der Politik 

rückgängig zu machen. Das muss man als Erfah-

rungswissen mit im Hinterkopf haben. Deswegen 

ist es in dieser heterogenen Gruppe, in der wir 

hier sitzen, aus meiner Sicht unabdingbar, dass 

auch diejenigen, die sich nach dem vorletzten 

Ausstiegsbeschluss entsprechend eingesetzt ha-

ben, noch einmal unmissverständlich festhalten, 

dass wir gemeinsam der Auffassung sind, dass 

der Ausstieg endgültig ist. Das ist für die Zukunft 

meines Erachtens eine ganz wichtige Grundlage, 

um Vertrauen in unsere Arbeit zu schaffen, weil 

sonst immer wieder die Befürchtung im Raum 

steht, dass man am Ende doch nur weitermachen 

will. Diese Befürchtung muss ausgeräumt wer-

den, um in der Zukunft nicht eine Verlängerung 

der Kontroverse zu haben, die wir 35 Jahre lang 

hatten. 

Viertens. Den Kern dessen, was ich aus dem Pa-

pier herauslese, umfasst vielleicht folgender Satz: 
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Der Umgang mit Atommüll 

braucht eine langfristige Verstän-

digung über Mechanismen und 

Kriterien, die demokratische 

Wahl- und Gestaltungsmöglichkei-

ten und breite gesellschaftliche 

Rückkopplung ermöglichen, weil 

wir verhindern wollen, dass die 

Generationen, die nach uns kom-

men, am Ende nur noch Fakten er-

ben, die sie nicht mehr ändern 

können. 

Auch das ist aus meiner Sicht ein grundsätzli-

cher Punkt, der in einem solchen Leitbild festge-

halten werden sollte. 

Insofern glaube ich, dass diese Diskussion wert-

voll ist - insbesondere mit Blick auf die Lehren 

aus der Vergangenheit. Ich hoffe, dass es gelingt, 

hier etwas Gemeinsames zu formulieren. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - 

Herr Untersteller. 

Min Franz Untersteller: Für das, was Herr Meis-

ter dargelegt hat, bin ich ausdrücklich dankbar. 

Ich will versuchen, noch einmal ein bisschen zu-

rückzuerinnern. Was ist eigentlich der Ausgangs-

punkt dessen, warum wir hier zusammensitzen? 

Das hat auch ein bisschen etwas mit Baden-Würt-

temberg zu tun; denn wir hatten - darauf hat Herr 

Meister ja hingewiesen - in Deutschland vier 

Jahrzehnte lang eine Debatte, in der dieses Land 

in einer zentralen Frage gespalten war. Das war 

in anderen Ländern in Europa anders. Bei uns 

war es aber so. 

Darunter wurde mit der Entscheidung des Bun-

destages im Juli 2011 erst einmal ein Schluss-

strich gezogen. Diese Entscheidung wurde von ei-

ner großen, überwiegenden Mehrheit des Bun-

destages - mit Ausnahme einer Fraktion - und al-

len Ländern des Bundesrates getragen. 

Insofern würde ich jetzt nicht die Gefahr sehen - 

da möchte ich meinem Kollegen Wenzel auch wi-

dersprechen -, dass so etwas, wie es vorher pas-

siert ist, noch einmal passiert. Damals waren das 

knappe Mehrheitsentscheidungen im Deutschen 

Bundestag. Jetzt gab es eine breite Mehrheit im 

Bundestag und eine Einstimmigkeit im Bundes-

rat. Daher ist diese Frage für mich entschieden. 

Dass dieser Konflikt dann beendet wurde, war für 

uns in Baden-Württemberg, für meinen Minister-

präsident und mich, der Ausgangspunkt, um im 

Herbst 2012 einen Vorschlag zu machen und ein 

erstes Papier vorzulegen. Herr Kretschmann hat 

in diesem Zusammenhang die Aussage getroffen, 

man müsse diese Debatte auf einer weißen Land-

karte neu beginnen. Geendet hat das dann in dem 

Beschluss des Deutschen Bundestages, der - auch 

mit den von Niedersachsen eingebrachten Ergän-

zungen - zu dieser Kommission geführt hat, in 

der wir heute hier sitzen. 

Insofern muss man, finde ich, jetzt nicht alle De-

batten darum herum wieder neu aufmachen, ob 

nun über Jülich und sonst etwas. Die Aufgabe, 

die wir hier zu erledigen haben, ist ohnehin 

schwierig genug. Auf dem Weg zu einem Ergeb-

nis werden wir in den nächsten anderthalb Jah-

ren immer wieder Situationen erleben, in denen 

von links und von rechts Debatten aufkommen. 

Ich bin aber der Meinung, dass man sich davon 

dann nicht unbedingt beeindrucken lassen sollte. 

Natürlich kann man das nicht aussparen. Im 

Zentrum steht für mich hier aber die Frage: Wie 

gehen wir mit den wärmeentwickelnden, hoch 

radioaktiven Abfällen um, für die wir bislang 

keine Lösung haben? Dazu kommen dann die von 

Klaus Brunsmeier bei den letzten Malen schon 

angeschnittenen anderen Fragen, die ich auch 

wichtig finde, des Umgangs mit den schwach 

und mittel radioaktiven Abfällen usw. Darauf 

sollten wir uns konzentrieren, finde ich. 

Ein Papier, in dem noch einmal die Historie dar-

gestellt wird, schadet da nicht. Für mich steht 

aber im Mittelpunkt - vielleicht bin ich da ja zu 

pragmatisch -, aufbauend auf dem Konsens, den 
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wir haben, zu versuchen, auch in dieser Frage ei-

nen weiteren gesellschaftlichen Konsens herzu-

stellen. 

An dieser Stelle ist ein Begriff ganz zentral, näm-

lich die Wiederherstellung von Vertrauen. Das ist 

auch eine Aufgabe dieser Kommission. Wir müs-

sen mindestens den Versuch unternehmen, in 

der Gesellschaft wieder Vertrauen in Institutio-

nen herzustellen, die dieses Vertrauen in den 

letzten Jahren und Jahrzehnten in diesen Fragen 

verloren haben. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Las-

sen Sie mich zusammenfassend Folgendes sagen: 

Erstens. Auf dem Papier steht nicht „Leitbild“, 

sondern „Eckpunkte“. Ich würde jetzt folgenden 

Vorschlag machen: Wir nehmen eine Trennung 

zwischen den Teilen I und II und dem Teil III des 

Papiers vor. Bei dem Teil III nehmen wir die Er-

gänzungen auf, die hier vorgetragen worden sind, 

und versuchen, das Ganze nicht nur der Kommis-

sion, sondern auch der Öffentlichkeit im Laufe 

der Woche zur Verfügung zu stellen. 

Zweitens. Mit dem Papier versuchen wir nicht, 

irgendetwas Abseitiges zu tun, sondern machen 

den Versuch, zu erklären, was passiert ist, um zu 

neuem Vertrauen zu kommen. Ich möchte das 

bitte als Grundlage so verstanden wissen. Wenn 

Sie die ganzen Debatten nachvollziehen, die in 

der Philosophie, in der Sozialwissenschaft und 

in ähnlichen Disziplinen geführt werden, werden 

Sie auch feststellen, dass zu diesen Punkten 

kaum etwas vorliegt. Es gibt zwar grundsätzliche 

Überlegungen zu dem Thema. Wir wären aber die 

Ersten, die das auf diesen Punkt hin ausrichten. 

Ich halte das für einen wichtigen Punkt. 

Drittens. Ich bitte einfach nur darum - mehr kann 

ich da ja nicht machen -, dass man in diese De-

batte nicht mit dem üblichen großen Misstrauen 

hineingeht, sondern einmal versucht, ein biss-

chen Offenheit zu haben. Ich weiß, dass das in 

unserer Welt schwerfällt, weil ja jeder von uns 

positionelle Festlegungen hat. Ich glaube aber, 

dass solche Positionen gerade dazu da sind, posi-

tionelle Festlegungen zu überwinden. Sonst kön-

nen wir sie uns auch sparen. 

Insofern lautet unser Vorschlag, jetzt zunächst 

einmal eine Aufteilung zwischen den Teilen I 

und II und dem Teil III vorzunehmen. Bei den 

Teilen I und II nehmen wir vielleicht noch einige 

Klarstellungen vor. Beim Teil III versuchen wir, 

das aufzunehmen, was hier vorgeschlagen wurde. 

Im Laufe der Woche wird das dann an die Mit-

glieder der Kommission und an die Öffentlich-

keit gehen. 

Kann ich jetzt erst einmal so verfahren? - Gut. - 

Bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Mit welchem Ziel, Herr 

Vorsitzender? Soll es dann hier beschlossen wer-

den? Oder soll es, wie heute verschiedentlich 

vorgetragen wurde, dann als Diskussionspapier 

zur Verfügung stehen? 

Vorsitzender Michael Müller: Mit dem Ziel, dass 

wir weiter diskutieren. Jeder soll bitte Anregun-

gen geben. Bei der nächsten Sitzung am 3. No-

vember 2014 werden wir es dann weiter diskutie-

ren. - Gut. Dann schließe ich diesen Tagesord-

nungspunkt für heute ab. 

Tagesordnungspunkt 4  

Arbeitsgruppen (Zusammensetzung und Leitung, 

Bericht aus der Arbeitsgruppe 1) 

Vorsitzender Michael Müller: Zunächst geht es 

um die drei Arbeitsgruppen. Wir haben ja drei 

Arbeitsgruppen festgelegt: Gesellschaftlicher Dia-

log, Evaluierung und Entscheidungskriterien. 

Ich darf mit der Arbeitsgruppe 1 beginnen. Sie 

haben gesehen, wer da alles als Mitglied vorge-

schlagen ist. Im zweiten Schritt werden wir dann 

über die Vorsitzenden reden. Gibt es Anmerkun-

gen zur Arbeitsgruppe 1? Haben Sie noch Ergän-

zungen oder irgendetwas? - Das ist nicht der Fall. 

Dann gehen wir erst einmal davon aus, dass die 

Arbeitsgruppe 1 so besetzt wird. 
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Ich will aber noch Folgendes hinzufügen, damit 

da Klarheit besteht: Innerhalb der Arbeitsgruppe 

sollen natürlich auch weitere Mitglieder ohne 

Stimmrecht mitarbeiten können, die aus fachli-

chen Gründen als Experten hinzugezogen werden 

können. Wir haben vorgeschlagen, dass das bis 

zu drei Mitglieder pro Arbeitsgruppe sein kön-

nen. Auch dazu bitten wir um Vorschläge an die 

Geschäftsstelle. Beispielsweise gibt es ja den ei-

nen oder anderen Experten aus persönlicher Er-

fahrung oder aus beruflicher Erfahrung, der für 

die Arbeit hilfreich wäre und den wir dann be-

rücksichtigen würden. - Bitte. 

Abg Dr. Matthias Miersch: Ich will nur für un-

sere Arbeitsgruppe sagen - Herr Meister, Sie müs-

sen mich gegebenenfalls korrigieren -, dass wir 

heute Morgen die Einbeziehung sogenannter 

ständiger Gäste diskutiert haben. Da will ich 

mich nicht auf drei festlegen. Das können bei uns 

durchaus mehr sein. Deswegen sollten wir, finde 

ich, diese Deckelung nicht vornehmen. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich persönlich 

habe nichts dagegen. Wir hatten uns aber beim 

letzten Mal auf drei verständigt. 

(Edeltraud Glänzer: Was? Daran kann ich 

mich aber nicht erinnern!) 

- Ich habe ja nichts dagegen. - Also halten wir es 

offen und legen es in die Verantwortung der Ar-

beitsgruppe. 

Dann kommen wir zur Arbeitsgruppe 2. Sie ha-

ben die Liste gesehen. Gibt es dazu Ergänzungen, 

Vorschläge oder sonstige Anmerkungen? - Bitte. 

Min Christian Pegel: Herzlichen Dank. - Sie ha-

ben ergänzend noch eine Nachmeldung aus 

Mecklenburg-Vorpommern bekommen. Bei der 

Übertragung ist leider ein Fehler aufgetreten. In 

der Nachmeldung sind wir in der Arbeits-

gruppe 2 als Vorschlag erfasst. Ich würde Sie bit-

ten, unser Interesse auf die Arbeitsgruppe 3 zu 

richten. 

Vorsitzender Michael Müller: Alles klar. - Das 

haben wir schon aufgenommen. 

Min Christian Pegel: Perfekt. - Danke schön. 

Vorsitzender Michael Müller: Gibt es weitere 

Anmerkungen zur Arbeitsgruppe 2? - Herr Mil-

bradt. 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Ich hatte mich nach-

träglich zur Arbeitsgruppe 2 gemeldet. Ich würde 

das aber auf die Arbeitsgruppe 3 verändern. 

Vorsitzender Michael Müller: Dann setzen wir 

Sie als Nummer 14 in die Arbeitsgruppe 3 und 

streichen Sie bei der Arbeitsgruppe 2. 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Ja. - Danke. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. - Bitte. 

Abg. Hubertus Zdebel: Ich hatte mich auch noch 

für die Arbeitsgruppe 2 gemeldet. Das müsste 

dann aber schon im Protokoll vermerkt werden, 

oder? 

Vorsitzender Michael Müller: Sie sind in  

Arbeitsgruppe 1. 

Abg. Hubertus Zdebel: Ja. Ich hatte mich aber 

auch noch für die Arbeitsgruppe 2 interessiert. 

Die Geschäftsstelle weiß das schon. 

Vorsitzender Michael Müller: Richtig. Sie sind 

jetzt auch in der Arbeitsgruppe 2, Herr Zdebel. 

Da es keine weiteren Anmerkungen zur Arbeits-

gruppe 2 gibt, kommen wir zur Arbeitsgruppe 3. 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 

Fall. Dann haben wir die Zusammensetzung der 

drei Arbeitsgruppen erst einmal erledigt. 

Jetzt kommen wir zu der Frage der Vorsitzenden. 

Dazu haben wir folgende Vorschläge zu machen: 

Wir wollen in jeder Arbeitsgruppe zwei Vorsit-

zende haben, einen Sprecher und einen Stellver-
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treter oder zweiten Vorsitzenden. In der Arbeits-

gruppe 1 sind Herr Meister der Vorsitzende und 

Herr Gaßner der zweite Vorsitzende. In der Ar-

beitsgruppe 2 haben wir Herrn Steinkemper und 

Herrn Brunsmeier vorgesehen. Für die Arbeits-

gruppe 3 haben wir Herrn Grunwald und Herrn 

Sailer vorgeschlagen. - Gibt es dazu Wortmeldun-

gen? 

Min Franz Untersteller: Außer der Feststellung, 

dass das über alle drei Arbeitsgruppen ein guter 

Vorschlag ist, habe ich keine Anmerkungen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Bei den Arbeitsgruppen 1 

und 2 haben wir jeweils eine Person aus dem 

Kreis der Wissenschaft und eine Person aus dem 

Kreis der Zivilgesellschaft. Bei der Arbeits-

gruppe 3 haben wir zweimal jemanden aus der 

Wissenschaft - einmal aus dem Bereich KIT und 

einmal aus dem Bereich Entsorgungskommission. 

Die Frage ist, ob wir bei der Arbeitsgruppe 3 da-

mit, was das Thema „Checks and Balances“ an-

geht, ausreichend aufgestellt sind. Wir hatten ja 

angeregt - das ist allerdings beim letzten Mal hier 

erst einmal zurückgestellt worden -, das Thema 

Fehlerkorrektur in einer einzelnen Arbeitsgruppe 

zu bearbeiten. Ich möchte noch einmal anmer-

ken, dass ich das nach wie vor für einen wichti-

gen Gedanken halte und dass ich es schwierig 

finde, wenn das einfach mit in der Arbeits-

gruppe 3 untergeht. 

Man muss das möglicherweise nicht sofort tun. 

Man muss sich aber schon klarmachen, dass die-

ser Gesichtspunkt - jedenfalls aus meiner Sicht - 

noch nicht adäquat abgebildet ist. Mit den beiden 

Vorsitzenden sind zwar sicher sehr fachkundige 

Personen vorgeschlagen. Wir müssen aber natür-

lich auch schauen, wie wir den Diskurs, der sich 

nicht nur aus dem bisherigen Diskurs in der ESK 

und im Bereich des KIT ergibt, mit in diese Ar-

beitsgruppe hineinbekommen. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich kann nur Fol-

gendes feststellen: Wir hatten ja ursprünglich 

vonseiten der Leitung vier Arbeitsgruppen und 

eine Lernarbeitsgruppe vorgeschlagen. Das hat 

die Kommission anders entschieden. Nach den 

Vorschlägen, die wir hatten, haben wir uns des-

halb dafür entschieden, weil wir dann einen Vor-

sitzenden aus dem Bereich der Sozialwissen-

schaften und einen Vorsitzenden aus dem Be-

reich der Naturwissenschaften haben. Wenn man 

diesen Punkt wieder neu aufmachen will, muss 

man das hier beantragen. Im Augenblick ist das 

aber unsere Grundlage. Natürlich handelt es sich 

dabei um eine Durchbrechung des Prinzips. 

Sonst haben wir immer einen Vorsitzenden aus 

der Zivilgesellschaft und einen Vorsitzenden aus 

der Wissenschaft. Ich glaube aber, dass es bei der 

Arbeitsgruppe 3 unverzichtbar ist, einen Vorsit-

zenden aus dem Bereich der Sozialwissenschaf-

ten und einen Vorsitzenden aus dem Bereich der 

Naturwissenschaften zu haben. Deshalb ist es zu 

diesem Vorschlag gekommen. 

Gibt es dazu weitere Wortmeldungen? - Herr 

Kleemann. 

Dr. Ulrich Kleemann: Mir ist noch nicht ganz 

klar geworden, wie das Verhältnis der beiden 

Vorsitzenden in den Arbeitsgruppen ist. Wird es 

zwei Vorsitzende geben, die gleichberechtigt 

sind? Oder gibt es einen Vorsitzenden und einen 

Stellvertreter? 

Wenn es so ist, dass es einen Vorsitzenden und 

einen Stellvertreter gibt, schließt sich daran fol-

gende Frage an: Ist die Reihenfolge, in der die 

Vorsitzenden genannt wurden, gleichbedeutend 

mit einem Vorschlag, dass der Erste der Vorsit-

zende ist und der Zweite der Stellvertreter? Dann 

würde ich gerne noch einmal darüber diskutie-

ren. Oder war das anders gemeint? 

Vorsitzender Michael Müller: Für mich ist klar: 

Der Erste ist der Sprecher der Arbeitsgruppe, und 

der Zweite ist der zweite Vorsitzende, der das 

Ganze gleichberechtigt mit unterstützt. - Herr 

Meister, Sie haben sich gemeldet. 
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Ralf Meister: Gemeldet habe ich mich nicht. Ich 

habe nur einen bestimmten Gesichtsausdruck ge-

macht. 

(Heiterkeit) 

Dann sage ich aber gerne etwas dazu. Ich würde 

mir das gleichwertig vorstellen, so wie Sie es vor-

geschlagen haben, und würde das dann auch in 

den Auftrag der Arbeitsgruppen geben. Im Prin-

zip sind es aber gleichgewichtige Vorsitzende, 

die sich gegenseitig vertreten. Ob man dann ei-

nen von ihnen zum Sprecher macht, sei einmal 

dahingestellt. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Sommer. 

Jörg Sommer: Ich wollte einen Vorschlag ma-

chen, der in die gleiche Richtung geht. Wir fah-

ren eigentlich sehr gut damit, wie Sie beide, Frau 

Heinen-Esser und Herr Müller, unsere Kommis-

sion leiten. Ich würde eine ähnliche Prozedur 

auch für die Arbeitsgruppen vorschlagen. 

Wenn allerdings darauf bestanden werden sollte, 

einen Sprecher und einen Stellvertreter zu ha-

ben, müsste ich auch noch einmal eine Personal-

diskussion führen - insbesondere was die Ar-

beitsgruppe 2 angeht. Unabhängig davon, dass 

ich Herrn Steinkemper für einen sehr integren 

Mann halte, würde ich es für sehr ungeschickt 

halten, als Arbeitsgruppenvorsitzenden jeman-

den zu haben, der doch sehr stark an der Gestal-

tung dieses Gesetzes beteiligt war. Es müsste 

schon jemand Vorsitzender dieser Arbeitsgruppe 

sein, der sich auch deutlich als Kritiker dieses 

Gesetzgebungsprozesses positioniert. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich persönlich 

halte alle diese Fragen nicht für so zentral, weil 

es letztlich immer eine Frage des Grundvertrau-

ens und der Chemie zwischen Menschen ist. In-

sofern bleibe ich bei meinem Vorschlag: Der Erst-

genannte ist der Sprecher und der Ansprechpart-

ner. Die beiden Vorsitzenden sind aber gleichbe-

rechtigt. 

Hubert Steinkemper: Nur ganz kurz zur Richtig-

stellung, weil hier Protokoll geführt wird: An der 

Gestaltung dieses Gesetzes war ich in keiner 

Weise unmittelbar oder mittelbar oder wie auch 

immer beteiligt. 

Vorsitzender Michael Müller: Das hätte ich noch 

gesagt, Herr Steinkemper. 

Gibt es weitere Wortmeldungen? - Herr Klee-

mann. 

Dr. Ulrich Kleemann: Wenn es denn so ist, dass 

es keine gleichberechtigten Vorsitzenden gibt - - 

Vorsitzender Michael Müller: Doch. 

Dr. Ulrich Kleemann: Sie hatten gerade gesagt: Es 

gibt einen Sprecher; der Erstgenannte ist der 

Sprecher, und der Zweitgenannte ist der Stellver-

treter. - Dann sind sie nicht gleichberechtigt. 

Vorsitzender Michael Müller: Das habe ich nicht 

gesagt. Ich habe gesagt: Es sind zwei gleichbe-

rechtigte Vorsitzende; der Erstgenannte ist aber 

der Sprecher. 

Dr. Ulrich Kleemann: Dann würde ich trotzdem 

für die Arbeitsgruppe 3 den Vorschlag machen, 

die Reihenfolge zu ändern und Herrn Sailer als 

Ersten und Herrn Grunwald als Zweiten zu neh-

men. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich finde nicht, dass wir 

den Vorsitz in den Arbeitsgruppen strikter regeln 

müssen als in der Gesamtkommission. Bei unse-

ren beiden Vorsitzenden gibt es meines Wissens 

keine Sprecherin und keinen Sprecher. Ich 

würde darum bitten, dass wir das in den Arbeits-

gruppen genauso behandeln. Es ist sicher nicht 

allzu kompliziert, wenn man eine kurze Kommu-

nikation haben möchte, einen der beiden unab-

hängig von seiner vorrangigen oder nachrangigen 

Funktion anzusprechen - oder im Zweifel auch 

beide. 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 30 von 105 
am 22. September 2014 

 

Vorsitzender Michael Müller: Na ja; wie man aus 

jeder Frage ein Problem machen kann, ist auch 

eine Kunst. Von mir aus auch das! Ich kann 

Ihnen wirklich nur empfehlen, in solchen Fragen 

ein bisschen gelassener zu sein. Dann machen 

wir das so. Die beiden sind also gleichberechtigt. 

Das ist doch der Vorschlag. Ich halte das zwar - - 

Na ja; ich will es nicht weiter kommentieren. Ja? 

- Gut. Dann gibt es keine weiteren Diskussionen 

dazu. 

Jetzt kommen wir zu dem dritten Unterpunkt die-

ses Tagesordnungspunktes, nämlich dem Bericht 

von Herrn Meister aus der Arbeitsgruppe 1. 

Ralf Meister: Ich will es kurz halten und fange 

mit äußeren Dingen an. Wir haben uns dankens-

werterweise auf die Terminplanung bis zum Juli 

2015 verständigt. In der Regel werden wir uns 

einmal im Monat im Umfang eines halben Tages 

treffen. 

Wir haben das Thema der Gäste aufgeschlagen. 

Herr Miersch hat es eben schon angesprochen. 

Mit dieser Ergänzung werden wir aber, wie ich 

glaube, gut umgehen können. Für uns in der Ar-

beitsgruppe war es sehr wichtig - das konnte man 

auch im Protokoll finden, das wir an dieser Stelle 

extra noch einmal ergänzt haben; das wurde noch 

einmal ausgeweitet, um es noch schärfer zu fas-

sen -, dass nach der Zusammenlegung von zwei 

Arbeitsgruppen die Erfahrungen aus Asse, Gorle-

ben, Schacht Konrad und Morsleben auch signifi-

kant in dieser Arbeitsgruppe auftauchen. Dazu 

haben die Vorsitzenden den Arbeitsauftrag erhal-

ten, schon bis zur nächsten Sitzung den Kontakt 

zu diesen Gruppen aufzubauen, um dann auch 

zu sehen, wer aus dieser Perspektive für eine 

Gastrolle infrage kommt. 

Das haben wir im Protokoll so formuliert - ich 

möchte es ruhig vorlesen -, dass wir grundsätz-

lich Gäste in die Arbeitsgruppe einladen und 

dass der Aspekt der Berücksichtigung der Erfah-

rungen aus Asse, Gorleben, Schacht Konrad und 

Morsleben dauerhaft in der Struktur der Arbeits-

gruppe implementiert wird - der Aspekt, nicht 

dauerhaft und ohne Begrenzung die Personen; 

darüber werden wir uns verständigen. 

Wir haben das allerdings noch darum ergänzt, 

dass wir uns auch bis zur nächsten Sitzung da-

rauf verständigen wollen, welche Personen oder 

Personen als Vertreter von Institutionen, die 

komplexe Erfahrung oder Wissensbestände des 

Umgangs mit hoch radioaktivem Atommüll abbil-

den und für unsere Fragestellung der Beteilung 

von Öffentlichkeit relevant sind, benannt werden 

sollen. Das heißt, dass wir in der nächsten Sit-

zung auch eine Liste haben werden, über die wir 

uns dann verständigen. 

Wir haben - das ist jetzt eine Empfehlung an die 

Kommission - über die Vertretung von Mitglie-

dern der Arbeitsgruppe gesprochen. Das hat sich 

aus der Terminabfrage ergeben, weil wir nicht 

selten Termine haben, für die nur zwei Drittel 

der Arbeitsgruppenmitglieder zusagen können. 

Der Wunsch ist schon, dass namentlich genannte 

Vertreter mit Rederecht dann in der Arbeits-

gruppe die Vertretung wahrnehmen können - al-

lerdings ohne Stimmrecht und bei den grundle-

genden Empfehlungen, die die Arbeitsgruppe 

dann wiederum der Kommission gibt, auch nicht 

als Person. Das wird dann nur von den ordentli-

chen Kommissionsmitgliedern geleistet. Der 

Wunsch wäre aber, dass eine solche Vertretungs-

regelung hier im Kreis der Kommission eröffnet 

wird. 

Wir haben uns darauf verständigt, dass die Mög-

lichkeiten, die der Internetauftritt im Rahmen des 

Deutschen Bundestages im Augenblick bietet, zu 

unserer nächsten Sitzung in einer Vorlage be-

schrieben werden, in der alle Varianten und 

Möglichkeiten der Nutzung dieses Auftritts spe-

zifiziert dargestellt werden. Das heißt: Welche 

Varianten von Blogs, welche Verlinkungen in so-

ziale Netzwerke und welche anderen Dinge er-

laubt dieser Internetauftritt? 

Des Weiteren haben wir uns über ein Papier ver-

ständigt, das mehr Leitfragen formuliert, anhand 
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derer wir uns bewegen. Das ist nicht das Arbeits-

programm und auch kein Leitbild, sondern das 

sind unter Begrifflichkeiten wie Akzeptanz, Ri-

siko, Dialog - um nur Überschriften zu nennen - 

die Fragen, die wie eine Folie daliegen, auf der 

wir dann unsere Arbeitsaufträge formulieren. 

Dieses Papier ist ein Lernpapier, das weiterge-

schrieben wird. Weitergeschrieben wird es vor al-

len Dingen auch - das ist heute Morgen noch ein-

mal deutlich geworden - in einer markanten 

Zweiteilung des Öffentlichkeitsauftrags, wie wir 

ihn beschreiben. Das eine ist der Öffentlichkeits-

auftrag, der aktuell für die Arbeit der Arbeits-

gruppe, aber auch der Kommission selbst drin-

gend herausfordernd ist: Wie zeigt sie sich konk-

ret, wie zeigt sie sich praktisch, wie zeigt sie sich 

symbolisch, wie zeigt sie sich inszenatorisch? 

Wie entwickelt sie eine dramaturgische Form der 

Öffentlichkeitsbeteiligung, die eine echte ist, 

schon hier und jetzt und in den nächsten Mona-

ten und in zwei Jahren? Das andere ist der Öf-

fentlichkeitsauftrag, der dann im Standortaus-

wahlgesetz festgelegt ist und folgt, wenn nachher 

die Endlagersuche konkret beginnt. Das wird in 

diesem Lernpapier aufgenommen. 

Außerdem haben wir uns darauf verständigt, dass 

wir bei unserer nächsten Sitzung im Oktober die-

ses Jahres mit einer Relecture des AkEnd begin-

nen, also mit einem Wieder- und Neulesen, und 

zwar unter der spezifischen Fragestellung, die 

der Titel unserer Arbeitsgruppe vorgibt, und uns 

im Gefolge dieses Wiederbetrachtens des Textes 

präzise auf Zielvorstellungen für die nächsten 

Arbeitsgruppensitzungen verständigen. 

Ich glaube, dass das die Kernpunkte waren. Sonst 

müssten mich die Mitglieder der Arbeitsgruppe 

gleich ergänzen. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Gibt 

es noch Ergänzungen? - Das ist nicht der Fall. 

Gibt es Fragen oder sonstige Beiträge? - Herr Ka-

nitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Vielen Dank. - Ich habe zwei 

Fragen zum Gesamtkomplex der Arbeit in den 

Arbeitsgruppen. 

Erstens. Wie machen wir das mit Vertretungsre-

gelungen? Frau Kotting-Uhl hat in den vergange-

nen Sitzungen bereits zu Recht darauf hingewie-

sen, dass wir hier als Mitglieder mit einem gewis-

sen Hintergrund sind. Deswegen wäre es hilf-

reich, wenn wir auch an den meisten Sitzungen 

teilnähmen. Herr Meister hat gerade aber auch 

schon gesagt, dass Vertretungen nur in Ausnah-

mefällen erfolgen sollen. 

Zweitens. Die Geschäftsordnung ist relativ ein-

deutig in der Frage, wann wir auch nicht der 

Kommission angehörende Personen in die Ar-

beitsgruppen einberufen können - nämlich in be-

gründeten Ausnahmefällen. Deswegen halte ich 

es für wichtig, dass wir die Offenheit besitzen 

und uns auch erhalten, im Laufe des Verfahrens 

und im Zeitablauf unterschiedliche Personen zu 

benennen; denn bei den Themen, die heute und 

in den nächsten zwei Monaten in der Arbeits-

gruppe diskutiert werden, benötigen wir viel-

leicht andere Fachleute als bei den in vier oder 

fünf Monaten anstehenden Themen. Deswegen 

wäre es wichtig, dass wir uns auch in den Ar-

beitsgruppen regelmäßig fragen: Ist die Liste die-

ser Personen noch aktuell? Sind es also sozusa-

gen ständige Vertreter, die über zwei Jahre an den 

Sitzungen teilnehmen? Oder zieht man sie tat-

sächlich, wie in der Geschäftsordnung vorgese-

hen, anlassbezogen hinzu - je nachdem, welche 

Punkte gerade zu diskutieren sind? 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich möchte Herrn Ka-

nitz gerne antworten. Wir haben das heute aus-

führlich in unserer Arbeitsgruppe Öffentlich-

keitsbeteiligung diskutiert und haben auch fest-

gestellt, dass wir wahrscheinlich unterschiedli-

che Strukturen für die Einbindung von Gästen 

brauchen. Es wird Gäste geben, die vielleicht die 

ganze Arbeitsgruppe begleiten, und andere Gäste, 
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die man wie in einer Art Anhörung einmal hin-

zuzieht, um sich etwas Bestimmtes berichten  

oder darstellen zu lassen. 

Was die Erfahrungen aus den versuchten Endla-

gerprojekten in Deutschland betrifft, haben wir in 

unserer Arbeitsgruppe natürlich auch einen ganz 

bestimmten Auftrag. Das ist eine Folge der Redu-

zierung von den geplanten fünf Arbeitsgruppen - 

das hätte ich auch für richtig gehalten - auf die 

drei Arbeitsgruppen, die wir jetzt tatsächlich ha-

ben. Für unsere Arbeitsgruppe bedeutet das, dass 

wir uns zusätzlich mit den Erfahrungen aus Asse, 

Morsleben, Schacht Konrad und Gorleben befas-

sen müssen. Deshalb ist für uns klar, dass wir 

Vertreter aus den entsprechenden Bürgerinitiati-

ven, aus dem bürgerlichen Umfeld dieser Pro-

jekte, jetzt ziemlich früh einladen und erst ein-

mal offenlassen, wie lange sie dann dabei sind. 

Es kann gut sein, dass sie dann auch durchgängig 

dabei sind; denn das Einbringen dieser Erfahrun-

gen in unsere Arbeitsgruppe ist zum einen essen-

ziell für die Frage, wie man eine gelingende Bür-

gerbeteiligung macht, und zum anderen inzwi-

schen natürlich auch unser Auftrag, weil uns 

diese nicht stattfindende Arbeitsgruppe jetzt zu-

mindest teilweise zugeschlagen worden ist. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich würde darum bitten, dass 

man der Arbeitsgruppe 1 jetzt für einen Monat 

ein Prä gibt. Wir haben die nächste Sitzung am 

17. Oktober 2014. Dort müssen wir uns mit die-

sem Problem befassen. Dann könnten wir am  

3. November 2014 berichten. Wir haben nämlich 

drei Aufgaben zu lösen: Das Erste ist die Integra-

tion in die Arbeitsgruppe. Das Zweite ist die Vor-

bereitung der Anhörung. Das Dritte ist die noch 

im Raum stehende Bereisung der entsprechenden 

Regionen. Dabei dürfen wir auch die Menschen 

dort nicht überfordern. 

Angesichts der Überlegung, die wir heute ange-

stellt haben, einmonatlich zu Arbeitsgruppensit-

zungen zusammenzukommen, sollten wir auch 

schon einmal darüber nachdenken, einen Reise-

korridor oder zwei Reisekorridore zu bestimmen, 

bevor wir ihn oder sie überhaupt gefüllt haben, 

weil die Terminkalender schon so volllaufen, 

dass Überlegungen, mehrere Auslandsreisen und 

mehrere Regionalreisen vorzunehmen, möglich-

erweise im ersten Halbjahr 2015 terminlich gar 

nicht mehr umgesetzt werden können. Insofern 

bitte ich die Geschäftsstelle, schon einmal einen 

Reisekorridor oder zwei Reisekorridore auszugu-

cken. Dann werden wir wahrscheinlich sehen, 

dass wir weder die Kraft haben, viele Reisen zu 

machen, noch die Kraft hätten, noch zwei weitere 

Arbeitsgruppen zu verwalten. 

Langer Rede kurzer Sinn: Wir könnten möglich-

erweise aus ersten Überlegungen der Arbeits-

gruppe 1 zum 17. Oktober 2014 auch noch Vor-

schläge für die gesamte Kommission entwickeln. 

Vorsitzender Michael Müller: Damit haben wir 

jetzt einen zweiten Punkt auf der To-do-Liste ste-

hen. Das machen wir. 

Gibt es weitere Anmerkungen? - Das ist nicht der 

Fall. 

Dann danke ich Ihnen erst einmal herzlich, Herr 

Meister. Wollen Sie abschließend noch etwas an-

merken? - Nein. Gut. 

Tagesordnungspunkt 5  

Vorbereitung des Themas „AkEnd“ (insbeson-

dere Vorstellungen der seinerzeitigen Mitglieder 

des AkEnd zur Durchführung) 

Vorsitzender Michael Müller: Hier gibt es den 

auch schon angesprochenen Vorschlag von Herrn 

Thomauske. Wollen Sie dazu vielleicht am An-

fang etwas sagen? 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Das will ich gerne 

tun, Herr Vorsitzender. - Mir kam es darauf an, 

die Punkte herauszustellen, die für die Kommis-

sionsarbeit zentral sind. Dazu gehören Punkte, 

mit denen wir uns auch im Rahmen des AkEnd 

beschäftigt haben, aber auch Punkte, mit denen 
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sich der AkEnd auseinandergesetzt hat, die aber 

in dem Gesetz nicht mehr zum Tragen gekommen 

sind. Solche Punkte sind beispielsweise das Frei-

willigkeitsprinzip und Ähnliches. Es ging mir 

also darum, nicht nur vorzutragen, was der  

AkEnd gemacht hat, sondern eine Gegenüberstel-

lung der Themenfelder vorzunehmen, die für die 

Kommissionsarbeit von Bedeutung sind. 

Die Vorgaben und Zielsetzungen des AkEnd wa-

ren andere als die, die wir jetzt in der Kommis-

sion haben. Es war eine andere Ausgangslage. 

Ich habe die Organisation und die Arbeitsweise 

des AkEnd dargestellt. Der AkEnd wird im Au-

genblick sehr positiv bewertet. Wir hatten zwar 

kein Transparenzprinzip in der Form, dass jede 

Sitzung übertragen wurde. In den Diskussionen 

mit den Kollegen aus dem AkEnd gibt es aber die 

einheitliche Auffassung: Der AkEnd war deswe-

gen effizient, weil er die Möglichkeit hatte, sich 

auch hinter geschlossenen Türen zusammenzu-

raufen und dann am Ende zu einer gemeinsamen 

Auffassung zu kommen. 

Im Hinblick auf die Öffentlichkeitsbeteiligung 

während des AkEnd-Prozesses würden wir kurz 

darstellen, wie dort das Grundprinzip war und 

wie wir das gehandhabt haben. 

Was den Verfahrensvorschlag für den Stepwise 

Approach und Kriterien für die Standortauswahl 

angeht, hat die Fragestellung der Regionalent-

wicklung hier nicht so sehr Eingang gefunden. 

Wir hatten uns in der ersten Sitzung dieser Kom-

mission, glaube ich, darauf verständigt, dass wir 

auch einmal über den Sprachgebrauch reden soll-

ten. Wenn ich in dem Beitrag eines der Mitglie-

der feststelle, dass wir nun sogar eine Atommüll-

kommission sind, muss ich sagen: Mit dieser 

Wortwahl kann ich mich nicht ganz identifizie-

ren. - Unter die Fragestellung der Regionalent-

wicklung fallen Einzelaspekte wie Abfallspekt-

rum, Abfallmengen, Entscheidung für ein Endla-

gerkonzept oder mehrere Endlagerkonzepte, End-

lagerung in tiefen geologischen Formationen - ja 

oder nein? -, Standortauswahlkriterien und Eig-

nungskriterien. 

Das ist ein Punkt, der in diesem Kreis vielleicht 

etwas schwieriger ist. Es kam aber auch im  

AkEnd nur auf Auswahlkriterien an. Auswahlkri-

terien sind noch keine Eignungskriterien. Weil 

ein Standort nach diesen Kriterien ausgewählt 

wurde, ist er am Ende nicht deswegen schon ge-

eignet. Insofern geht es darum, die Differenzie-

rung zwischen Auswahlkriterien und Eignungs-

kriterien noch einmal herauszuarbeiten. Weitere 

Aspekte sind die Rückholbarkeit und der Zeitrah-

men, also die Fragestellung, wie lange das Ver-

fahren dauert, wenn man es so durchführt. 

Die Möglichkeit des Rücksprungs im Verfahren 

ist eng verknüpft mit der Fragestellung der Eig-

nungskriterien. Es kann sich denklogisch durch-

aus ergeben, dass der gewählte und festgelegte 

Standort sich aufgrund einer vertieften untertägi-

gen Erkundung am Ende als nicht geeignet her-

ausstellt. Insofern ist ein Punkt, den Rücksprung 

im Verfahren entsprechend mit vorzusehen. 

Eine Fragestellung, die in dem Gesetz nicht vor-

kommt, aber für den AkEnd eine Rolle spielte, 

war das Freiwilligkeitsprinzip. 

Was die weitere Verwendung der AkEnd-Ergeb-

nisse angeht, stehen wir vor einem Problem; 

denn das Ganze ist dann irgendwann in der Ver-

senkung verschwunden. Der Zugriff auf die Un-

terlagen war auch nicht mehr möglich. Wir müs-

sen jetzt versuchen, das nachzuholen. 

Das sind die Punkte, von denen ich glaube, dass 

wir sie hier entsprechend vorstellen sollten. Ich 

bin für Ergänzungen und Änderungen jederzeit 

offen. Wir werden das mit den Kollegen Sailer 

und Appel, die ebenfalls Mitglieder im AkEnd 

waren, entsprechend aufbereiten. Ich möchte al-

lerdings darum bitten, uns dann auch die Mög-

lichkeit zu geben, das zum Beispiel in Form einer 

PowerPoint-Präsentation vorzustellen, weil es 

dann sicherlich etwas anschaulicher wird. - 

Danke schön. 
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Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Wir 

wollten vorschlagen, dass Sie, Herr Sailer und 

Herr Appel bis zum 15. Oktober 2014 einen Vor-

schlag machen. Wäre das möglich? 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ja. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. - Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich möchte Ihnen noch einen 

Vorschlag machen. Wir haben uns heute in der 

Arbeitsgruppe 1 auch ein Programm gemacht, 

wie Herr Meister schon dargestellt hat. Wir wür-

den versuchen, einen kleinen Ausschnitt, näm-

lich die Frage „Öffentlichkeitsbeteiligung und  

AkEnd“, in unserer Diskussion am 17. Oktober 

2014 zu betrachten. Das würde sich ergänzen. 

Vielleicht können Sie die Frist für die drei Her-

ren nach hinten schieben. Dann könnten wir die 

Diskussion aus der Arbeitsgruppe 1, in der wir 

auch an diesem Punkt anknüpfen wollen, noch 

mit aufnehmen. Da geht es nur um Tage. Wir tref-

fen uns am 17. Oktober 2014 und werden versu-

chen, einen Ausschnitt - Öffentlichkeitsbeteili-

gung und AkEnd bzw. Standortauswahlgesetz - 

mit abzudecken. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Alles klar. - 

Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Mein Dank geht auch an Herrn Thomauske 

für den Vorschlag. 

Ich möchte nur noch einen Aspekt ansprechen, 

den ich in Bezug auf die Arbeit des AkEnd auch 

für sehr wichtig halte, weil in seinen perspektivi-

schen Vorschlägen für das weitere Vorgehen 

auch Vorschläge für die Notwendigkeit, den Um-

fang und die Inhalte des öffentlichen Diskurses 

enthalten sind. Ausgerechnet dieser Vorschlag 

für die Öffentlichkeitsarbeit, für den öffentlichen 

Diskurs, taucht in Ihrer detaillierten Liste jetzt 

nicht auf. Sie beschreiben zwar im vierten Spie-

gelstrich die Öffentlichkeitsbeteiligung während 

des AkEnd-Prozesses, aber eben nicht das zent-

rale Ergebnis des Vorschlages zum weiteren Vor-

gehen und Umgehen damit. Insofern möchte ich 

herzlich darum bitten, diesen Aspekt noch mit in 

Ihre Liste aufzunehmen, um am Ende diese Vor-

schläge auch entsprechend in die Diskussion ein-

zubringen. 

Insofern kann ich den Vorschlag von Herrn 

Gaßner nur unterstützen, den 17. Oktober 2014 

abzuwarten und danach auf dieser Basis entspre-

chende Ergänzungen vorzunehmen. 

Vorsitzender Michael Müller: Okay. - Herr 

Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ja, das finde ich 

auch wichtig. Implizit ist dieser Punkt bei mir 

übrigens enthalten, und zwar in der Gegenüber-

stellung: Wie viele Öffentlichkeitsbeteiligungs-

verfahren formeller Natur sind in dem jetzigen 

Gesetz vorgesehen, und wie waren die Vorstel-

lungen des AkEnd? 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Jung. 

Abg. Andreas Jung: Herzlichen Dank für die Dar-

stellung der Dinge, die hier vorgesehen sind. - Ich 

möchte gerne eine Erwartung äußern. Sie haben 

das auch schon mit aufgegriffen. Ich denke aber, 

dass tatsächlich ein Schwerpunkt bei folgender 

Frage liegen sollte: Der AkEnd hat ja in dem da-

maligen Prozess Kriterien entwickelt. Die ent-

scheidende Frage für uns ist meines Erachtens, 

wie diese Kriterien entwickelt worden sind, was 

davon heute relevant ist und wo es möglicher-

weise weitere Entwicklungen gibt. Ich denke, 

dass das dann die Grundlage für die weitere in-

haltliche Arbeit dieser Kommission sein müsste. 

Deshalb würde ich mir wünschen, dass darauf 

ein Schwerpunkt liegt. 

Vorsitzender Michael Müller: Können Sie das 

mit aufnehmen? 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ja. 
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Vorsitzender Michael Müller: Okay. - Dann ge-

hen wir davon aus, dass am 18. Oktober 2014 in 

der Geschäftsstelle ein entsprechender Vorschlag 

eingeht, den wir dann zur Drucksache machen 

werden. 

Gibt es noch weitere Anmerkungen zu diesem 

Punkt? - Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich habe noch eine Nachfrage. 

Ist es vielleicht möglich, in diesem Zeitfenster 

auch noch die eine oder andere Person vorzu-

schlagen, die außerdem mit in diese Arbeitsgrup-

penvorbereitung hineinkommt? Denn ich weiß 

nicht, ob man das wirklich nur mit Binnenkräf-

ten machen sollte. Wir wollen da ja relativ viel 

machen. Da habe ich jetzt aber auch keinen Vor-

schlag. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Es geht ja 

nicht darum, jetzt eine große Anhörung zum 

Thema AkEnd durchzuführen. Das Reizvolle ist 

doch, dass wir drei Mitglieder der Kommission 

haben, die auch beim AkEnd mitgewirkt haben 

und sicherlich auch eine interessante Bandbreite 

widerspiegeln. Insofern haben wir hier eine gute 

Chance, ein erstes Bild - darum ging es ja - zu be-

kommen, was der AkEnd gewesen ist und was 

wir daraus ableiten können. Das war der Hinter-

grund. Deshalb halte ich den Vorschlag mit den 

dreien Herren für sinnvoll, zumal sie auch für die 

ganze Bandbreite stehen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich möchte den Gedanken 

von Herrn Gaßner noch einmal aufgreifen. Wir 

sollten eine Möglichkeit vorsehen, dass wir am 

Ende auch eine Außensicht auf die Arbeit des  

AkEnd bekommen. Das habe ich jedenfalls so 

verstanden. Daher sollten wir, wenn wir den Vor-

schlag der drei Mitglieder der Kommission be-

kommen, auch die Möglichkeit haben, möglicher-

weise noch zwei oder drei Personen zu hören, 

die von außen auf die Arbeit des AkEnd schauen. 

Damals waren wir ja noch in einer Phase, in der 

die Bundesrepublik ganz eindeutig auf die Salzli-

nie festgelegt war. Die Alternativen und auch die 

Frage der Rückholung sind ja hinterher nur in 

den Zweifelsfragen nach der Arbeit des AkEnd 

geklärt worden. Daher müssen wir uns diese his-

torischen Fragen mit anschauen. Ich möchte ein-

fach auch die Freiheit haben, gegebenenfalls 

noch zwei oder drei Personen von außen vorzu-

schlagen, die diesen damaligen Prozess bewerten. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Untersteller. 

Min Franz Untersteller: Anschließend an die 

Ausführungen des Kollegen Wenzel wäre meine 

Bitte, in dem weiteren Prozess auch jemanden 

aus der Schweiz dazuzuholen; denn manches 

von dem, was der AkEnd damals im Prozess ent-

wickelt hat und vorgeschlagen hat, findet sich ja 

in dem Sachplanverfahren der Schweiz durchaus 

wieder - manches, betone ich; manches aber auch 

nicht. Mich würde schon interessieren, warum 

die Schweizer manches genommen haben und 

manches nicht. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Darf ich dazu direkt 

etwas sagen? - Ich glaube, dass das eine wichtige 

Debatte ist, die wir dann führen sollten, wenn 

wir mit den Schweizern diskutieren, warum be-

stimmte Dinge dort nicht übernommen worden 

sind. Insofern hatte ich diese Aufgabe so verstan-

den, gewissermaßen das Grundgerüst an Informa-

tionen zu liefern. Wir können den einen oder an-

deren Ausblick geben, was in anderen Ländern 

anders gemacht wurde. Da könnten wir, gerade 

was Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren und 

alle diese Dinge anbelangt, durchaus schon in der 

jetzigen Sitzung einige Hinweise geben. 

Gestatten Sie mir zur Klarstellung noch eine An-

merkung zu dem, was Herr Wenzel gesagt hat. 

Ausgangslage für den AkEnd waren alle drei 

Wirtsgesteine und nicht nur die Salzlinie. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir gehen jetzt 

erst einmal davon aus, dass am 18. Oktober 2014 

die drei genannten Mitglieder der Kommission, 
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also Herr Thomauske, Herr Appel und Herr Sai-

ler, einen Vorschlag vorlegen, in dem Darstel-

lung, Schwachpunkte und Ausblick enthalten 

sind. Anschließend denken wir auch darüber 

nach, wie Außensichten vertieft werden können. 

Okay? - Gut. 

Gibt es weitere Anmerkungen? - Herr Bruns-

meier. 

Klaus Brunsmeier: Ich möchte dazu allerdings 

auch noch einen organisatorischen Vorschlag 

einbringen, der es uns ermöglicht, genau für 

diese Frage, die Sie gerade zum Schluss ange-

sprochen haben, bis dahin einen Vorschlag zu 

machen. Es geht mir also darum, dass es uns ge-

lingt, diese Möglichkeit der Außensicht für die-

ses Datum auch entsprechend abzusichern. 

Vorsitzender Michael Müller: Noch einmal: Alle 

Vorschläge sollen bis zum 18. Oktober 2014 an 

diese drei Personen gehen. Anschließend ent-

scheiden wir darüber. 

Klaus Brunsmeier: Das hatte ich ein bisschen an-

ders verstanden. Ich hatte es eher so verstanden, 

dass die drei Personen das vorbereiten, um das 

Wissen, das tatsächlich in der Kommission zum 

AkEnd vorhanden ist, sicher abzurufen. Für die 

Diskussion darüber müssen wir aber auch die 

Möglichkeit haben, jemanden - oder, Stefan Wen-

zel folgend, einige - vorschlagen zu können, um 

in der Sitzung auch die Außensicht entsprechend 

reflektiert zu bekommen. 

Vorsitzender Michael Müller: Noch einmal: Wir 

bitten die drei Vertreter, bis zum 18. Oktober 

2014 eine Vorlage zu erstellen. Dann diskutieren 

wir hier in der Gruppe darüber, ob wir das noch 

erweitern. So verstehe ich das. 

(Edeltraud Glänzer: So machen wir es!) 

Herr Thomauske, kümmern Sie sich darum? Oder 

soll das über die Geschäftsstelle laufen? 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich kümmere mich 

darum und stimme das mit den Kollegen Sailer 

und Appel ab. Wir werden aber am 18. Oktober 

2014 lediglich die Punkte im Einzelnen detail-

liert benennen und noch nicht den Vortrag in 

schriftlicher Form einreichen. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist klar. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Aber bitte 

rechtzeitig vorher. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich sage das nur der 

Form halber. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. - Dann sind 

wir mit diesem Punkt durch. Natürlich kann es 

in der nächsten Sitzung noch Ergänzungen für 

die Durchführung dieser Tagung geben. 

Damit sind wir auch am Ende dieses Tagesord-

nungspunktes. Oder gibt es noch eine Anmer-

kung? - Das ist nicht der Fall. 

Tagesordnungspunkt 6  

Vorbereitung von Anhörungen  
- Evaluierung des Standortauswahlgesetzes  
- Internationale Erfahrungen 

Vorsitzender Michael Müller: Wir beginnen mit 

der Anhörung am 3. November 2014 zur Evaluie-

rung. Dazu gibt Frau Heinen-Esser zunächst eine 

kurze Einführung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir hatten in 

der letzten Kommissionssitzung darum gebeten, 

Vorschläge von Ihnen zu bekommen. Die Vor-

schläge sind eingetroffen. Sie kamen von Herrn 

Kanitz, Frau Kotting-Uhl, Herrn Brunsmeier und 

Herrn Sommer, Herrn Jäger und Herrn Fischer, 

Herrn Huber, Herrn Grunwald und Herrn Sailer. 

Die meisten bezogen sich auf die Evaluierung. Es 

gab aber auch Vorschläge zum Thema „internati-

onale Erfahrungen“. 
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Wir haben einmal die Namen derjenigen zusam-

mengetragen, die für die beiden Anhörungen in-

frage kommen. 

Beim Thema „internationale Erfahrungen“ ist un-

ser Vorschlag, basierend auf dem, was wir in der 

vergangenen Kommissionssitzung gesagt haben, 

einen allgemeinen Überblick unter dem Stich-

wort „internationaler Vergleich“ zu geben und 

noch nicht in die Details der einzelnen Länder 

einzusteigen, sondern in Ableitung dessen, was 

wir dort erfahren, dann vorzuschlagen und zu 

entscheiden, welche Länder wir uns konkreter 

ansehen. 

Was die Anhörung zur Evaluierung angeht, ha-

ben wir die Vorschläge unter drei Kategorien zu-

sammengefasst. Erster Punkt: Entstehung des Ge-

setzes. Zweiter Punkt: allgemeine Kritikpunkte 

am Gesetz. Dritter Punkt: Weiterentwicklung - ge-

gebenenfalls mit spezifischen Punkten, die im 

Gesetz diskutiert werden, aber mit dem aus-

drücklichen Wunsch verbunden, sich nicht nur 

auf drei oder vier Themen zu fokussieren, son-

dern im Rahmen der Anhörung schon die ge-

samte Breite zu erfahren. 

So viel als kurze Einführung dazu. - Ich würde 

vorschlagen, dass wir dann mit der Evaluierung 

beginnen, Herr Müller. 

Vorsitzender Michael Müller: Wobei ich gleich 

darauf hinweisen möchte, dass Herr Professor 

Kudla zum Thema „internationale Erfahrungen“ 

noch eine Vorlage eingereicht hat. Das sprechen 

wir dann aber in diesem Zusammenhang an. 

Jetzt kommen wir erst einmal zur Evaluierung. 

Wer möchte sich zuerst dazu äußern? - Herr 

Steinkemper. 

Hubert Steinkemper: Ich melde mich zuerst, weil 

der vorige Tagesordnungspunkt ja eine gewisse 

Festlegung zu der Frage gebracht hat, wie die Ar-

beitsgruppe Evaluierung ihre Arbeit machen soll. 

Ich finde es verdienstvoll - deshalb bedanke ich 

mich auch dafür -, dass hier ein Vorschlag für die 

anzuhörenden Personen und die Gliederung der 

Anhörung gemacht worden ist. Die Anhörung 

soll am 3. November 2014 stattfinden. Wenn man 

auf den Kalender schaut, sieht man, dass die Zeit 

verdammt knapp ist. Die anzuhörenden Personen 

müssen noch angeschrieben und eingeladen wer-

den. Sie müssen sich natürlich auch entspre-

chend auf die Sitzung vorbereiten, damit die An-

hörung dann auch ihren Wert hat und ihren 

Zweck erfüllt. 

Aus meiner Sicht ist es sicherlich sinnvoll, wei-

tere Überlegungen dahin gehend anzustellen - 

denn dieses Papier sehe ich heute, wie viele 

Kommissionsmitglieder wahrscheinlich auch, 

zum ersten Mal -, ob es sich gegebenenfalls emp-

fiehlt, noch weitere Personen für die Anhörung 

in Betracht zu ziehen oder vorzuschlagen. Das 

müsste aber über die Geschäftsstelle laufen. Da-

mit will ich nicht ein flammendes Plädoyer dafür 

halten, dass es unbedingt mehr sein müssen. Al-

lerdings mag es sein, dass es den einen oder an-

deren gibt, der sinnvollerweise noch hinzuge-

nommen werden sollte. 

Vom Grundsatz her halte ich den hier vorliegen-

den Vorschlag aber für eine geeignete Grundlage, 

um die Anhörung vorzubereiten. 

Es wäre sinnvoll, wenn die Arbeitsgruppe es sich 

ermöglichen würde - da spreche ich jetzt natür-

lich ohne Mandat, weil die Arbeitsgruppe noch 

gar nicht ihre Arbeit aufgenommen hat; aus mei-

ner persönlichen Sicht würde das aber Sinn ma-

chen -, sich vor der Anhörung zu einer ersten Sit-

zung zu treffen. Dort soll sie natürlich nicht die 

Anhörung vorwegnehmen. Schließlich ist es das 

Ziel - jedenfalls mein Ziel; dieses Ziel haben wir 

auch alle, denke ich -, wertfrei und so unvorein-

genommen wie möglich an der Anhörung teilzu-

nehmen. Daher sollte man das Ganze nicht in-

haltlich so vorzustrukturieren, dass man be-

stimmte Ergebnisse für gut oder für schlecht hält. 

Das ist eine weitere Frage. Da gibt es sicherlich 

unterschiedliche Sichtweisen. Ich fände es aber 
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sinnvoll, wenn es der Arbeitsgruppe gelänge, vor-

her zu tagen, weil dabei wahrscheinlich noch die 

eine oder andere Anregung für die Durchführung 

der Anhörung gegeben werden könnte. Wenn 

diese Erwartung zutreffen sollte, müsste die Ar-

beitsgruppe so rechtzeitig tagen, dass diese Er-

kenntnisse oder diese Anregungen bei der Anhö-

rung noch Berücksichtigung finden können. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - 

Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Danke, Herr Vorsitzen-

der. - Ich bitte noch um Erklärungen zu der hier 

vorgesehenen Struktur. Jetzt sind für diese Anhö-

rung drei Teile vorgeschlagen - zum Ersten Ent-

stehung des Gesetzes, zum Zweiten Kritik und 

zum Dritten Weiterentwicklung -, und zwar mit 

unterschiedlichen Experten, die dazu jeweils 

Stellung nehmen sollen. 

Beim Punkt 1, Entstehung des Gesetzes, ist mir 

nicht klar, was genau das bei dieser Anhörung 

bedeuten soll. Soll das Gesetz noch einmal ver-

teidigt werden? Oder soll erklärt werden, warum 

bestimmte Dinge so darin stehen, wie sie darin 

stehen? Die Sinnhaftigkeit ist mir persönlich also 

noch nicht klar. 

Bei den Punkten 2 und 3 ist mir die Unterschei-

dung nicht klar. Warum sollen manche Experten 

zur Kritik und andere Experten zur Weiterent-

wicklung eingeladen werden? Denn ich glaube, 

dass derjenige, der kritisiert, gleichzeitig auch 

sagt, wie es nach seiner Meinung stattdessen sein 

sollte. Ich finde es auch nicht in Ordnung, dass 

die unter der Überschrift „Kritik“ benannten Ex-

perten nur kritisieren sollen, warum bestimmte 

Dinge an dem Gesetz aus ihrer Sicht falsch sind, 

aber zumindest dann, wenn sie sich an die Über-

schrift halten, nicht sagen dürfen, was nach ihrer 

Vorstellung denn eine bessere Möglichkeit wäre. 

Wenn sie das aber sagen dürfen, dann verstehe 

ich die Unterscheidung nicht mehr. Da bräuchte 

ich noch Erläuterungen. Im Moment erschließt 

sich mir die Logik nicht. 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Heinen-Esser 

wird dazu sicher gleich noch etwas sagen. Ich 

sehe das allerdings als Schwerpunktsetzung an. 

Natürlich kann jeder zu allem was sagen. Warum 

auch nicht? 

Zunächst einmal liegen aber noch weitere Wort-

meldungen vor. Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Lassen Sie mich an das an-

schließen, was Frau Kotting-Uhl gerade gesagt 

hat. Ich halte es für sehr wichtig, darauf hinzu-

weisen, dass es sich dabei um einen Einstieg in 

die Evaluierung handelt. Das wird sich nicht al-

les an einem Tag abarbeiten lassen. Deswegen 

wäre es gut, wenn wir uns auf die Überschrift 

„Einstieg in die Evaluierung des Standortaus-

wahlgesetzes“ verständigen könnten. Herr Stein-

kemper hat zu Recht darauf hingewiesen, dass es 

zeitlich sehr anspruchsvoll ist, das in dieser 

Kürze zu machen, und dass die Arbeitsgruppe 

vorher tagen sollte. Das finde ich auch sehr wich-

tig. Diesen Vorschlag möchte ich sehr unterstüt-

zen. 

Ich verstehe Ihren Vorschlag so - wir haben ihn 

auch erst heute als Tischvorlage bekommen -, 

dass die ersten drei Experten für Nachfragen zur 

Entstehungsgeschichte des Gesetzes zur Verfü-

gung stehen, falls es solche Nachfragen gibt, aber 

nicht referieren, wie das Gesetz entstanden ist. 

Das ist relativ klar, glaube ich. 

Mein Vorschlag wäre auch, die Punkte 2 und 3 

zusammenzufassen. Das heißt, dass jeder dieser 

Sachverständigen in der Lage sein muss, sowohl 

Kritik zu einzelnen Punkten oder zu weiteren 

Punkten zu äußern als auch Vorschläge zu entwi-

ckeln, wie das Gesetz weiterentwickelt werden 

könnte. 

Ich plädiere auch dafür, die Unterpunkte „Behör-

denstruktur, Verfassungsmäßigkeit, Rechts-

schutz“ nicht als abschließende Aufzählung zu 

betrachten, sondern das Ganze noch ein bisschen 

offener zu halten. Es gibt sicherlich noch den ei-

nen oder anderen Punkt, bei dem es auch wichtig 
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wäre, dass man ihn dort ansprechen könnte. Das 

ist ein erster Vorschlag mit ersten drei Punkten. 

Man sollte aber darüber nachdenken, ob nicht 

noch der eine oder andere Punkt auch mit in den 

Einstieg in die Evaluierung des Standortauswahl-

gesetzes hineingehört. An dieser Stelle sind wir 

wieder beim Thema „Öffentlichkeitsarbeit und 

öffentlicher Diskurs“. In der Verbindung der Ar-

beitsgruppe 2 mit der Arbeitsgruppe 1 sollten wir 

uns Gedanken darüber machen, wie wir das sinn-

vollerweise mit einbinden können. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ist diese Liste die 

Gesamtliste der Vorschläge, die Sie bekommen 

haben? Oder sind die darauf aufgeführten 16 Per-

sonen von Ihnen ausgewählt worden? Sollen 

diese 16 Personen eingeladen werden? Mich inte-

ressiert einfach, wie das dann organisatorisch 

läuft. 16 Personen sind ja relativ viel. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich möchte auch daran an-

knüpfen und die Frage aufwerfen, ob wir nicht 

aufgrund der Tatsache, dass hier einige Men-

schen sind, die sich mit der Entwicklung des 

Standortauswahlgesetzes sehr intensiv befasst ha-

ben, unter Zuhilfenahme der Geschäftsstelle dazu 

kommen können, dass wir die zehn wichtigsten 

Themen erst einmal identifizieren und dazu viel-

leicht auch eine Unterlage verteilen; denn in der 

Situation des Sachverständigen, die ich schon ab 

und zu erleben durfte, sieht man sich natürlich 

der Erwartungshaltung ausgesetzt, dass man die 

wichtigsten Punkte benennt. Die wichtigsten 

Punkte innerhalb von zehn Minuten zu benen-

nen, bedeutet aber eine hohe Redundanz. Daher 

könnte ich mir vorstellen, dass wir wenigstens 

eine ganz grobe Vorgewichtung vornehmen, in-

dem wir die zehn wichtigsten Punkte formulie-

ren und zu den einzelnen Punkten vielleicht je-

weils einen oder zwei Experten benennen. Wir 

fangen da ja nicht von vorne an. Wir stehen bei 

der Organisation jetzt nur unter einem hohen 

Zeitdruck. Das sehe ich auch so. 

Momentan könnte ich mir in der Tat nicht vor-

stellen, alle Personen, die stark aus dem anwaltli-

chen und rechtswissenschaftlichen Bereich kom-

men, ohne die Bitte aufzurufen, sich zu bestimm-

ten Schwerpunkten zu äußern, weil natürlich je-

der den Ehrgeiz hat, mündlich und schriftlich ei-

gentlich zu allem etwas zu sagen. Da käme uns 

vielleicht die Unterstützung durch die Arbeits-

gruppe Evaluierung zu Hilfe, die sich ja auch ein 

Programm machen wird, in dem festgehalten ist, 

was kurz-, was mittel- und was langfristig ist. 

Langer Rede kurzer Sinn: Ich plädiere dafür, im 

Rahmen dessen, was möglich ist, doch eine 

Schwerpunktzuordnung vorzunehmen und viel-

leicht auch noch ein bisschen auszudünnen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Vielen Dank. - Ich möchte 

das klar unterstützen. Gerade hat Herr Bruns-

meier zu Recht gesagt, dass es sich dabei um den 

Einstieg handelt. Wir haben hier - das ist ja schon 

einmal gut - offensichtlich ganz viele Experten, 

die sich mit dem Gesetz beschäftigen oder be-

schäftigt haben, insbesondere mit der Weiterent-

wicklung. Einzelne von ihnen werden wir sicher-

lich auch als Sachverständige in die Arbeits-

gruppe einladen können und müssen. Ich halte 

es für unrealistisch, eine Anhörung mit 16 Perso-

nen durchzuführen. Dabei kommt nicht viel 

herum. 

Insofern würde ich den Vorschlag von Herrn 

Steinkemper deutlich unterstützen, der Arbeits-

gruppe Evaluierung sehr kurzfristig einen ent-

sprechenden Arbeitsauftrag zu geben. Über den 

Rahmen, also Struktur und Inhalt, können wir 

gerne jetzt im Plenum sprechen. Die Konkretisie-

rung und die Organisation dieser Anhörung soll-

ten dann aber in der Arbeitsgruppe Evaluierung 

erfolgen. 

Den fünf Experten, die heute bei uns sind und 

zum Thema Forschung berichten werden, haben 

wir im Übrigen auch nicht sechs Wochen vorher 

Bescheid gegeben, sondern erst sehr kurzfristig. 
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Insofern könnte ich mir vorstellen, dass wir auch 

dann, wenn wir der Arbeitsgruppe Evaluierung 

jetzt noch zwei Wochen Zeit geben, um beispiels-

weise eine Struktur zu erarbeiten, in der Lage 

sind, ausreichend Experten zu finden, die sich 

insbesondere - und das ist uns allen wichtig, 

glaube ich - mit der Weiterentwicklung des Ge-

setzes befassen. Es geht in der Anhörung auch, 

aber nicht nur um den Rückblick auf die Ge-

schichte und die alten Differenzen. In erster Linie 

geht es um die Frage, ob und wie wir es schaffen, 

das Gesetz so zukunftsfest zu machen, dass wir 

hinterher keine Probleme bekommen, sondern 

alle gemeinsam mit dem Ergebnis dieser Kom-

missionsarbeit leben können, weil es für das wei-

tere Vorgehen auch sinnstiftend ist und nicht 

hinterher vor irgendeinem Gericht scheitert. Des-

wegen ist die Frage der Zukunftsentwicklung ext-

rem wichtig und sollte entsprechend gewichtet 

werden. 

Diesen Punkt kann und sollte man in der Arbeits-

gruppe Evaluierung auch kurzfristig besprechen, 

glaube ich. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich möchte nur 

noch einmal darauf hinweisen, dass wir auf der 

Basis der Eingaben einen Vorschlag gemacht ha-

ben. Dabei haben wir schon einige Personen ge-

strichen. 

Herr Gaßner, das, was Sie gesagt haben, ist natür-

lich richtig. Wir müssen in der Tat erwarten, dass 

sie eine kurze schriftliche Vorlage machen, aus 

der sich dann Schwerpunkte ergeben, und versu-

chen, das zu steuern; denn wenn jeder Sachver-

ständige nur acht Minuten reden würde, wären 

schon mehr als zwei Stunden vorbei. Das ist 

durchaus ein Problem. Sie wissen, dass wir lieber 

zweitägige Anhörungen gehabt hätten. Jetzt sind 

wir aber als Einstieg bei einer eintägigen Anhö-

rung. Dann muss man einmal schauen, wie man 

es konzentriert. - Frau Heinen-Esser. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nur in Ergän-

zung dazu: Wie gesagt, lagen darüber hinaus 

noch weitere Vorschläge vor. Es wurde auch vor-

geschlagen, dezidiert einzelne Themen zu be-

trachten. Das kann man zwar bei einer zweitägi-

gen Anhörung machen. Bei einer eintägigen An-

hörung sollte man es aber doch etwas allgemei-

ner fassen und keine ganz speziellen Vorgaben zu 

einzelnen Themen machen, sondern sich daran 

orientieren, welche Schwerpunkte der einzelne 

Experte hat. 

16 Personen können in der Tat zu viel sein. Da 

muss man überlegen, inwiefern man das ver-

kürzt. Es wäre aber natürlich auch eine Möglich-

keit, dass Sie sich das mit der Arbeitsgruppe 

noch einmal anschauen, Herr Steinkemper und 

Herr Brunsmeier. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Frau Heinen-Esser, da 

möchte ich anschließen. Wenn wir uns jetzt da-

rauf verständigen können, dass die Arbeitsgruppe 

einen vorbereitenden Schritt macht, würde ich 

das gerne unterstützen. Dann sollten wir uns aber 

vielleicht auch noch einmal über das gemein-

same Verständnis der Kommission im Hinblick 

darauf austauschen, was wir in dieser Anhörung 

erwarten. Und das würde ich in der Tat genauso 

sehen, wie Sie es gesagt haben. Wir sollten uns 

einen Überblick über alle kritischen Themen 

bzw. im Weiteren zu behandelnden Themen ver-

schaffen. 

Herr Gaßner, es wird sicherlich wichtig sein, dort 

später eine gewisse Priorisierung vorzunehmen. 

Wir sollten aber schon versuchen, hier einen 

vollständigen Überblick zu bekommen, und nicht 

in die Details einsteigen. Das sollte in der Folge 

dann in der Arbeitsgruppe stattfinden. 

Lassen Sie mich zur Strukturierung noch folgen-

den Hinweis geben: Ich würde die Gruppierung 

der hier genannten Akteure auch nicht für sinn-

voll erachten. Jeder sollte zur Einordnung des Ge-

setzes, zum Hintergrund - das ist notwendig, da-

mit man die Kritikpunkte überhaupt richtig ver-

stehen kann -, zur Kritik und natürlich auch zu 
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konstruktiven Vorschlägen vortragen können. Im 

Übrigen sollten wir dann die Auswahl treffen, 

die das Spektrum am besten abdeckt. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Die Kernfrage 

ist jetzt natürlich, bis wann Sie das leisten kön-

nen; denn zu Recht wurde darauf hingewiesen, 

dass die Zeit bis zum 3. November 2014 äußerst 

knapp ist. - Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich habe noch einen Vorschlag, 

der ein wenig von dem abweicht, was Herr Jäger 

gesagt hat, und damit auch etwas angreifbarer ist. 

Natürlich ist es immer gut, wenn man sich einen 

Überblick verschafft. Wir haben aber schon rela-

tiv viel Überblick. Insofern würde ich es zum 

Beispiel wagen, ein Unterscheidungsmerkmal 

aufzunehmen. Diejenigen, die angehört werden, 

sollten sich zu folgender Fragestellung verhalten: 

Gibt es Änderungsbedarf während unserer Kom-

missionsarbeit? Oder gibt es Vorstellungen im 

Hinblick darauf, was als Ergebnis für die Kom-

missionsarbeit dann auftaucht? 

Ich nenne einmal ein Beispiel. Der Punkt, den 

Herr Däuper und Herr Wollenteit ansprechen 

können, nämlich der Rechtsschutz, betrifft die 

Fragestellung, ob das Bundesverwaltungsgericht 

in den Jahren 2040/2050 zweimal oder einmal 

entscheidet. Ich könnte mir vorstellen, dass diese 

Fragestellung von großer Bedeutung ist, in vielen 

Beiträgen schon ausgearbeitet ist, gutachterlich 

vorliegt und möglicherweise nicht am Anfang 

stehen müsste. Man würde diesen Personen aber 

nicht gerecht werden, wenn man sie hierher ein-

laden würde, aber zu diesem Kernthema ihrer Be-

fassung im Laufe des Standortauswahlgesetz-Ge-

setzgebungsprozesses nicht ausführlich Stellung 

nehmen ließe. Deswegen könnte ich mir schon 

vorstellen, dass die Arbeitsgruppe die Entschei-

dung trifft und die Verantwortung übernimmt  

oder sich traut, zu sagen: Das stellen wir zurück. 

Umgekehrt würde mich sehr interessieren, ob es 

tatsächlich Vorstellungen gibt, dass während der 

Zeit, in der diese Kommission hier arbeitet, der 

Deutsche Bundestag zusammentritt und aufgrund 

von Evaluierungsvorstellungen Änderungen an 

dem jetzigen Standortauswahlgesetz vornimmt. 

Das wäre natürlich die ganz zentrale Fragestel-

lung. Dies herauszuarbeiten, wäre für mich be-

sonders interessant. 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Der letzte Punkt, den 

Herr Gaßner gerade angesprochen hat, ist eigent-

lich durch den Entschließungsantrag des Deut-

schen Bundestages beantwortet. Darin hat sich 

der Bundestag mehr oder weniger dazu verpflich-

tet - natürlich mit der Bekundung, man wolle der 

Kommission nicht vorgreifen -, eine frühzeitige 

Empfehlung zur Veränderung des Gesetzes im 

Bundestag auch frühzeitig zu beraten. Das Ange-

bot vom Deutschen Bundestag ist also da. Es ist 

die Frage, wie wir damit umgehen wollen. 

Die Anregung, die ich jetzt bei Herrn Gaßner her-

ausgehört habe, eine gewisse Unterteilung zu ma-

chen und Punkte zu identifizieren, die tatsäch-

lich relevant sind, wenn wir sie noch geändert 

haben wollen, fand ich gut. Als Erstes fällt mir da 

natürlich die Frage der Behördenstruktur ein. 

Hier sollte man sinnvollerweise nicht auf unsere 

Befassung und unsere Empfehlung warten, bis 

die Arbeit der Kommission offiziell beendet ist; 

denn dann laufen die Zeitstränge einfach anei-

nander vorbei. Andere Fragen wie die von Herrn 

Gaßner eben benannte Frage des Rechtsschutzes 

könnte man in der Tat möglicherweise etwas spä-

ter behandeln. Vielleicht würde es auch Sinn ma-

chen, abzuklären, welche Punkte beim Thema 

Evaluierung wirklich drängend sind und zuerst 

behandelt werden müssen, und bei dieser Anhö-

rung einen Schwerpunkt darauf zu legen. Zu den 

anderen Punkten könnte man dann später noch 

einmal eine Veranstaltung durchführen. 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Glänzer, 

bitte. 

Edeltraud Glänzer: Mit Blick auf die Arbeits-

gruppe, die wir heute auch eingesetzt haben, 

glaube ich, dass es gut wäre, die Anhörung zu 
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nutzen, um einen Überblick zu bekommen und 

dabei auch Punkte mitzunehmen, die es in der 

weiteren Arbeit der Arbeitsgruppe dann noch 

aufzugreifen, zu diskutieren und zu bearbeiten 

gilt. Insofern würde ich dafür plädieren, diese 

erste Anhörung durchzuführen und dann der Ar-

beitsgruppe den Auftrag zu geben, die weitere 

Diskussion zu strukturieren und zu überlegen, ob 

gegebenenfalls eine zweite Anhörung stattfinden 

sollte. Ich halte nichts davon, jetzt hier Festle-

gungen zu treffen, sondern glaube, dass es wich-

tig ist, auch zu berücksichtigen, welche Aufgabe 

die Arbeitsgruppe hat, und das dann teilweise an 

die Arbeitsgruppe zu delegieren. 

Mein Petitum ist also, die Anhörung am 3. No-

vember 2014 als ersten Aufschlag zu nehmen, die 

Hinweise, die dort zur Entstehung des Gesetzes, 

zur Kritik und zur Weiterentwicklung vorgetra-

gen werden, in die Arbeitsgruppe zu geben und 

die Arbeitsgruppe dann auch Vorschläge für das 

weitere Vorgehen machen zu lassen. 

Vorsitzender Michael Müller: Schönen Dank. - 

Jetzt haben wir noch die Wortmeldung von Herrn 

Steinkemper. 

Hubert Steinkemper: Vielen Dank, Herr Vorsit-

zender. - Mein erster Punkt knüpft an die Aus-

führungen meiner Vorrednerin an. Wir sollten 

die Erwartungshaltung an die Anhörung nicht 

überstrapazieren und von diesem ersten Auf-

schlag nicht zu viel erwarten. 

(Hartmut Gaßner: Es gibt aber ein Wortpro-

tokoll und einen Stream! Da müssen die 

Gutachter auch mitmachen!) 

- Ja, natürlich. Beides ist aus meiner Sicht er-

reichbar. 

Mein zweiter Punkt, der aus dem ersten folgt: 

Hier wurde teilweise - jedenfalls meine ich, das 

herausgehört zu haben - ein Eindruck erweckt, 

der sicherlich auch zutrifft. In der Tat waren 

viele Mitglieder der Kommission in der einen  

oder anderen Weise an der Erarbeitung des Geset-

zes, an der Begleitung des Gesetzes und an den 

Formulierungen und den Ergebnissen des Geset-

zes in verschiedener Weise beteiligt. Daher haben 

sie spezielle Fachkenntnisse und spezielle beson-

dere Kenntnisse darüber, die andere Mitglieder 

der Kommission aber nicht haben. Ich bekenne 

für mich wirklich frank und frei, dass ich in kei-

ner Weise daran beteiligt war - das habe ich ja 

vorhin schon gesagt - und mich jetzt im Rahmen 

dieser Kommission erstmals intensiver damit be-

fasst habe. Dabei ist mir eine Reihe von Fragen 

durch den Kopf gegangen. Ich habe mich gefragt: 

Wie ist das wohl zustande gekommen? Was ist 

der Grund dafür? Welche Hintergründe gibt es? 

Und wie ist die genaue Zielrichtung? 

Das können Sie dem Gesetzestext, der ja biswei-

len auch Ergebnis von Kompromissen bei einzel-

nen Formulierungen ist, nicht ohne Weiteres an-

sehen, selbst wenn Sie relativ erfahren in Gesetz-

gebung sind. Ich habe meinen ersten Gesetzent-

wurf vor 33 Jahren gemacht und viele andere Ge-

setzgebungsverfahren intensiv betreut. 

Insofern sehe ich in der Anhörung für manche 

Kommissionsmitglieder, jedenfalls für mich, 

schon einen Nährwert; denn dann können wir 

einmal genauer erfahren: Was sagen denn dieje-

nigen dazu, die unmittelbar beteiligt waren, aus 

verschiedenen Sichtweisen? Und wie bewerten 

sie den möglichen Vollzug oder das Funktionie-

ren des Mechanismus? Dieser Mechanismus, der 

hier im Gesetz festgehalten ist, ist aus meiner 

Sicht nämlich einzigartig. Jedenfalls kenne ich 

keinen Fall, in dem vorher ähnliche Mechanis-

men durchgeführt worden wären. Das heißt 

nicht, dass sie nicht operabel sind. Dabei handelt 

es sich aber um Punkte, die für mich von Inte-

resse sind und für manche andere Kommissions-

mitglieder sicherlich ebenfalls interessant sind. 

Diese grundlegende erste Anhörung sehe ich 

auch unter folgendem Gesichtspunkt als sehr 

sinnvoll an: Wie können dann die Schwerpunkte, 

um die es wirklich geht, herausgefiltert werden? 

Das heißt nicht, dass man sich vorher bei der 
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Vorbereitung der Anhörung nicht mit dieser Fra-

gestellung beschäftigt. Das ist eine andere Situa-

tion. Damit sollte sich in der Tat auch die Ar-

beitsgruppe bei ihrer ersten Sitzung beschäftigen. 

Ich möchte aber ein wenig vor der Erwartungs-

haltung warnen, dass diese Vorstrukturierung 

schon dafür sorgen könnte, dass die Anhörung 

wesentlich mehr oder entscheidend mehr als ein 

erster Aufschlag ist. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Wir 

sind jetzt in der Situation, dass wir folgende Auf-

fassungen haben: 

Erstens. Natürlich - Herr Jäger, ich greife das auf, 

was Sie gesagt haben - gibt es keine Fixierung auf 

einen einzelnen Bereich. Vielmehr ist eine ge-

wisse Durchlässigkeit gegeben. 

Zweitens. Wir sollten möglichst versuchen, die 

Zahl der Sachverständigen etwas zu reduzieren. 

Drittens. Die Strukturierung sollte, wenn es geht, 

auch von der Arbeitsgruppe übernommen wer-

den. Dann müssten wir allerdings auch wissen, 

wann die Arbeitsgruppe tagen kann. Diese Frage 

kann ich nicht ganz weglassen. - Herr Bruns-

meier. 

Klaus Brunsmeier: Ganz einfacher Vorschlag: 

Wir setzen uns gleich in der Pause zusammen 

und gucken, was möglich ist. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Wir machen 

jetzt eine Pause. Nach der Pause sagen Sie uns 

dann Bescheid. Alles klar. 

Um 14.10 Uhr werden wir die Sitzung fortsetzen. 

Als Erste bekommt dann Frau Kotting-Uhl das 

Wort. - Bis 14.10 Uhr! 

(Unterbrechung von 13.40 bis 14.10 Uhr) 

Vorsitzender Michael Müller: Wir waren vor der 

Unterbrechung bei Herrn Steinkemper und der 

Frage der Strukturierung der Anhörung stehen 

geblieben. Herr Steinkemper, dann gebe ich 

Ihnen noch einmal das Wort. Dann kommen Frau 

Kotting-Uhl und anschließend Herr Brunsmeier 

dran. 

Hubert Steinkemper: Herr Vorsitzender, wir hat-

ten uns darauf verständigt, dass Herr Brunsmeier 

kurz die Einzelheiten vorträgt. 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Kotting-Uhl, 

wollen Sie jetzt sprechen, oder soll erst Herr 

Brunsmeier vortragen? - Also, Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Ich wollte mich nicht in der 

Sache äußern, sondern noch einmal zu der Orga-

nisation. Herr Steinkemper und ich, wir haben 

uns kurz zusammengesetzt und überlegt, wie wir 

das organisatorisch vernünftigerweise angehen 

können. Wir werden uns dazu auch kurzfristig 

treffen, um ein erstes Treffen der AG „Evaluie-

rung“ ein bisschen vorzubereiten. Wir hätten drei 

Punkte. Der erste Punkt wäre die herzliche Bitte 

an die Geschäftsstelle, ein Doodle für eine erste 

Sitzung der AG „Evaluierung“ einzurichten, prio-

ritär in der 41. Kalenderwoche, spätestens bis zur 

42. Kalenderwoche, damit man die Anhörung 

noch sinnvoll vorbereiten kann.  

Der zweite Punkt wäre, dass wir die Geschäfts-

stelle bitten, ein Schreiben der Vorsitzenden an 

die 16 für die Anhörung vorgeschlagenen Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer mit dem Inhalt 

„save the date“ und der Bitte zu richten, dass sie 

mit diesen Inhalten für die Anhörung zur Verfü-

gung stehen. Das sind 16 Leute. Bei vier Stunden 

könnten sie jeweils zehn Minuten vortragen, und 

wir hätten fünf Minuten für Nachfragen.  

Vorsitzender Michael Müller: Acht Minuten! 

Klaus Brunsmeier: Recht hast du; Entschuldi-

gung. Aber das wäre das Zeitfenster für die 16 

Einzuladenden, das dann für sie am 03.11. zur 

Verfügung steht. Da werden sicherlich nicht alle 

können. Das heißt, wir hätten damit auch die 

Möglichkeit, bei der ersten Sitzung der AG mög-

licherweise noch einmal über weitere Personen 

nachzudenken. Wir würden die erste Sitzung der 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 44 von 105 
am 22. September 2014 

 

AG dann auch gerne nutzen wollen, noch einmal 

über die Strukturen nachzudenken und gemein-

sam zu überlegen, wie wir das angehen können. 

Also, in dem Sinne: in der 41./42. Kalenderwo-

che ein Doodle einrichten und bitte „save the 

date“ an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

der Anhörung, damit sie die Möglichkeit haben, 

sich es zeitlich noch so einzurichten, dass sie zu 

dem Datum kommen können.  

Herr Steinkemper, habe ich etwas vergessen? 

Dann ergänzen Sie. 

Hubert Steinkemper: Sie haben nichts vergessen. 

Nur haben wir das nicht bilateral gemacht, son-

dern die Arbeitsgruppenmitglieder waren, soweit 

sie verfügbar waren, beteiligt.  

Vorsitzender Michael Müller: Okay. Vielen 

Dank. Dann Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich hatte mich ja vor der 

Sitzungsunterbrechung oder Mittagspause gemel-

det, weil ich den Vorschlag, den ich gemacht 

hatte, dass man die Evaluierung teilt und erst 

einmal die Punkte nimmt, die vielleicht frühzei-

tig relevant sind, nach Herrn Steinkempers Ein-

lassung zurückziehen wollte. Es hat mir sehr ein-

geleuchtet zu sagen, es sind ja hier nicht alle auf 

dem Stand, dass sie sich schon vielfach mit der 

Kritik befasst hätten, die es an dem Gesetz gibt. 

Ich würde aber jetzt, da ich das Wort von Ihnen 

bekommen habe, doch die Chance nutzen, sehr 

heftig dafür zu plädieren, dass wir nicht acht Mi-

nuten zugrunde legen, selbst wenn alle 16 kom-

men können. Ich hoffe, dass wir uns für diese 

erste Anhörung einen ganzen Tag Zeit nehmen. 

Dann halten wir es auch mal aus, wenn wir erst 

mal zweieinhalb Stunden zuhören.  

Vorsitzender Michael Müller: Ich nicht. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Doch, ich halte das 

schon aus. Ich kenne das aus dem politischen Be-

trieb. Ich finde, acht Minuten sind weder für die 

Experten zumutbar, noch bekommen wir einen 

wirklichen Eindruck, was die Kritik ist. Dann 

verlangen wir von den Experten, dass sie sich auf 

einen Punkt fokussieren und selbst den vielleicht 

nicht ausgiebig behandeln können. Viele von de-

nen, die wir im Kopf haben, haben aber vielleicht 

nicht nur einen Punkt, sondern zwei, drei, die 

ihnen gleich wichtig sind. Ich finde es schon 

schwierig genug zu sagen: Setzt euren Schwer-

punkt selbst. Aber acht Minuten scheinen mir 

doch ein bisschen sehr wenig zu sein. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich will nur klar-

machen: Es geht darum, dass jeder von denen ein 

paar schriftliche Thesen einbringt und diese 

dann begründet. Wenn man sich auf zehn Minu-

ten verständigt, dann sind das insgesamt dreiein-

halb Stunden. Ist das realistisch? Ich möchte ein-

mal sehen, wer von uns hier dreieinhalb Stunden 

aushält. Das möchte ich aber mal sehen. Ein biss-

chen Erfahrung habe ich damit auch, wenn ich 

das mal vorsichtig anmerken darf. Gut, aber von 

mir aus schreiben wir „zehn“. Ich finde, das ist 

nicht kriegsentscheidend. Ich glaube nur, dass 

Ihre Position falsch ist. Es ist immer besser, Sach-

verständige zu bitten, es auf den Punkt zu brin-

gen, als sie frei laufen zu lassen. Aber bitte! 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Haben die An-

wesenden das verstanden? 

Vorsitzender Michael Müller: Ja, ich. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Entschuldi-

gung. 

Vorsitzender Michael Müller: Sind wir dann mit 

dem Punkt durch? Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Wir werden ja erleben, dass 

möglicherweise nicht alle können, oder wir wer-

den möglicherweise auch zu der Überlegung 

kommen, eine zweite Runde zu machen, entwe-

der hier oder auch in der Arbeitsgruppe, und 

könnten dabei dann einzelne Experten auch noch 

einmal vertieft anhören.  

Vorsitzender Michael Müller: Ja. 
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Min Stefan Wenzel: Darüber hinaus würde ich, 

weil ich damit rechne, dass am Ende nicht alle 

können, noch Herrn Jörg Kuhbier ergänzend vor-

schlagen. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir schreiben die 

Betreffenden ja jetzt an. Dann werden wir sehen, 

wer alles kann. Dann hoffen wir auf die Struktu-

rierung der Arbeitsgruppe. Ich teile das: Es muss 

dann, wenn man sieht, wo wichtige Stränge sind, 

die weiterverfolgt werden sollen, sowohl in der 

Arbeitsgruppe als auch im Plenum - das ist offen; 

natürlich vor allem in der Arbeitsgruppe - behan-

delt werden. Anders geht es nicht. Besteht da 

Einverständnis? 

Abg. Steffen Kanitz: Wir wissen ja heute noch 

nicht, ob die 16 abschließend sind, ob wir alle 16 

hören und ob die auch zu den Schwerpunkten, 

die in der AG, in der Arbeitsgruppe, definiert 

werden, Stellung beziehen können. Daher müs-

sen wir das, glaube ich, heute auch noch nicht 

festlegen, weder den Umfang, das heißt, ob es 

acht oder zehn Minuten sein sollen. Auch ich 

glaube, wir sind in der Tat hier, um auch mal ein 

paar Stunden zuzuhören. Dafür ist diese Anhö-

rung in allererster Linie da und um Ausblick zu 

geben auf die Punkte, die zur Verbesserung des 

Gesetzes, nicht nur rückblickend, sondern tat-

sächlich nach vorne gerichtet, erforderlich sind, 

die wir in der Kommissionsarbeit brauchen. Da-

her ist es doch gut, wenn wir uns die zwei Wo-

chen noch Zeit nehmen, von mir aus allen die 

Möglichkeit geben, den Termin schon zu reser-

vieren, aber dort über Art, Umfang und Inhalt 

diskutieren und darauf aufbauend dann auch die 

Referenten einladen. Dagegen spricht doch 

nichts. 

Vorsitzender Michael Müller: Noch etwas? - Herr 

Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich hatte es so verstanden, 

dass wir die 16 bzw. 17 jetzt schlicht und einfach 

anschreiben und sagen, dass wir sie gerne hören 

würden - ich gehe davon aus, dass nicht alle 17 

oder 16 kommen können -, aber dass wir in der 

Zwischenzeit, wenn die Gruppe sich trifft, ent-

scheiden, wen wir darüber hinaus vertiefend  

oder zusätzlich hören wollen; denn wenn wir das 

nach der Sitzung einer Arbeitsgruppe wieder hier 

in die Gesamtrunde tragen, fürchte ich, dass wir 

am Ende nur noch ganz wenige bekommen, weil 

die Vorbereitungszeit zu kurz ist. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich glaube, wir 

können das jetzt trotzdem abschließen. Wir 

schreiben den Brief an die Vorgeschlagenen, nen-

nen die Themen und schreiben auch hinein, dass 

die Feinstrukturierung eventuell noch folgt. An-

ders können wir es nicht machen. 

Gut. Dann sind wir mit dem Punkt durch. - Gibt 

es zu den Internationalen noch Anmerkungen? - 

Bitte. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Im Gegensatz zu 

dem, was die Frau Vorsitzende vorhin gesagt hat, 

hat auch die SPD Vorschläge zu den Sachverstän-

digen, was die Evaluierung angeht. Die haben 

sich jetzt auch wiedergefunden.  

(Zuruf der Vorsitzenden Ursula Heinen-Es-

ser) 

Die Vorschläge sind auch aufgenommen worden. 

Das ist auch gut.  

Nur, zu den Internationalen hatten wir - aus wel-

chen Gründen auch immer - bis jetzt keine Auf-

forderung, Sachverständige zu benennen. Da ist 

bei der Geschäftsstelle scheinbar etwas schief ge-

laufen. Deswegen möchte ich mir vorbehalten, 

dass wir in der nächsten bzw. in dieser Woche 

noch Sachverständige dazu benennen.  

Vorsitzender Michael Müller: Wir machen zu der 

zweiten Anhörung die Öffnung bis zum 5.  oder 

4. Oktober. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Diese Woche reicht 

mir vollkommen aus. Bis Freitag, das ist völlig in 

Ordnung. 
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Vorsitzender Michael Müller: Dann sagen wir, 

dass bis zum 29.09. - dann haben wir den Montag 

noch - ergänzende Vorschläge gemacht werden 

können. Bitte. 

Min Stefan Wenzel: Noch mal zum Verständnis 

der Anhörung zu den internationalen Erfahrun-

gen. Die Verabredung war ja jetzt, dass wir uns 

dort nur einen Überblick über die Aktivitäten 

verschiedener Länder verschaffen, dass wir aber 

zu einem späteren Zeitpunkt dann bei den Län-

dern, bei denen wir es für notwendig halten, ver-

tiefend  Aufsichtsbehörde, Verbände, Betreiber 

usw. hören, um dann praktisch richtig in die 

Tiefe zu gehen. Das ist die Verabredung, oder? 

Vorsitzender Michael Müller: Ja. In dem Zusam-

menhang ist auch noch der Vorschlag von Herrn 

Kudla zu sehen. Vielleicht wollen Sie dazu noch 

zwei, drei Sätze sagen. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ja. - Den Vorschlag 

haben Sie bekommen. Ich hatte vorgeschlagen, 

drei Länder zu bereisen: Schweden, Frankreich 

und die Schweiz. Das sollte hier diskutiert wer-

den. Wenn das beschlossen wird, dann sollten 

wir entscheiden, wen wir aus dem Ausland hier 

nach Deutschland zur Anhörung von Erfahrun-

gen einladen. Wenn uns durch die genannten 

Personen ein erster Überblick gegeben werden 

soll, dann würde ich auch hier darum bitten, 

dass den Personen eine gewisse Gliederung vor-

gegeben wird, zu was sie berichten sollen. Die 

Gliederung sollte praktisch unsere Themen bzw. 

unsere Arbeitsgruppen widerspiegeln. Also, uns 

interessieren der gesellschaftliche Dialog im Aus-

land, Öffentlichkeitsarbeit usw., so wie ich das in 

meinem Papier geschrieben habe. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Mein Vor-

schlag ist, dass Frau Heinen-Esser und ich in Ab-

stimmung mit der Geschäftsstelle und Ihrem Vor-

schlag dazu einen Briefentwurf an die sieben hier 

vorgesehenen Experten machen und dass gleich-

zeitig ein Vorschlag von der Geschäftsstelle 

kommt, in welchem Zeitkorridor die Besuche 

stattfinden könnten. - Herr Thomauske, Sie hat-

ten sich gemeldet, wenn ich das richtig gesehen 

haben. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ja, nur zu diesem 

Punkt. Ich glaube, die Experten, die Herr Kudla 

vorgeschlagen hat, sind Experten für spezifische 

Fragestellungen. Hier käme es mir stärker darauf 

an, dass wir eine Überblickseinschätzung von 

den Leuten bekommen. Deswegen würde ich 

auch bis zum Ende der Woche dazu Vorschläge 

machen. Wir können sie auch vorher abstimmen, 

Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich hatte in mei-

nem Text auch geschrieben, dass die Geschäfts-

stelle an sich noch einmal schauen sollte, wer 

aus dem Ausland uns hier den Überblick geben 

könnte. 

Vorsitzender Michael Müller: Auch hier haben 

wir dasselbe Verfahren. Wir haben sieben Vor-

schläge. Wir halten die Woche noch offen für Er-

gänzungen. Anschließend werden dann von der 

Geschäftsstelle bzw. von uns beiden die mögli-

chen Experten angeschrieben und der Brief wird 

schon ein bisschen für die Anhörung strukturiert. 

Gleichzeitig macht die Geschäftsstelle einen Vor-

schlag für den zeitlichen Korridor möglicher Be-

suche. - Gut? - Dann sind wir damit durch. Ich 

gehe davon aus, dass der Tagesordnungspunkt 6 

damit abgeschlossen ist. 

Wir kommen zu  

Tagesordnungspunkt 7  

Forschungsprojekte und -vorhaben  

zu Fragen der Endlagerung, insbesondere  

- Projekt ENTRIA  

- Forschungsplanung des KIT  

- Forschungsplanung des BMBF 

Vorsitzender Michael Müller: Ich darf insbeson-

dere unsere Gäste begrüßen und ihnen danken, 

dass sie so viel Zeit und Sitzfleisch hatten, un-

sere bisherigen Debatten zu verfolgen oder nicht 
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zu verfolgen, auf jeden Fall zu ertragen. Also, 

danke, dass Sie hier sind.  

Ich begrüße sehr herzlich Herrn Professor Röhlig, 

Herrn Professor Knebel, Herrn Dr. Mönig und 

Herrn Dr. Fischer-Appelt sowie Herrn Professor 

Walther, der noch hinzugekommen ist. 

Wir hatten es uns überlegt, dass Sie, Herr Profes-

sor Röhlig, anfangen. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Danke, Herr Vor-

sitzender. - Wie gesagt, mein Name ist Klaus-Jür-

gen Röhlig. Ich habe einen Lehrstuhl für Endla-

gersysteme an der TU Clausthal, bin hier als 

Sprecher des Projektes ENTRIA, das ja in den Be-

sprechungen schon manchmal eine Rolle gespielt 

hat. Neben mir sitzt Herr Professor Walther aus 

Hannover. Er ist ebenfalls Sprecher. 

ENTRIA ist ein interdisziplinäres Projekt, was in 

unseren Augen auch ein bisschen unser Allein-

stellungsmerkmal ist, zumindest hier in Deutsch-

land. Wir haben auch ein entsprechend interdis-

ziplinär besetztes Sprecherteam. Es hat sich aber 

durch die Terminplanungen ergeben, dass Sie 

heute nur den eher technisch-naturwissenschaft-

lich ausgerichteten Teil dieses Sprecherteams vor 

sich sehen. Wir tun jedoch unser Bestes, Ihnen 

das Gesamtbild zu liefern.  

Ich habe mich natürlich gefragt, warum ENTRIA 

zu diesem frühen Zeitpunkt zur Kommission ein-

geladen worden ist. Wenn der Grund die inhaltli-

chen Berührungspunkte zwischen der ENTRIA-

Arbeit und Ihrer Tätigkeit hier in der Kommis-

sion ist, dann freut mich das sehr. Es ist aber 

vielleicht manchmal auch der Eindruck entstan-

den, dass ENTRIA irgendwie die Endlagerfor-

schung in Deutschland oder repräsentativ dafür 

wäre. Dem ist natürlich nicht so. Das ist uns auch 

selber sehr bewusst. Wir sind hier in eine ganz 

bestimmte Forschungslücke gestoßen, nämlich 

die der Interdisziplinarität. Wir versuchen, über 

die Disziplingrenzen hinaus in großer Breite zu 

arbeiten. Aber es gibt keine weit gestaffelte und 

strukturierte Forschungslandschaft in Deutsch-

land. Ich hoffe, dass in der Kommission am Ende 

dieser Sitzung vielleicht etwas klarer das Bild 

von dieser Forschungslandschaft entsteht. Die 

Vertreter der entsprechenden Bundesbehörden, 

Ministerien sind ja hier. Frau Wanka wird nach-

her noch sprechen. Ich denke, dass da dann auch 

eine gewisse Klarheit einzieht. 

Die Idee zu den Themen von ENTRIA ist im Wis-

senschaftlerkreis entstanden. Wir haben dann ei-

nen Antrag auf Förderung durch das BMBF ge-

stellt. Das Projekt läuft seit Anfang letzten Jahres. 

Ich muss vielleicht noch dazu sagen: Sie haben 

Handouts bekommen. In den Handouts steht bei 

den Themen einmal „Überblick ENTRIA“ und 

dann „Rückholbarkeit“. Es ist jetzt mit der Vorsit-

zenden Frau Heinen-Esser so abgesprochen, dass 

das Thema „Rückholbarkeit“ später, beim Tages-

ordnungspunkt 8, kommt. Ich werde jetzt also 

nur zu ENTRIA sprechen. 

Warum waren wir der Meinung, dass dieses Pro-

jekt notwendig ist? Zum einen - das muss ich 

Ihnen in diesem Kreis nicht erzählen - ist klar, 

dass es sich bei der Entsorgung radioaktiver Ab-

fälle, insbesondere wärmeentwickelnder Abfälle, 

um ein gesamtgesellschaftliches Problem han-

delt, das über naturwissenschaftlich-technische 

Fragestellungen hinausreicht. Es ist auch so, dass 

wir in Deutschland ein zunehmend bedrücken-

der werdendes Kompetenz- und Wissenserhalt-

problem haben, das sich mit dem Ausstieg aus 

der friedlichen Nutzung der Kernenergie über die 

nächsten Jahre sicherlich noch verschärfen wird. 

Es ist auch so, dass die Entsorgungsfrage sich na-

türlich in gewisser Weise auf das Bundesland 

Niedersachsen fixiert. Wir haben dort Endlager-

projekte. Wir haben dort Zwischenläger stehen. 

Es gibt dort auch eine ganze Reihe von Kompe-

tenzzentren; einige Vertreter sitzen heute hier im 

Raum. Jedenfalls ist aus diesen Überlegungen 

heraus der Gedanke entstanden, ENTRIA zu be-

antragen, einmal um interdisziplinäre Forschung 

zu fördern, um Kompetenzentwicklung und 

Kompetenzerhalt zu fördern und auch in Nieder-

sachsen einen gewissen Schwerpunkt zu setzen. 
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Aber wir sind nicht auf Niedersachsen be-

schränkt; das werden Sie nachher noch sehen. 

Zur Einordnung ENTRIAs ist es auch noch wich-

tig zu sagen: Es handelt sich nicht um Ressort-  

oder Auftragsforschung, wie bei manchem ande-

ren Forschungsvorhaben in der deutschen För-

derlandschaft. Das ist vielleicht auch noch wich-

tig zu wissen. 

Sie sehen auf der Seite 4 Ihrer Handouts eine Zu-

sammenstellung der Partner, die am Projekt be-

teiligt sind. Sie sehen auf der linken Seite diesen 

Schwerpunkt der Niedersächsischen Techni-

schen Hochschule und auf der rechten Seite die 

Nichtniedersachsen. Grob gesagt, ist es so - das 

sehen Sie, wenn Sie sich die Disziplinen an-

schauen, die hier vertreten sind -, dass bei den 

Niedersachsen - mit einer Ausnahme - eine ge-

wisse Schwerpunktsetzung bei den naturwissen-

schaftlich-technischen Disziplinen existiert, wäh-

rend die Nichtniedersachsen - auch wieder mit 

einer Ausnahme - eher im Bereich der nichttech-

nischen Wissenschaften unterwegs sind. 

In diesem Zusammenspiel der Disziplinen haben 

wir jetzt nach anderthalb Jahren schon erlebt, 

was es eigentlich für eine Herausforderung ist, in 

diesem Verbund zu arbeiten. Das beginnt mit der 

Terminologie, mit der Sprache, mit der Kommu-

nikationskultur, die in unterschiedlichen Diszip-

linen ganz anders oder sehr verschieden ist, mit 

den Arbeitsweisen und auch mit der Fragestel-

lung der Vermittlung von disziplinärem Grundla-

genwissen. Es ist natürlich unabdingbar, dass wir 

uns gegenseitig überhaupt erst einmal verstehen: 

Was sind die Basics der jeweils anderen Diszipli-

nen? Das ist etwas, an dem wir in diesen ersten 

Monaten, in diesem ersten Jahr  hart gearbeitet 

haben. 

Zu unseren Arbeitsgebieten. Wir wollen natür-

lich disziplinär forschen, aber auch interdiszipli-

när, und zwar zu Aspekten von drei - wie wir es 

nennen - Schlüsseloptionen bei der Entsorgung 

radioaktiver Abfälle oder - wie es im Projekttitel 

heißt - Reststoffe, also etwas weiter gefasst: End-

lagerung in tiefen geologischen Formationen 

ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit, Einlage-

rung in tiefe Formationen mit Vorkehrungen zur 

Rückholbarkeit und zur Überwachung - das ist 

ganz wichtig - und schließlich Oberflächenlage-

rung. 

Wir möchten gerne Kontextbedingungen analy-

sieren und Bewertungskriterien erarbeiten im 

Hinblick auf die verschiedenen disziplinären 

Richtungen, die im Projekt vertreten sind, begin-

nend mit Ethik und Moral, Technik, Sicherheit, 

Umweltauswirkungen, Recht, Governance, sprich 

Politik und Sozialwissenschaften. Wir wollen 

disziplinär und interdisziplinär aus- und weiter-

bilden, und wir möchten natürlich auch nach au-

ßen wirken.  

Sie sehen auf Seite 7 unsere Projektstruktur. Sie 

werden die Entsorgungsoptionen, die ich gerade 

genannt habe, in unseren drei sogenannten Verti-

kalprojekten in unserer Struktur wiedererkennen. 

Dort ist es so, dass sich vorwiegend Naturwissen-

schaftler und Techniker disziplinär mit Eigen-

schaften, Merkmalen, Forschungslücken im Be-

reich dieser drei Entsorgungsoptionen befassen. 

Übergreifend über diesen Vertikalprojekten sehen 

Sie die sogenannten Transversalprojekte. Die 

sind eigentlich unsere Mittel, um die Interdiszip-

linarität herzustellen. Hier sind in der Regel ge-

mischte Teams am Werk mit einem gewissen 

Schwerpunkt allerdings bei den nichttechni-

schen Disziplinen. Sie sehen also, dass wir uns 

übergreifend über diese drei Disziplinen mit 

Technikfolgenabschätzung, Governance, ethisch-

moralischen Begründungen, juristischen Fragen 

und Risikoforschung befassen. 

Es stellt sich natürlich die Frage: Warum eigent-

lich noch einmal diese Betrachtungen dieser Ent-

sorgungsoptionen? Es hat in der Vergangenheit 

eine Reihe von Gremien im Ausland gegeben, die 

sich mit ähnlichen Fragestellungen befasst ha-

ben, in der Schweiz, in Großbritannien und in 

Kanada insbesondere. Das ist auf Seite 8 aufge-

führt. Es ist auch unter Entsorgungsspezialisten 
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weitgehender Konsens oder doch zumindest 

Mehrheitsmeinung, dass Endlagerung in tiefen 

geologischen Formationen eigentlich die sichere 

und tragfähigste Option darstellt. Das ist nicht 

nur Konsens, das ist auch Rechtslage. Der Wort-

laut, den ich auf der Seite 8 unten zitiert habe, 

stammt nämlich aus der einschlägigen EU-Richt-

linie. Es stellt sich also die Frage: Warum dieses 

Thema doch noch einmal behandeln? Es gibt 

mehrere Gründe dafür.  

Ein Stückchen Evidenz dafür findet sich viel-

leicht in dem Zitat auf Seite 9 aus der Süddeut-

schen Zeitung. Wenn man solche Schlagzeilen 

liest, wenn man Äußerungen von Politikern hört, 

wenn man aber auch Äußerungen von Spezialis-

ten anderer Fachgebiete hört, dann verliert man 

ein Stück der Sicherheit, dass diese Endlagerung 

in tiefen geologischen Formationen so tatsächlich 

gesetzt ist im allgemeingesellschaftlichen Ver-

ständnis. Ich denke, einige Diskussionen, die Sie 

hier in der Kommission geführt haben, gehen 

auch in diese Richtung.  

Es stellt sich dann die Frage: Waren die Argu-

mente nicht hinreichend robust? Haben wir sie 

nicht gut genug erläutert? Sind sie hinreichend 

gut zusammengestellt, systematisiert, kommuni-

ziert worden? Wir sind zu der Überzeugung ge-

kommen, es besteht tatsächlich der Bedarf, an 

dieser Stelle noch mal über Disziplingrenzen hin-

weg zu arbeiten. Das ist das Besondere: über Dis-

ziplingrenzen hinweg. Wir wollen also noch mal 

systematisch zusammenstellen: Was bedeuten 

diese Entsorgungsoptionen eigentlich? Wir wol-

len das strukturiert darstellen, es in technische 

und soziale Kontexte einbetten. Wir wollen ver-

suchen, das zu bewerten und natürlich auch 

nach außen zu kommunizieren. 

Die andere Frage, die man stellen könnte, ist na-

türlich: Warum denn ausgerechnet diese drei Op-

tionen und nicht irgendwelche anderen? - Die 

Antwort darauf ist - zumindest ist das die Über-

zeugung im Projektteam -: Das sind die Optionen, 

für die es im Moment existierende technische 

Konzepte gibt. Andere Lösungen oder Scheinlö-

sungen wurden immer wieder diskutiert. Ich 

habe hier einige aufgeführt. Das reicht von Ab-

trennung und Transmutation über die Verbrin-

gung in Subduktionszonen, in Vulkane, in den 

Weltraum usw. usf. Einige davon entfallen aus 

rechtlichen Gründen, andere aus Gründen des Ri-

sikos. Andere würden oder werden noch umfang-

reiche Forschung und Entwicklung über lange 

Zeiträume erfordern. Das heißt, bei diesen Letzte-

ren wäre zumindest als vorgeschaltete Instanz 

eine langfristige Zwischenlagerung der Abfälle 

erforderlich. Das heißt also, diese Optionen be-

schreiben den gegenwärtigen Handlungsspiel-

raum. Natürlich müssen die noch zu konkreten 

Konzepten entwickelt und verfeinert werden. 

Aber im Prinzip ist das so. Ich denke, auch das 

Standortauswahlgesetz folgt dieser Logik. 

Die nächste kritische Frage ist: Sind denn diese 

drei wirklich Optionen im Sinne von alternativen 

Entsorgungsendpunkten, einer Entsorgungsstrate-

gie? Wenn Sie sich das Bild auf Seite 12 angu-

cken, dann werden Sie erkennen, dass da keine 

vollkommene Gleichberechtigung herrscht. Also, 

wenn wir rechts anfangen, wenn wir an langfris-

tige Oberflächenlagerung denken, dann denken 

wir an etwas, was möglicherweise ein Stück weit 

über die 40 Jahre, für die die deutschen Zwi-

schenlager jetzt genehmigt sind, hinausgeht. Aber 

wir denken an etwas Befristetes, an etwas im Be-

reich von Jahrzehnten, wenigen Jahrhunderten 

maximal. 

In der Mitte sehen Sie die Darstellung der Einla-

gerung in tiefen geologischen Formationen mit 

Rückholbarkeit. Dieser Rückholbarkeitszu-

stand - das wird vielleicht nachher unter TOP 8 

noch zur Sprache kommen - ist natürlich auch et-

was, was man nicht ewig aufrechterhalten kann. 

Sie werden also irgendwann in die Situation 

kommen, dass Sie das Endlager verschließen. 

Dann werden die Abfälle oder, besser gesagt, 

wird das Tiefenlager nur noch Bergbau sein, oder 

aber Sie werden sich im schlimmeren Fall ge-

zwungen sehen, die Abfälle zurückzuholen, aus 

welchen Gründen auch immer. Ähnlich wie bei 
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der längerfristigen Oberflächenlagerung stellt 

sich dann natürlich erneut die Frage, was damit 

passieren muss.  

Wir betrachten natürlich nicht nur diese Option 

per se, sondern entlang der Pfeile, die Sie auf 

dem Ausdruck sehen, auch Szenarien, die passie-

ren können. Die Realität ist komplexer. Es gibt 

mehr Szenarien, Zeitabhängigkeiten. Wir versu-

chen, das in sogenannten Risikolandschaften zu 

betrachten, dass wir uns zum Beispiel überlegen: 

Was passiert denn, wenn ein Land auf eine End-

lagerung ohne Vorkehrungen zur Rückholbarkeit 

setzt, weil es das vielleicht für die technisch si-

cherste Variante hält, aber deswegen das Projekt 

scheitert und man am Ende in einem Zustand der 

unbefristeten Zwischenlagerung landet? Welche 

Risiken ergeben sich daraus? Also, solche Szena-

rien versuchen wir zu entwickeln. 

Sie sehen auf Seite 13 eine Reihe von Arbeitsge-

genständen. Das ist wirklich nur eine kleine Aus-

wahl von den Gegenständen, die wir innerhalb 

einzelner Disziplinen betrachten. Sie sehen, das 

geht vom naturwissenschaftlich-technischen Be-

reich über Fragen der Governance, über rechtli-

che Fragestellungen bis hin zur Fragestellung der 

Ethik und moralischen Begründungen. Ich 

möchte außerdem noch sagen, um das klarzustel-

len: Wir befassen uns im Projekt nicht mit  

Partitioning and Transmutation mit Abtrennung 

und Transmutation. 

Darüber hinaus - das hatte ich vorhin ge-

sagt - geht es uns natürlich ganz wesentlich da-

rum, interdisziplinär zu arbeiten. Wir haben jetzt 

anderthalb Jahre der interdisziplinären Arbeit  

oder der Schaffung von Grundlagen interdiszipli-

närer Arbeit hinter uns. Wir haben an der Termi-

nologie, an der Problembeschreibung gearbeitet. 

Wir haben sehr viele Maßnahmen zur gegenseiti-

gen Aus- und Weiterbildung gemacht. In zuneh-

mendem Maße entwickelt sich diese Arbeit hin 

in selbst organisierende Formate und in Arbeiten 

am konkreten Projekt. Es ist inzwischen gang und 

gäbe im Projekt, dass wir Veranstaltungen für Ex-

terne machen, die von interdisziplinären Teams, 

zum Beispiel Technikern und Nichttechnikern, 

bestritten werden. Wir haben in Hannover bei 

Herrn Walther eine Ringvorlesung - die wird 

demnächst auch online zu sehen sein -, bei der 

auch die unterschiedlichen Disziplinen vertreten 

sind. Wir erarbeiten gemeinsame Veröffentli-

chungen, um am Ende zu einer Synthese der dis-

ziplinären Erkenntnisse über die Disziplingren-

zen hinweg zu kommen. 

Einen ersten Versuch einer Diskussion und Ana-

lyse der Ausgangslage haben wir mit der Erarbei-

tung und Veröffentlichung dieses Memorandums 

unternommen. Es ist mir jetzt nicht ganz klar - - 

(Zuruf von Prof. Dr. Clemens Walther) 

- Doch, es ist in die Kommission gegangen; gut. 

Entstanden ist dieses Papier letzten Endes, wie 

gesagt, als Diskussionsbeitrag. Wir haben uns ge-

fragt: Was können wir mit dem Inkrafttreten des 

Standortauswahlgesetzes eigentlich leisten? - 

Aber es war natürlich auch eine Übung innerhalb 

des Projekts. Wir haben also versucht, über Dis-

ziplingrenzen hinweg Grundlagen zu konsolidie-

ren und auf diese Art einen ersten Schritt zu ma-

chen zur Herstellung von Interdisziplinarität. Wir 

haben vor allen Dingen versucht, möglichst ohne 

Wertungen darzustellen, was Argumente und Ge-

genargumente sind, indem wir versucht haben, 

Spannungsfelder aufzuzeigen, Spannungsfelder 

aus den verschiedenen Bereichen, Entsorgungs-

strategien und Anlagentypen, Risiko und Sicher-

heit, Verfahrensgerechtigkeit im Standortaus-

wahlprozess, soziale Innovation und Langzeitin-

stitutionen.  

Es sind natürlich die klassischen Spannungsfel-

der, die auch disziplinäre Spezialisten - zumin-

dest teilweise - aus ihren Bereichen kennen, also 

zum Beispiel der Gegensatz zwischen Belastung 

künftiger Generationen, die sich automatisch 

ergibt, wenn wir ihnen im Umgang mit den Ab-

fällen Flexibilität überlassen, oder, mehr tech-

nisch gesehen, die Frage: Wollen wir Zugänglich-

keit und Überwachung ermöglichen, oder wollen 
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wir einen sicheren Einschluss der Abfälle ermög-

lichen? Wollen wir in einer Entsorgungsstrategie 

die Dinge aufschieben, wollen wir warten, zö-

gern, oder wollen wir die Dinge eher vorantrei-

ben? Setzen wir auf Systeme, auf die Menschen 

aufpassen? Halten wir das für sicherer, oder hal-

ten wir es für sicherer, eine sogenannte passive  

oder inhärente Sicherheit herzustellen, wo also 

geologische, geotechnische und technische Barri-

eren letzten Endes den Job erledigen? Wenn wir 

das Letztere tun, wo soll dann der Schwerpunkt 

liegen, bei den geogenen oder bei den technoge-

nen Barrieren?  

Was die Verfahren betrifft, muss ein Ausgleich 

geschaffen werden zwischen gesamtgesellschaft-

lichen und Partikularinteressen. Wir haben eine 

repräsentative Demokratie. Brauchen wir delibe-

rative Elemente in dieser Demokratie, gerade um 

unser Ziel hier zu erreichen, also die Entsorgung 

radioaktiver Reststoffe? Muss man Kriterien auf-

grund der Verlässlichkeit festklopfen, um sagen 

zu können: „Das ist etwas, worauf wir ver-

trauen“, oder ist es im Gegenteil so, dass auch ein 

Kriterienkatalog natürlich fehlbar ist und dass er 

demzufolge einem Revisionsbedarf unterliegt? 

Es stellt sich natürlich am Schluss die Frage: Was 

kann ENTRIA, insbesondere für die Kommission, 

leisten? Was kann es nicht leisten? - Wir haben 

natürlich zunächst mal in den Einzeldisziplinen 

Arbeiten geleistet. Deren Ergebnisse können ver-

fügbar gemacht werden. Ich möchte ein paar Bei-

spiele nennen. Es ging vorhin um die Evaluation 

des Standortauswahlgesetzes. Da gibt es natürlich 

aus unserem Projekt heraus eine ganze Reihe von 

Arbeiten von unseren Juristen. Die Expertise 

kann sicher zur Verfügung gestellt werden. Wir 

haben uns überlegt, eine Synthese praktisch zur 

Governance im Ausland zu machen. Das wird 

hier in Berlin gemacht. Da gibt es einen großen 

Wissensbestand. Diese Dinge können zur Verfü-

gung gestellt werden. Es wird technisch gearbei-

tet zur Rückholbarkeit, zu Langzeitsicherheitsfra-

gen. Das sind alles Dinge, die wir natürlich in die 

Arbeit der Kommission einbringen können. Das 

ist ganz klar. 

Was die Interdisziplinarität betrifft, so arbeiten 

wir natürlich laufend an den Kriterien zur Be-

wertung der Entsorgungsoptionen. Ein etwaiger 

ENTRIA-Kriterienkatalog könnte am Ende der 

Kommissionsarbeit noch nicht vollständig sein. 

Unser Projekt geht über fünf Jahre. Ich denke 

mal, der wäre trotzdem im darauffolgenden Ver-

fahren hilfreich, weil es ja so ist - wenn ich mir 

an der Stelle eine persönliche Anmerkung erlau-

ben darf -: Es gibt im Ausland Verfahren zur 

Standortauswahl, zur Entwicklung von Endla-

gern, zur Genehmigung, zur Einlagerung und 

zum Verschluss, die über Jahrzehnte laufen. Es 

ist vollkommen klar, dass man ein solches Ver-

fahren nicht über Jahrzehnte fixieren kann. Das 

heißt, aufgrund der Tatsache, dass sich das Wis-

sen weiterentwickelt, dass Wissenschaft und For-

schung sich weiterentwickeln, ist es notwendig, 

dass man in einem solchen Verfahren die Rück-

kopplung von Wissenschaft und Forschung ent-

sprechend organisiert und auch eine entspre-

chende Flexibilität und Revisionsmöglichkeiten 

einbaut. Das betrifft jetzt weniger Ihre paar Jahre 

der Arbeit, sondern mehr die Jahrzehnte, die da-

nach kommen.  

Das zusammengenommen führt mich zu der 

Schlussfolgerung: In einer der letzten Sitzungen 

ist von dem Bedarf gesprochen worden, etwas 

zwischen ENTRIA und der Kommissionsarbeit zu 

synchronisieren. Ich halte das weder für sinnvoll 

noch für möglich. Das eine ist Entscheidungsfin-

dung im politischen Raum, und das andere ist 

Forschung. Wir sind, wie gesagt, keine Ressort-  

oder Auftragsforschung. Wir sind schon gar keine 

Politikberatung. Wir werden auch keinen Ent-

scheidungsvorschlag in irgendeiner Weise erar-

beiten. Aber, wie gesagt, selbstverständlich - ich 

möchte uns an der Stelle nicht kleinmachen - ste-

hen wir zur Verfügung. Ich denke, das, was wir 

tun, insbesondere im interdisziplinären Bereich, 

ist wichtig für Deutschland. Wir werden gerne 

unsere Erfahrungen und unser Wissen da zur 

Verfügung stellen, wo es notwendig ist und wo es 

gewünscht wird. 

(Beifall) 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 52 von 105 
am 22. September 2014 

 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen 

Dank. - Herr Walther, wollen Sie noch eine Er-

gänzung vornehmen? 

Prof. Dr. Clemens Walther: Wir hatten es uns ei-

gentlich so aufgeteilt, dass Herr Röhlig den Vor-

trag hält und wir beide für Fragen zur Verfügung 

stehen.  

Wichtig ist für uns bei ENTRIA die Interdiszipli-

narität, die ja auch im Titel enthalten ist. Was 

vielleicht in dem Bereich hier ein bisschen zu 

kurz gekommen ist: Natürlich ist der Zielgedanke 

all dessen, was Sie erarbeiten und was wir ma-

chen, der Schutz von Mensch und Umwelt vor 

der ionisierenden Strahlung der Radioaktivität. 

Wenn wir uns angucken, wie der Strahlenschutz 

heute organisiert ist, dann sehen wir, wir haben 

das Minimierungsgebot, das Rechtfertigungsge-

bot. Wir denken auch nicht, dass sich das in Zu-

kunft von der Wertstellung her ändern wird. Da 

haben wir einen juristischen und ethischen Ge-

sichtspunkt.  

Betrachten wir das Ganze naturwissenschaftlich, 

dann ist eine der Arbeiten von ENTRIA auch, 

dass wir uns angucken: Wie kommen Grenzwerte 

zustande? Man könnte das rein technisch von ei-

nem Risikokonzept abhängig machen. Man 

könnte aber bei dem 10-Mikrosievert-Kon-

zept - das ist Ihnen sicher geläufig - des Strahlen-

schutzes auch sehen, dass das andere Kriterien 

hat. Die normale Bevölkerung darf nach gängiger 

Rechtsprechung mit dem Hundertfachen belastet 

werden, nämlich mit einem Millisievert. Wie 

kommt so etwas? Es gibt administrative Aufga-

ben, die auf Dauer gewährleistet werden müssen. 

Das bedeutet eine gesellschaftliche Stabilität, und 

das bedeutet - das ist mir ganz wichtig; das wird 

von allen Disziplinen, von den technischen, sozi-

alwissenschaftlichen und ethischen, unter-

sucht - immer eine Abwägung des Strahlenschut-

zes heutiger Generationen beim Anfassen, beim 

Behandeln der Abfälle mit dem künftiger Genera-

tionen, die vielleicht beim Versagen eines Endla-

gerkonzepts exponiert werden. Aber auch - das 

wird vielleicht nachher noch Thema sein - bei ei-

ner gegebenenfalls notwendig werdenden Rück-

holung oder einer Bergung ist der Strahlenschutz 

künftiger Generationen abzuwägen gegen die Ex-

position derjenigen, die das dann im aktuellen 

Fall machen müssen. Diese Frage müssen wir uns 

jetzt stellen, und die werden sich gegebenenfalls 

künftige Generationen auch stellen, auch unter 

all diesen Gesichtspunkten. Das ist halt eine Sa-

che, wofür ENTRIA im Prinzip steht, aus diesen 

verschiedenen Bereichen, aus diesen verschiede-

nen Facetten die Expertise zur Verfügung zu stel-

len. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Ich 

würde sagen, wir lassen jetzt kurz Nachfragen zu, 

und dann kommt der nächste Referent dran. Die 

Frage ist: Gibt es kurze Nachfragen? - Erst Herr 

Habeck, dann Herr Sommer und dann Herr Wen-

zel. Aber nur Nachfragen, bitte. 

Min Dr. Robert Habeck: Vielen Dank. - Meine 

Nachfragen sind kurz, aber ich habe drei. Darf ich 

sie stellen, Herr Vorsitzender? Oder eine Anmer-

kung möchte ich jedenfalls machen. Ich weiß, 

dass wir über die Rückholbarkeit nachher disku-

tieren. Aber ich wollte doch anmerken, dass ich 

den Schritt nicht verstanden habe, dass Rückhol-

barkeit automatisch Offenhaltung bedeutet, bzw. 

umgekehrt könnte man ja auch sagen - so sagten 

Sie es im Vortrag -, dass auch nichtrückholbar ge-

lagerte Castoren oder radioaktive Stoffe doch ir-

gendwann mal rückgeholt werden müssten. Das 

nur als Anmerkung. Das sollten wir jetzt viel-

leicht gar nicht diskutieren. Aber das fand ich 

nicht ganz schlüssig bei Ihnen. 

Die erste Frage ist: Beschäftigen Sie sich auch mit 

Dokumentation? Also: Wie informieren wir nach-

kommende Generationen darüber, dass 

hier - rückholbar oder nicht - Schadstoffe liegen, 

in welcher Sprache, in welcher Technik, und wie 

erkennen die überhaupt, dass das eine Warnung 

ist und nicht der Aufruf zum Buddeln? 
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Die zweite Frage ist eher allgemeiner Natur. Sie 

haben es im Grunde schon angedeutet. Was be-

deutet das Zusammenspiel der Kommission und 

Ihrer Arbeit? Sie sagten, Sie machen keine Be-

schlussempfehlung. Ist das richtig? Also, ich 

fände es ausgesprochen misslich, wenn wir in 

anderthalb Jahren zu Potte kommen und Sie in 

drei Jahren das Gegenteil von dem behaupten, 

was wir hier gemacht haben. Dann, glaube ich, 

wird es schwierig werden. Also, die Zusammen-

arbeit ist gut. Toll, dass Sie uns Ihre Informatio-

nen zukommen lassen. Aber sowohl der Zeitrah-

men als auch der Charakter Ihrer Arbeit sind mir 

noch nicht gänzlich klar. Sehen Sie einen Kon-

flikt mit der Arbeit dieser Kommission? 

Vorsitzender Michael Müller: Das waren drei 

Fragen. - Herr Sommer. 

Jörg Sommer: Danke. - Zwei Fragen. Die erste 

Frage schließt direkt an das an, was Herr Habeck 

sagte. Sie sagen, wir betreiben politische Ent-

scheidungsvorbereitung oder Meinungsbildung, 

und Sie betreiben Wissenschaft. Das ist von der 

Aufteilung her richtig. Ich sehe es aber als großes 

Problem an, dass wir unsere Meinungsbildung 

laut Vorgabe abgeschlossen haben sollen, bevor 

Sie mit Ergebnissen aufwarten können. Sie sagen, 

Synchronisieren geht nicht. Ich würde aber gerne 

noch mal mit Ihnen darüber sprechen, wie wir 

trotzdem einen maximalen Nutzen aus Ihrer Ar-

beit ziehen können, ohne Sie als Entscheidungs-

vorbereiter zu missbrauchen; das habe ich ver-

standen. 

Zweite Frage. Sie sagen, Sie betrachten Risikosze-

narien, unter anderem auch das der längerfristi-

gen Oberflächenlagerung. Wir alle wissen, dass 

wir die längerfristige Oberflächenlagerung zurzeit 

in Deutschland betreiben und dass wir das noch 

lange betreiben werden, bis wir endlich eine 

Endlagersituation haben. Betrachten Sie auch die 

aktuelle Situation? Haben Sie dazu auch ein Ge-

fahrenszenario und, wenn ja, können Sie uns das 

zur Verfügung stellen? - Vielen Dank. 

Vorsitzender Michael Müller: Als Letzter Herr 

Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Vielen Dank, Herr Röhlig, für den interes-

santen Vortrag. Ich habe zwei bzw. drei kleine 

Fragen. Zum einen würde mich etwas zum 

Thema Oberflächenlagerung interessieren. Es gibt 

hier auf der Seite 12 diese eine Grafik. Fällt da-

runter auch das Thema oberflächennahe Lage-

rung, zum Beispiel das, was die Schweden im 

Clab machen, also 30 Meter unter der Erde? 

Die zweite Frage ist: Aus welchem Ressort wer-

den Sie finanziert und mit welchen Summen? 

Vielleicht kann man das noch mal hören. Das 

wäre interessant - wir werden ja nachher noch 

das KIT und von möglichen anderen Forschungs-

schwerpunkten hören -, um einordnen zu kön-

nen, welche Mittel Ihnen für Ihre Arbeit zur Ver-

fügung stehen. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich möchte nur 

vorweg eine Bemerkung machen. Die beiden Un-

terlagen von ENTRIA und KIT haben nur die 

Kommissionsmitglieder. Wir konnten aus rechtli-

chen nicht darüber hinausgehen. Das nur zur Er-

klärung. Die von der GRS sind auch für Zu-

schauer bzw. Zuhörer zugänglich. - Herr Röhlig. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Danke schön, Herr 

Vorsitzender. - Auf die erste Frage von Ihnen, 

Herr Habeck, wollen wir - wenn das okay 

ist - vielleicht besser bei TOP 8 eingehen; das ist 

wahrscheinlich sinnvoller. 

(Min Dr. Robert Habeck: Genau!) 

Zu Ihrer zweiten Frage. Einen Konflikt mit der 

Entscheidungsfindung - ich dachte, ich hätte es 

schon klar gesagt - sehe ich eigentlich nicht. Wir 

versuchen, die Argumente zu sammeln, zu ver-

stehen, zu strukturieren. Wir werden am Ende 

nicht mit einer Handlungsempfehlung aus die-

sem Projekt herauskommen. Insofern kann es da 

meiner Meinung nach eigentlich auch keinen Wi-

derspruch geben. 
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Ihre Frage, Herr Sommer, ging eigentlich in die-

selbe Richtung. Ich weiß nicht, ob die damit 

schon beantwortet ist oder ob ich da noch etwas 

weiter ausholen soll. 

Jörg Sommer: Es ist die Frage, wie wir auch ohne 

eine Synchronisierung einen maximalen Nutzen 

aus Ihrer Kompetenz ziehen können. Das ist 

schon etwas anderes als die Verlässlichkeit, dass 

Sie nachher nichts anderes sagen, als wir vorher 

beschließen.  

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Ich denke, die Ar-

beitsweisen sind vorhin diskutiert worden. Also, 

es gibt die Möglichkeit, Dokumente zur Verfü-

gung zu stellen. Es gibt die Möglichkeit, in den 

Arbeitsgruppen vorzutragen. Aber ich denke, sol-

che Mechanismen kann man entwickeln. Ich 

möchte da jetzt nicht wirklich konkret werden, 

weil ich Ihre Arbeitsweise noch nicht so wahn-

sinnig gut kenne. Ich denke, da muss man ein-

fach Mechanismen entwickeln. 

Zur aktuellen Situation bei der Oberflächenlage-

rung. Ich kann es gleich mit der Frage von Herrn 

Wenzel verbinden. Eines der zentralen Themen 

bei der Oberflächenlagerung ist natürlich die 

Frage, wie man die bestehenden Konzepte dahin- 

gehend ausbauen kann oder modifizieren muss, 

dass man letzten Endes zu längeren Zwischenla-

gerzeiten kommt. Wir haben tatsächlich mit der 

Oberflächenlagerung angefangen. Aber ich muss 

natürlich sagen, alle drei Optionen stehen letzten 

Endes sehr schematisch für etwas, was dann 

technisch doch sehr unterschiedlich ausgestaltet 

werden kann. Das gilt natürlich auch für die Tie-

fenlagerungsoptionen. Wer die Dinge technisch 

kennt, weiß, dass ein Tiefenlager in unterschied-

lichen Wirtsgesteinen auch von der technischen 

Ausgestaltung her sehr unterschiedlich aussieht. 

Das ist wirklich nur eine sehr schematische Dar-

stellung. Wir hatten also angefangen mit den be-

kannten Zwischenlagerkonzepten, insbesondere 

aus Deutschland und aus Holland. Wir werden 

uns aber zumindest auswertend auch mit dem 

Clab-Konzept, also mit dem von Ihnen angespro-

chenen Konzept, Herr Wenzel, beschäftigen.  

Die gegenwärtigen Risiken gehen natürlich in die 

Risikobetrachtung mit ein, weil die natürlich 

auch eine Rolle spielen und sich vielleicht auch 

anders darstellen, verschärft darstellen, wenn 

man diese Lagerzeiträume verlängert. 

Nach Markern hatte noch jemand gefragt - das 

habe ich hier auf dem Zettel stehen -, also nach 

der Markierung von Tiefenlagern für künftige Ge-

nerationen. Nein, das ist kein ENTRIA-Thema. 

Finanziert werden wir aus dem Forschungsmi-

nisterium; das sagte ich, glaube ich, schon. Der 

Förderumfang beträgt für die 13 Institutionen, die 

dabei sind, 15 Millionen Euro über fünf Jahre. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Wir kommen 

nachher ja vielleicht noch zu einer Gesamtdis-

kussion. - Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Entschuldigung, eine ganz 

kurze Nachfrage. 

Vorsitzender Michael Müller: Gerne. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Auf Seite 10, Herr Röhlig, 

ist die Aufgabenstellung in Form einer Schluss-

folgerung zusammengefasst. Können Sie ganz 

kurz sagen, wann Sie damit rechnen, dazu Aussa-

gen machen zu können, und zum Zweiten, ob Sie 

uns möglicherweise zeitnah ein Zwischenfazit 

zur Verfügung stellen können. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Bei der Zeitfrage 

tue ich mich etwas schwer, irgendetwas zu ver-

sprechen. Das werden Sie vielleicht verstehen. 

Wir hatten das Projekt ja aufgesetzt oder bean-

tragt, entwickelt, lange bevor es das Standortaus-

wahlgesetz gab. Deswegen war uns dieser zeitli-

che Zusammenhang auch überhaupt nicht klar.  

Wir könnten - das ist vielleicht auch noch eine 

Antwort auf Ihre Frage - uns unter den Arbeitspa-

ketleitern und Institutsleitern tatsächlich mal zu-

sammensetzen und uns da einen Mechanismus 

überlegen, wie wir Zwischenergebnisse schneller 
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zur Verfügung stellen können. Wir sind im Mo-

ment dabei, die Kriterien - gesammelt haben wir 

sie schon - zu strukturieren. Das darzustellen, 

müsste irgendwann im Laufe des nächsten Jahres 

möglich sein, denke ich mal. 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Dann kom-

men wir jetzt zu Herrn Knebel. Vielen Dank, dass 

Sie hier sind. Sie haben das Wort. 

Prof. Dr. Joachim Knebel: Danke, Herr Vorsitzen-

der. - Mein Name ist Joachim Knebel. Ich bin Be-

reichsleiter am Karlsruher Institut für Technolo-

gie, dort verantwortlich für Maschinenbau und 

Elektrotechnik mit 36 Instituten, unter anderem 

auch im Rahmen der Helmholtz-Gemeinschaft 

zuständig für das Entsorgungsprogramm, das na-

tionale Vorsorgeprogramm zur nuklearen Entsor-

gung. Darüber möchte ich berichten, stellvertre-

tend für die Arbeiten, die in Karlsruhe, Jülich 

und Dresden-Rossendorf durchgeführt werden. 

Zu den Herausforderungen unserer Arbeit - das 

finden Sie auf Seite 2 unten der Folien -: Es geht 

darum, die wissenschaftliche Basis für den End-

lagersicherheitsnachweis zu erarbeiten, also Mo-

delle zu entwickeln, mit denen wir hoffentlich 

auf 1 Million Jahre voraussagen können. Wir ent-

wickeln Wissensstandards, erhalten die Fach-

kompetenz, dokumentieren unsere Arbeit. Das 

geht alles Hand in Hand mit der Lehre, die wir 

mit den angeschlossenen Hochschulen durchfüh-

ren. Wir müssen natürlich flexibel auf verschie-

dene Randbedingungen reagieren. Innerhalb der 

Helmholtz-Gemeinschaft bearbeiten wir zum Bei-

spiel alle in Deutschland relevanten Wirtsge-

steinsformationen, also Ton, Steinsalz und Kris-

tallin. Innerhalb von ENTRIA, wo die Helmholtz-

Zentren ja auch mitarbeiten, schauen wir uns 

mögliche Szenarien an, wie Kollege Röhlig es 

schon gesagt hat. Schlussendlich geht es darum, 

gerade als Helmholtz-Zentren mit den großen ex-

perimentellen Einrichtungen, die in Deutschland 

und international einzigartig sind, die Grundla-

gen zu erarbeiten, um alle kerntechnischen Ein-

richtungen rückzubauen und alle radioaktiven 

Abfälle entsorgen zu können. 

Wir fokussieren unsere Arbeit auf experimentelle 

und theoretische Arbeiten zum Verhalten der ra-

dioaktiven Abfallformen. Das sind bestrahlte 

Kernbrennstoffe, verglaste Abfälle, zementierte 

Abfallprodukte, die dann in ein Endlager bzw. in 

mehrere Endläger gehen sollen. Wir beschreiben 

das Verhalten von endlagerrelevanten langlebi-

gen Radionukliden im Endlagerbarrierensys-

tem - wie gesagt, alle möglichen Wirtsgesteine 

werden hier betrachtet -, bis nachher zur Bio-

sphäre. Wir führen grundlegende Untersuchun-

gen zu allen chemischen Reaktionen der Radio-

nuklide in den Grundwassersystemen durch, wo-

bei wir bis auf das molekulare, bis auf das ato-

mare Niveau gehen, um das Detailprozessver-

ständnis einzelner Vorgänge beschreiben zu kön-

nen und daraus dann eine gesamte Prozesskette 

entwickeln und beschreiben zu können. Basis da-

für sind thermodynamische Daten. Das ist die 

Physik. Wenn die stimmt, dann können wir ge-

nau rechnen. Wir vergleichen natürlich unsere 

Modelle, unsere Daten mit den Ergebnissen, die 

wir berechnen, und versuchen, damit unsere Mo-

delle zu validieren.  

Wir tun das in internationaler Kooperation, nut-

zen hier Synergien, das, was wir von den 

Schweizer, den französischen, den schwedischen 

Kollegen lernen können. Wir bringen unsere Da-

ten in Referenzdatenbanken ein, die dann auch 

international genutzt werden können, und - das 

wurde vorher auch schon angesprochen - wir 

sind verantwortlich für die Ausbildung des wis-

senschaftlich-technischen Nachwuchses, was wir 

in enger Kooperation mit den Universitäten tun. 

Die eine Folie mit dem Bild ist überschrieben mit 

„Endlagersicherheitsforschung bei Helmholtz“. 

Da sollen Sie mitnehmen, dass wir praktisch von 

dem Endlagergebinde, der technischen Barriere 

über die geotechnische Barriere des Nahfelds bis 

in das Fernfeld, also die Geosphäre und die Öko-

sphäre, arbeiten. Wir untersuchen und bestim-

men hier den Quellterm, also: Welche Radionuk-

lide werden wann und in welcher Form möglich-

erweise freigesetzt? Wie können sie migrieren, an 

die Oberfläche gelangen oder zurückgehalten 
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werden? In welcher Form kommen sie an, und 

wie genau sind die Beschreibungen, die wir hier 

entwickeln? 

Die Strategie sehen Sie auf Seite 4 oben. Wir füh-

ren Grundlagenforschung durch. Das ist auf der 

molekularen Basis. Wir verbinden das mit der 

Anwendung - das ist dann die Makroskala -, 

übertragen also Physik und Thermodynamik auf 

eine reale Struktur. Um dies leisten zu können, 

brauchen wir natürlich Werkzeuge. Das sind zum 

einen physikalische Modelle, die in die Simula-

tion Eingang finden und die dann andererseits 

auf Daten basieren, die zum Beispiel über hoch-

komplexe Spektroskopieverfahren, also sehr ge-

naue Messverfahren erarbeitet werden.  

Auf dieser Basis, nach dem Validierungsprozess 

haben wir dann das Prozessverständnis. Wir kön-

nen Aussagen über das Radionuklidverhalten, 

über den Quellterm machen. Das findet dann 

Eingang in den Sicherheitsnachweis. Natürlich 

funktioniert die Kette umgekehrt auch. Wenn der 

Sicherheitsnachweis Anforderungen stellt, die 

wir mit unseren Modellen, mit unserem Prozess-

verständnis noch nicht erbracht haben, dann gu-

cken da noch einmal genauer hinein. Genauer 

hineingucken heißt, die Erarbeitung und die Vali-

dierung von geochemischen Daten, von physika-

lischen Gesetzmäßigkeiten. Das sind Stichworte 

wie: Löslichkeitsprodukte, Komplexbildungs-

konstanten für die Radionuklide, Sorptionsdaten. 

Das findet hier speziell in Deutschland, von allen 

Ministerien finanziert, in der THEREDA-Daten-

bank, statt. Dort kann man nachgucken, wie sich 

die einzelnen Radionuklide verhalten, wenn man 

den Sicherheitsnachweis führen möchte. Das 

sind die sogenannten Referenzdatenbanken. 

Auf der Seite 5 der Folien geht es um den Radio-

nuklidquellterm, eben die Frage: Welche Radio-

nuklide kommen wann in welcher Form außer-

halb der technischen Barriere oder außerhalb der 

geotechnischen Barriere an? Wie werden sie frei-

gesetzt? Wie können sie zurückgehalten werden? 

Hier beschäftigen wir uns mit der Phänomenolo-

gie der Freisetzungsraten. Wir befassen uns mit 

der Molekularchemie, erarbeiten hier ein Ver-

ständnis, um dann diese geochemischen Mo-

delle, die thermodynamischen Daten bezüglich 

Löslichkeit und Speziation erarbeiten zu können. 

Wir tun das - das hatte ich vorher schon ge-

sagt - in internationaler Kooperation. Rechts oben 

sehen Sie einige Logos. Zu nennen sind die  

IGD-TP - das ist die europäische Technologie-

plattform zur Endlagerung - oder das CEBAMA-

Projekt. Da geht es um zementierte Materialien. 

Hier sind deutsche Forschungseinrichtungen der 

Helmholtz-Gemeinschaft federführend vertreten. 

Auf Seite 6 oben sind ein paar Ausführungen 

zum Thema Radionuklidrückhaltung mit dem 

Fokus auf Tongestein und Kristallingestein. Da 

ist es wichtig, aus realen Formationen, zum Bei-

spiel für Tongestein, Diffusionsexperimente 

durchzuführen oder für wasserführende kristal-

line Gesteine mit Klüften Migrationsexperimente 

im Labormaßstab durchzuführen, um das Radio-

nuklidverhalten sehr genau im korrekten chemi-

schen Milieu untersuchen zu können. Wenn da-

für dann die physikalischen Modelle gefunden 

sind, die Daten vorliegen, erfolgt das Up-scaling, 

um zu schauen, ob die im Labor gefundenen Un-

tersuchungen auch in dem Untertagelabor gültig 

sind. Das machen wir mit internationalen Part-

nern, hier zum Beispiel mit Grimsel in der 

Schweiz, Äspö in Schweden; das werden Sie sich 

ja auch noch angucken. Das Ergebnis sind dann 

konsistente Diffusions- und Sorptionsdaten oder 

eben Transportmodelle, mit denen die Radionuk-

lide in unterschiedlichsten Wirtsgesteinsformati-

onen berechnet werden können.  

Bei Helmholtz betrachten wird auch die Mikrobi-

ologie, die Radioökologie. Hier konzentrieren wir 

uns auf drei Aspekte, wobei die mikrobielle 

Diversität und die Wechselwirkungen mit den 

Radionukliden hier im Vordergrund stehen. Das 

ist zum einen die Entwicklung mechanistischer 

Radioökologiemodelle. Das heißt, hier geht es um 

die Wechselwirkung der Mikroben mit den Radi-

onukliden auf molekularer Ebene. Es geht um das 

Verständnis des Radionuklidverhalten in der 

Nahrungskette: Wie werden die Radionuklide im 
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Körper aufgenommen? Wie verbleiben sie? Wie 

werden sie wieder ausgeschieden? Ferner geht es 

um die Aufklärung der Chemotoxizität und der 

Radiotoxizität von Radionukliden in Organis-

men. 

Auf Seite 7 oben sind einige Beispiele aufgeführt, 

die ganz wesentlich sind für unsere Helmholtz-

Arbeiten, für unsere nationale Vorsorgeforschung 

sind. Das sind unsere großen experimentellen 

Plattformen, unsere Spektroskopiemethoden, die 

Einblick auf molekularer, auf atomarer Ebene er-

lauben. Helmholtz betreibt hier sehr gute For-

schungslabore, die als „Kristallisations-

keime“ - so habe ich es einmal genannt - für in-

ternationale Kooperation, für internationale For-

schergruppen dienen und natürlich auch für die 

Ausbildung und die Nachwuchsförderung.  

Die experimentellen Studien, die wir hier durch-

führen, mit Radionukliden reichen vom Ult-

raspurenbereich bis hin zur realen hoch radioak-

tiven Abfällen, natürlich in kleinsten Mengen. 

Die Messmethoden umfassen hoch moderne 

spektroskopische und quantenmechanische Me-

thoden, die zur Auflösung von molekularen Pro-

zessen in einem Endlager dienen. Diese Arbeiten 

haben wir uns zwischen den drei Helmholtz-Zen-

tren geteilt. 

Die letzten Folien beschäftigen sich mit dem 

Thema Altlasten, Rückbau, Sicherungsmaßnah-

men. Hier geht es darum, gerade jetzt, da wir aus 

der Kerntechnik aussteigen, da wir die kerntech-

nischen Anlagen sicher rückbauen wollen und 

müssen, Strategie- und Technologieentwicklung 

für die Stilllegung, für den Rückbau der kern-

technischen Anlagen zu entwickeln und das 

auch in die Lehre aufzunehmen, den Studieren-

den zu vermitteln, damit der Nachwuchs hier 

langfristig vorhanden ist; denn das ist eine Ar-

beit, die uns noch lange beschäftigen wird. Es 

geht um die Technologieentwicklung für die Cha-

rakterisierung, Behandlung und Konditionierung 

von radioaktivem Abfall sowie für Dekontamina-

tionsverfahren. Für die Konditionierung ist ein 

Beispiel die Verglasungstechnologie, die ja bei 

Helmholtz für flüssige hoch radioaktive Abfälle 

entwickelt worden ist. 

Auf der vorletzten Folie - Seite 8 oben - geht es 

speziell um Rückbau. Wir entwickeln am Karls-

ruher Institut mit einer Professur, die sich aus-

schließlich mit dem Rückbau befasst, neue De-

kontaminationsverfahren. Wir entwickeln Tech-

nologien für den Rückbau von Stahlbeton. Wir 

entwickeln Projektmanagementsysteme für Still-

legungsprojekte, um solche großen Aufgaben 

schneller, kostengünstiger und vor allen Din-

gen - das hat der Herr Walther ja vorher schon 

angesprochen - mit weniger Strahlenexposition 

für die damit befassten Mitarbeiter, für das Perso-

nal durchzuführen. Ich denke, hier kann 

Deutschland eine federführende Rolle in Europa, 

eine Vorreiterrolle in Europa übernehmen. Wir 

werden hier Technologien screenen, im kleinen 

Maßstab vorbereiten, um sie dann auf den realen 

Rückbau anwenden zu können. 

Bei der letzten Folie - selbstredend - geht es um 

Lehre, Nachwuchsförderung und Kompetenzer-

haltung. In unseren Hochschulen, in den For-

schungszentren, im Kompetenzzentrum Kern-

technik bilden wir junge Leute aus. Es gibt noch 

junge Leute, die wir für das Thema gewinnen 

können. Ich habe hier verschiedene Hochschulen 

aufgeschrieben, an denen kerntechnische Vorle-

sungen angeboten werden. Es gibt viele Sommer-

schulen, etliche Nachwuchsgruppen bei Helm-

holtz, die einfach erforderlich sind, weil das, was 

wir für die Entsorgung, für den Rückbau und für 

die Endlagerung brauchen, oft sehr speziell ist 

und Grundlagen erfordert. Ohne diese Grundla-

gen können wir die Daten nicht entwickeln, ohne 

die Daten kriegen wir keine validierten physikali-

schen Modelle, und ohne die Modelle kann man 

den Langzeitsicherheitsnachweis nicht führen. - 

Vielen Dank. 

(Beifall) 
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Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank, Herr 

Knebel. - Auch hier frage ich: Gibt es Nachfra-

gen? - Herr Wenzel, dann Frau Kotting-Uhl und 

dann Herr Thomauske. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe eine Frage an Herrn 

Knebel bzw. auch an den Vorsitzenden. Ange-

dacht war ja, dass wir vom Projektträger Karls-

ruhe, der beim KIT angesiedelt ist, auch eine 

Übersicht über die Planungen für das nächste 

Fünfjahresprogramm bekommen. Der Hinterge-

danke war ja, einordnen zu können: Inwiefern 

gibt es beim Projektträger Karlsruhe eine Reak-

tion auf das Standortauswahlgesetz? Was sind 

die Schwerpunkte künftiger Forschung im Be-

reich nuklearer Entsorgung, und welche Finan-

zierungsanteile gehen in die einzelnen Berei-

che? - Das wäre auch die politische Entschei-

dung, die ja die Bundesregierung demnächst tref-

fen muss, mit der sie antizipieren muss, in wel-

chen Bereichen die Forschung wie weit gediehen 

ist, in welchen Bereichen es Forschungsdefizite 

gibt und was man tun muss, damit wir uns tat-

sächlich am Ende alle Entscheidungsalternativen 

vorbehalten. Da wäre meine Frage: Inwiefern hat 

sich Frau Wanka diesen Part vorbehalten, und in-

wiefern können Herr Knebel oder Herr Mager für 

das BMWi hier ergänzen? 

Vorsitzender Michael Müller: Ich will nur sagen, 

das BMWi hat uns ja auch eine Unterlage zukom-

men lassen. Da bitte ich Herrn Mager, nachher 

ein paar Sätze dazu zu sagen. Aber jetzt erst ein-

mal Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Vielen Dank für Ihren 

Vortrag, Herr Knebel. Mir geht es bei der Durch-

sicht Ihres Handouts so, wie wenn ich in den 

Haushalt des Forschungsministeriums schaue: Es 

fehlt ein Begriff, nämlich der der Transmutation. 

Das ist ja eine Technologie, an der im KIT durch-

aus geforscht wird und die auch für uns hier in 

der Arbeit der Kommission relevant ist; denn wir 

müssen uns in der Frage der eventuellen Alterna-

tiven zu der tiefen geologischen sogenannten 

Endlagerung auch mit Partitioning and Transmu-

tation befassen. Insofern wäre es durchaus inte-

ressant gewesen, dazu ein paar Worte zu hören. 

Meine Frage wäre jetzt - gar nicht provokativ ge-

meint, sondern ganz ernsthaft -: Warum wird die-

ser Begriff „Transmutation“ immer so ein biss-

chen versteckt? 

Das Zweite ist die Bitte, ob Sie uns noch ein paar 

Worte dazu sagen, auch dazu, wie das innerhalb 

des KIT bewertet wird und wo das innerhalb des 

Umgangs mit den nuklearen Rückständen einge-

ordnet wird. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Da ich ja nur eine 

Frage stellen und keinen Beitrag leisten kann, die 

Frage: Herr Knebel, gehe ich recht in der An-

nahme, dass alles das, was Sie unter „Radionuk-

lidquellterm“, „Minimierung von Unsicherhei-

ten“ usw., „Radionuklidrückhaltung“ vorgestellt 

haben, dem Grunde nach den Fall betrifft, dass 

die Endlagerung nicht ordnungsgemäß funktio-

niert? Denn dem Grunde nach ist ja die Endlage-

rung als trockene Endlagerung vorgesehen. Wenn 

wir irgendwelche Fehler in der gesamten Kon-

zeption, in der Planung gemacht haben, dann 

könnte ja denktheoretisch Wasser herankommen, 

und nur für diesen Fall trifft alles das zu, was Sie 

zu diesen Forschungsthemen hier ausgeführt ha-

ben. Das ist meine Frage. 

Vorsitzender Michael Müller: Gibt es hierzu wei-

tere Fragen? - Dann würde ich Sie um Ihre Ant-

worten bitten, Herr Knebel. 

Prof. Dr. Joachim Knebel: Vielen Dank. - Viel-

leicht zuerst zur Frage von Herrn Thomauske. Es 

ist uns schon so in Fleisch und Blut übergegan-

gen, dass das selbstverständlich - wie Sie sa-

gen - nur unter der Randbedingung eines Wasser-

zutritts von außen überhaupt alles infrage 

kommt. Wenn alles trocken ist, bleiben die ja im-

mobil da, wo sie sind. Sie haben vollkommen 

Recht. 
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Zu der ersten Frage betreffend den Projektträger. 

Herr Vorsitzender, ich verstand mich hier - das 

habe ich ja ganz am Anfang gesagt - als Vertreter 

des Karlsruher Instituts für Technologie, der ja 

nicht der Projektträger ist. Ich gehe davon aus, 

dass mir der Herr Mager da ein bisschen hilft. 

Die Frage von Frau Kotting-Uhl beantworte ich 

gerne. Ich hatte jetzt nur speziell zur Endlagerung 

gesprochen. Transmutation ist natürlich auch ein 

Aspekt unserer über Helmholtz geförderten For-

schung. Bei Partitioning and Transmutation 

könnte die Möglichkeit vorhanden sein, das 

Langzeit- und Gefährdungspotenzial wärmeent-

wickelnder Abfälle zu verringern. Wie? Bei der 

Partitionierung, also der Abtrennung, sollen bei 

abgebrannten Kernbrennstoffen Uran, Plutonium 

und die minoren Aktiniden abgetrennt werden, 

und diese abgetrennten Stoffe sollen dann einer 

Transmutationsreaktion, einer Transmutations-

lage zugeführt werden. Die kann verschiedene 

Gestalt haben. Das kann ich auch ausführen. Da-

bei werden sie dann mit schnellen Neutronen be-

schossen. Bis zu 90 Prozent können dadurch in 

kürzerlebige oder stabile Elemente umgewandelt 

werden.  

Wir bei Helmholtz untersuchen hier die wissen-

schaftlichen Aspekte, lassen dabei natürlich 

nicht außer Acht, dass auch die ganzen gesell-

schaftswissenschaftlichen Fragestellungen wich-

tig sind. Die acatech hat in diesem Frühjahr 

hierzu einen sehr großen Bericht veröffentlicht. 

Das sind sehr viele Seiten. Es gibt aber auch die 

kurzen Empfehlungen. Daraus kann ich gerne zi-

tieren, weil die von einer breiten Mehrheit getra-

gen wurden. Die acatech hat da viele Experten 

und Menschen befragt. Partition und Transmuta-

tion sollen im europäischen Kontext stattfinden. 

Also, wir sollen keine Alleingänge machen. 

Deutschland soll eine europäische Perspektive 

verfolgen und nationale Forschungsansätze im 

Auge behalten, indem es die gesetzlich festgeleg-

ten Ziele des Kernenergieausstiegs mit einbe-

zieht. Die deutsche Industrie sollte die mögliche 

Umsetzung von P&T in Europa als Chance begrei-

fen.  

Die Forschung soll folgende zentrale Bereiche be-

arbeiten und sich darauf konzentrieren, weil das 

für Deutschland, sollte es in Europa realisiert 

werden, von Bedeutung ist: Es geht um die effizi-

ente Abtrennung, um die effiziente Transmuta-

tion der abgetrennten Transurane, um die sicher-

heitstechnische Bewertung der gesamten damit 

involvierten Anlagen und auch um die gesell-

schaftliche Implikation aller Handlungsoptionen. 

Das ist so grob das, was unter P&T gemacht wird.  

Vorsitzender Michael Müller: Herr Röhlig wollte 

noch etwas hinzufügen. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Ja, ich wollte kurz 

etwas zu Herrn Wenzels Frage sagen. Die hat ja 

eigentlich zwei Ebenen. Das eine ist die Frage der 

Förder- und Forschungslandschaft. Dazu hatte 

ich vorhin schon etwas gesagt. Aber die Frage hat 

auch noch eine inhaltliche Ebene. Was wird 

denn eigentlich gemacht? Da möchte ich kurz 

einmal den ENTRIA-Hut absetzen, den Hut der 

Entsorgungskommission aufsetzen und auf den 

Workshop hinweisen, den wir demnächst ma-

chen. Ich glaube, Sie haben alle Einladungen zu 

diesem Workshop gekriegt. Da geht es genau da-

rum: Was wurde in Deutschland in den verschie-

denen Wirtsgesteinen geforscht, inhaltlich? Wir 

laden dazu - nachdem ich die Diskussion vorhin 

zur internationalen Lage verfolgt habe, denke ich, 

ist das für Sie vielleicht auch interessant - auch 

Experten aus dem Ausland ein, die wir für reprä-

sentativ halten, was die jeweiligen Wirtsgesteine 

betrifft. 

Vorsitzender Michael Müller: Da können Sie uns 

ja durchaus einen Hinweis geben. Vielleicht kön-

nen wir die mit einbeziehen.  

Gibt es noch weitere Fragen an Herrn Kne-

bel? - Vielleicht darf ich noch einen Vorschlag 

machen. Ich würde vorschlagen, dass danach 

Herr Mager etwas sagt. Anschließend kommen 

wir dann zur GRS. - Aber jetzt erst Herr Wenzel 

und Herr Milbradt. 
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Min Stefan Wenzel: Dann würde ich meine wei-

teren Fragen an Herrn Mager richten. Ich stelle 

einmal fest, das war nicht jetzt der Vortrag des 

beliehenen Projektträgers PTKA-WTE am KIT, 

sondern das war sozusagen die KIT-Forschung 

direkt. Wie viele Forschungsmittel aus welchem 

Etat erhalten Sie im Schnitt? 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Ich wollte bei der Frage 

Abtrennung und Transmutation nachhaken. 

Wenn ich das richtig verstanden habe, ist in dem 

ENTRIA-Bereich diese Lösung ausgeschlossen. 

Oder habe ich da die Folie falsch interpretiert? 

Da stand ja drin, es gäbe technische und sonstige 

Probleme, die eine kurzfristige Lösung nicht er-

möglichten, und deswegen müsse man auf die 

bekannten Endlagerkonzepte zurückgehen. Wie 

weit sind die beiden Aussagen, was bei KIT ge-

macht wird und was bei ENTRIA ist, miteinander 

abgestimmt? Gibt es da Differenzen? 

Vorsitzender Michael Müller: Gut. Beide haben 

noch einmal das Wort zur Antwort. Herr Röhlig 

zuerst, dann Herr Knebel. Danach würde ich 

dann Herrn Mager das Wort geben. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Man muss hier 

trennen. Zum einen, was wir nicht tun in 

ENTRIA, ist tatsächlich, materiell zum Thema 

Abtrennung und Transmutation zu forschen. Das 

tun wir nicht. Das ist das eine. 

Zum Zweiten muss man aber natürlich sa-

gen - Herr Knebel hat es auch schon dargelegt -: 

Das ist eine Option, die im Raum steht; das ist 

klar. Letzten Endes spielt in den Szenarien, mit 

denen wir uns befassen, der Gedanke an  

Partitioning and Transmutation natürlich eine 

Rolle. Ich wollte vorhin nur sagen: Das haben wir 

nicht morgen zur Verfügung. Das haben wir auch 

in zehn, 15 oder 20 Jahren nicht zur Verfügung. 

Das heißt, egal, was man diesbezüglich vorhat, 

man muss sich erst einmal um diese drei - ich 

nenne es jetzt mal so grob - ENTRIA-Optionen 

kümmern. Angenommen, wir wollen unbedingt 

die abgebrannten Kernbrennstoffe aufheben, um 

damit Abtrennung und Transmutation zu ma-

chen. Das heißt dann aber, dass wir länger zwi-

schenlagern müssen. Was dann hinten bei P&T 

herauskommt, ist noch mal eine andere Frage. 

Herr Knebel hat ja schon erklärt, was die Potenzi-

ale sind und was vielleicht auch nicht. 

Prof. Dr. Joachim Knebel: Ich kann noch die 

Frage nach den Budgets beantworten. In der 

Helmholtz-Gemeinschaft werden für die nukleare 

Entsorgung 156 Full-time Equivalents, also 156 

Menschen eingesetzt, von denen 55 Prozent auf 

Karlsruhe, 27 Prozent auf Dresden-Rossendorf 

und 18 Prozent auf Jülich entfallen. Das ist das 

von Helmholtz zur Verfügung gestellte Geld oder 

Personal. 

Vorsitzender Michael Müller: Eine Nachfrage, 

Frau Glänzer. 

Edeltraud Glänzer: Ich habe eine Nachfrage, weil 

eben der Hinweis kam, das sei noch nicht er-

forscht und das ginge auch nicht in zehn oder 

20 Jahren. Auf wie viel Jahre müsste man sich 

denn einstellen? 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Kotting-Uhl 

noch. Nach den Antworten, ist dann Herr Mager 

dran. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich muss gestehen, ich 

habe jetzt keine Frage. Aber es sei mir eine An-

merkung gestattet, weil wir ja heute auch aus-

führlich über unser Leitbild geredet haben. Die 

Technologie der Transmutation, die noch in der 

Erforschung ist, würde unserem Leitbild und 

auch den wenigen Sätzen, auf die wir vorhin 

glaubten, uns verständigen zu können - zum Bei-

spiel dass Atomausstieg und Energiewende für 

uns unveränderlich sind - widersprechen; denn 

zur Transmutation braucht man verschiedene 

atomare Anlagen, unter anderem Wiederaufarbei-

tungsanlagen. Das heißt, das würde einen Wie-

dereinstieg bedeuten. Es ist klar, Forschung und 

politische Entscheidungen laufen manchmal ein 

bisschen auseinander, auch in unserem Land. 
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Diese Anmerkung sei mir, gerade im Hinblick auf 

die Leitbilddebatte, erlaubt. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Thomauske, 

bitte kurz. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Eine ganz kurze An-

merkung. Ich sage mal, ein bisschen auch in 

Richtung Frau Kotting-Uhl: Man muss bei der 

Transmutation mit berücksichtigen, dass wir da-

für eine große Anzahl von Anlagen benötigen, 

also etwa fünf große Kraftwerke - was wir heute 

als Kernkraftwerke betrachten würden -, um 

dann in etwa 200 Jahren 90 Prozent der minoren 

Aktiniden abzutrennen. Da muss man sich fra-

gen: Ist das sinnvoll, auch vor dem Hintergrund, 

dass man 50 % der Abfälle, nämlich die schon 

wieder aufgearbeiteten, gar nicht anfassen wird. 

Insofern: Lohnt der Aufwand, um 90 Prozent von 

50 Prozent über einen Zeitraum von 200 Jahren 

anzugehen? Im europäischen Kontext stellt sich 

das völlig anders dar. Wenn ein Land wie Frank-

reich Schnelle Brüter usw. einsetzt, dann kann 

man das ganz anders diskutieren. Aber vor dem 

Hintergrund der bundesrepublikanischen Situa-

tion muss man sich sehr genau über die Sinnhaf-

tigkeit Gedanken machen. 

Vorsitzender Michael Müller: Jetzt zu den Ant-

worten. Ich will Ihnen nur sagen: Unser Grund-

modell ist, dass wir versuchen wollen, unter-

schiedliche Optionen aufzuzeigen, zu bewerten, 

um dann zu einem Vorschlag zu kommen. - Bitte, 

Herr Röhlig und dann Herr Knebel. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Es ist nur eine 

kleine Anmerkung in Ihre Richtung. Was ich 

meinte, ist natürlich: Das wird erforscht - das hat 

Herr Knebel ja auch erklärt -, mit all den Konse-

quenzen, die wir hier gehört haben. Aber mit ei-

ner Industriereife ist in den nächsten Jahrzehnten 

auf keinen Fall zu rechnen. Ferner haben wir 

dann auch noch all die Einschränkungen, die er-

wähnt worden sind. 

(Zuruf von Edeltraud Glänzer)  

Prof. Dr. Joachim Knebel: Vielleicht nur noch 

mal zur Klarstellung - ich habe dazu vorhin 

schon aus den Empfehlungen von acatech zi-

tiert -, dass die Forschungs-, Entwicklungs- und 

Bewertungsarbeiten zu Partitioning and Trans-

mutation ausschließlich im europäischen Kon-

text gemacht werden, so wie es acatech emp-

fiehlt, und dass man da sicherheitstechnische As-

pekte, gesellschaftliche Aspekte in den Vorder-

grund stellt. Es ist also nicht für den deutschen 

Markt.  

Vorsitzender Michael Müller: Gut. - Dann Herr 

Mager, bitte. 

MinDirig Prof. Dr. Diethard Mager: Vielen Dank, 

Herr Vorsitzender. - Wenn Sie erlauben, viel-

leicht noch eine kleine Vorbemerkung zu Herrn 

Knebels Vortrag. Ich bin Mitglied der Helmholtz-

Senatskommission für Energieforschung. Ich 

kann hier jetzt schon öffentlich machen, dass die 

Evaluierung, die gerade abgelaufen ist, von inter-

nationalen Expertengremien gerade für den Be-

reich der Reaktorsicherheits- und vor allem auch 

der Entsorgungsforschung sehr positiv ausgefal-

len ist. Die internationalen Experten, die aus den 

USA, aus Großbritannien, Frankreich und von 

überall her zusammengekommen sind, haben der 

deutschen Entsorgungsforschung ein sehr positi-

ves Gesamtzeugnis ausgestellt. Das wird sich na-

türlich auch bei der Verteilung der entsprechen-

den Aufwuchsmittel in geeigneter Form wieder-

finden. Also, hier ein Kompliment an diese Grup-

pierungen der drei großen Helmholtz-For-

schungszentren, die, was den Bereich der Entsor-

gungsforschung anbelangt, wirklich exzellent 

aufgestellt sind.  

Als Zweites zu der Frage - weil sie sich wie ein 

roter Faden durchgezogen hat, Herr Wen-

zel - nach den unterschiedlichen Finanzmitteln, 

die die verschiedenen Einrichtungen bekommen. 

Einfach so als kurzer Überblick - ich hoffe, ich 

greife da der Ministerin Frau Professor Wanka 

nicht vor -: Wir geben im Rahmen unserer Pro-

jektförderung, über die ich gleich noch etwas de-

taillierter sprechen werde - ich gehe jetzt einmal 
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vom Jahr 2013 aus -, ungefähr 11 Millionen Euro 

im Jahr aus. Dann kommt aus unserem Geschäfts-

bereich die Endlagerforschung, die die BGR als 

Ressortforschungseinrichtung betreibt. Es sind, 

glaube ich, Herr Professor Kümpel, ungefähr 

12 Millionen Euro pro Jahr, die auf den Bereich 

der Endlagerung radioaktiver Abfälle entfallen. 

Die Bereiche des Forschungsministeriums hatten 

wir gerade gehört. ENTRIA 3 Millionen pro Jahr, 

also insgesamt 15 Millionen Euro für den Fünf-

jahreszeitraum. Dann gibt es vom Forschungsmi-

nisterium auch noch Entsorgungsforschung als 

Teil der Reaktorsicherheits-, Entsorgungs- und 

Strahlenforschung, für die im Jahre 2013 Projekt-

mittel in Höhe von 2 Millionen Euro ausgegeben 

worden sind. Für die Stilllegung und den Rück-

bau kerntechnischer Einrichtungen finanzierte 

das Bundesforschungsministerium im Jahre 2013 

circa 3 Millionen Euro. Für 2014 sind 6 Millio-

nen Euro geplant. Hinzu kommt - das haben wir 

gerade gehört - die institutionelle Förderung der 

Großforschungseinrichtungen. Bei diesem Pro-

grammteil oder diesem Teil des Programms 

NUSAFE, von dem wir gerade gehört haben, 

dürften es 32 Millionen Euro sein, die darauf ins-

gesamt entfallen.  

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesumweltmi-

nisteriums, Herr Cloosters, gibt es auch standort-

abhängige, anlagenbezogene Forschung im Rah-

men des Umweltforschungsplans. Das sind nach 

den mir vorliegenden Zahlen 5 bis 6 Millionen 

Euro pro Jahr. Das gibt mal so ein bisschen einen 

quantitativen Überblick über das, was aus Bun-

desmitteln finanziert wird. Einen Überblick über 

das, was die Länder im universitären Bereich ma-

chen, kann ich hier nicht geben. Das zur Finan-

zierung. 

Dann zu dem dritten Teil, den ich angekündigt 

habe, nämlich zu der Projektförderung des 

BMWi. Es gibt inzwischen einen Brief von Minis-

ter Sigmar Gabriel an die Kommission Lagerung 

hoch radioaktiver Abfallstoffe zu der BMWi-Pro-

jektförderung insgesamt im Bereich der Entsor-

gung. Es ist Teil der gesamten FuE-Aktivitäten 

der Bundesregierung. Wenn wir das historisch 

betrachten, ist das 1998 durch den Organisations-

erlass von Bundeskanzler Schröder federführend 

an das Bundeswirtschaftsministerium übertragen 

worden. Wir sind also zuständig für die anlagen-

bezogene und standortunabhängige Grundlagen-

forschung für den Bereich der hoch radioaktiven 

Abfälle. Das liegt also im BMWi. Ziel ist es im 

Grunde genommen, die wissenschaftlich-techni-

schen Grundlagen bereitzustellen, die wir für die 

Realisierung eines Endlagers für wärmeentwi-

ckelnde hoch radioaktive Abfälle und für solche 

Abfälle brauchen, die nicht Konrad-gängig sind. 

Das zweite große Ziel ist die ständige Weiterent-

wicklung des Standes von Wissenschaft und 

Technik. Dazu sind wir verpflichtet, auch nach 

§ 7d - ist es, glaube ich, Herr Hart - des Atomge-

setzes. 

(MinR Peter Hart: 9b!) 

- 9b. Entschuldigung, § 9b des Atomgesetzes. 

Also, ein Endlager ist nur dann genehmigungsfä-

hig, wenn es nach dem neuesten Stand von Wis-

senschaft und Technik errichtet wird. Diese Ver-

pflichtung nehmen wir unter anderem auch 

durch diese Projektförderung in der Wissenschaft 

wahr. 

Das dritte große Ziel ist, einen substanziellen Bei-

trag für den Aufbau, die Weiterentwicklung und 

auch den Erhalt der wissenschaftlich-techni-

schen Kompetenz im Bereich der nuklearen Ent-

sorgung in Deutschland zu leisten. Die Grundlage 

für diese ganzen Forschungsaktivitäten ist einmal 

die Einbettung in das 6. Energieforschungspro-

gramm der Bundesregierung, das wir ungefähr 

alle fünf bis sieben Jahre wieder neu herausge-

ben. Das letzte Mal ist es herausgekommen mit 

Kabinettsbeschluss Anfang August 2011. Es ent-

hält das Kapitel nukleare Sicherheits- und Endla-

gerforschung und damit letztlich den Bezug zur 

Projektförderung unseres Hauses. Die Festlegung 

und die Umsetzung dieser Schwerpunkte der 

Forschungsförderung werden im Detail im 

BMWi-Förderkonzept festgelegt. Das derzeit lau-

fende Förderkonzept 2011 bis 2014 wurde Ihnen 
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in der vergangenen Woche übersandt. Das fol-

gende, auf das Sie mich in der letzten Sitzung, 

Herr Wenzel, angesprochen hatten, 2015 bis 

2018, ist im Augenblick in Arbeit, wird also 

z. Zt. vom Projektträger in Karlsruhe vorbereitet. 

Herr Steininger vom Projektträger Karlsruhe sitzt 

hinter mir und kann gerne noch Erläuterungen 

dazu geben.  

Insgesamt sind die Instrumente, die wir zur For-

schungssteuerung haben, das Förderkonzept, die 

unabhängigen Sachverständigen, die wir in einen 

Sachverständigenkreis eingebunden haben, und 

Projektstatusgespräche. Alle zwei Jahre finden 

große Projektstatusgespräche statt, das nächste 

am 25. und 26. November in Karlsruhe. Ich kann 

hier gerne die Einladung an die Kommissionsmit-

glieder aussprechen, daran teilzunehmen oder 

ihre Mitarbeiter dorthin zu entsenden. 

Inhaltlich sind die Forschungsschwerpunkte in 

diesen Förderkonzepten klar festgelegt auf die 

verschiedenen Wirtsgesteinsformationen, also 

nicht nur auf Salz. Zahlreiche Einzelprojekte be-

ziehen sich auf Steinsalz, sowohl in Salzstöcken 

als auch in geschichtetem Salz, das in der Zu-

kunft eine noch größere Rolle einnehmen wird, 

aber eben auch auf Tongestein und Kristallinge-

stein, auf die verschiedenen Endlagersysteme, 

auf Systemverhalten und Systembeschreibungen 

und auch auf Querschnittsthemen mit Bezug zur 

Endlagerung radioaktiver Abfälle. Zurzeit haben 

wir, glaube ich, 73 Forschungsprojekte, die teil-

weise als Verbünde organisiert sind. Da gibt es 

z. B. den Aktinidenverbund, den Stoffgesetzver-

bund und verschiedene Tongesteinsverbünde 

usw. Ich will nicht zu detailliert darauf eingehen.  

Das neue Förderkonzept, das gerade in Arbeit 

ist - eine kurze zweiseitige Kommentierung hat 

Bundesminister Gabriel am Freitag an die Vorsit-

zenden übersandt -, weist darauf hin, dass eine 

unabhängige Sachverständigengruppe einberufen 

worden ist, um den Entwurf vorzubereiten und 

in einem breiteren Kreis zu diskutieren. Orientie-

ren wird sich das Förderkonzept an den For-

schungsrahmenbedingungen aus dem Energiefor-

schungsprogramm der Bundesregierung, an ge-

setzlichen Rahmenbedingungen, das heißt, dem 

Atomgesetz, an der Entsorgungsrichtlinie der Eu-

ropäischen Kommission und natürlich an dem 

Standortauswahlgesetz.  

Die zukünftigen Förderschwerpunkte sind ver-

stärkt wirtsgesteinsübergreifende Forschungstä-

tigkeiten, insbesondere die Betrachtung von End-

lagersystemen in den verschiedenen Wirtsge-

steinsformationen, dann aber auch die Frage der 

Betrachtung längerer Zwischenlagerzeiten. Ich 

glaube, das ist ein ganz wichtiger Punkt, auch 

wenn man die Sicherheit von Abfällen und von 

Behältern betrachtet. Dann sind schließlich als 

dritter Punkt die alternativen Entsorgungsmetho-

den zu nennen, also welche Methoden anstelle 

einer direkten Endlagerung im Bergwerk in Be-

tracht zu ziehen sind. Das sind natürlich metho-

dische Fragen. Aber auch grundsätzliche Mach-

barkeitsfragen stehen hier im Vordergrund. Ein 

weiterer Schwerpunkt sind schließlich soziotech-

nische Fragestellungen der gesellschaftlichen Ak-

zeptanz. Also auch hier gibt es ganz klare Berüh-

rungspunkte zu dem ENTRIA-Projekt. Ich glaube, 

es ist ganz wichtig, dass hier eine gewisse Ver-

zahnung stattfindet.  

Mir ist es wichtig zu übermitteln, dass wir hier 

einen sehr offenen Prozess haben, und dass jeder-

zeit Ideen aus dem Kreis dieser Kommission an 

uns bzw. an den Projektträger herangetragen wer-

den können, dass auch Schwerpunkte, die wir 

bis jetzt nicht so auf dem Radarschirm hatten, 

mit einbezogen werden können. Es ist also ein 

sehr offenes Verfahren, das wir hier durchfüh-

ren. - So viel zu den Projektförderungen.  

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Ich 

will nur darauf hinweisen, dass der von Ihnen 

angesprochene Bericht des Bundesministers für 

Wirtschaft und Energie unter der Kommissions-

drucksache 19 gekommen ist. Wir müssen auch 

noch Stefan Wenzel danken, der uns die Schwer-

punkte der FuE-Arbeiten vom Bundesumweltmi-

nisterium bzw. 6. Energieforschungsprogramm 
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zugeleitet hat. Das ist die Kommissionsdrucksa-

che 16. 

Jetzt liegen mir drei Wortmeldungen für Fragen 

vor, und zwar erstens von Herrn Habeck, dann 

von Herrn Brunsmeier und dann Herr Miersch. 

Min Dr. Robert Habeck: Meine Frage ist im 

Grunde schon beantwortet. Insofern nutze ich die 

Gelegenheit für einen Appell. Sie sagten - das ist 

ja auch in der Drucksache 19 nachzulesen -, die 

bisherige Forschung war hauptsächlich auf Salz 

ausgerichtet. Ich glaube, es wäre ganz klug, wenn 

genug Forschungsgelder für die Zeit nach Ende 

der Arbeit dieser Kommission übrig bleiben wür-

den. Es könnte ja sein, dass dann sozusagen das 

öffentliche Frageinteresse ein etwas anderes ist. 

Sie haben gesagt, dass Sie jetzt das Programm 

2014 bis 2018 auflegen. Es wäre, glaube ich, gut, 

wenn noch ein paar Anträge möglich sind, nach-

dem die Kommission fertig ist. 

Vorsitzender Michael Müller: Wunderbar. - Herr 

Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Ich wollte mich zunächst mal 

für die Drucksache 19 bedanken, wobei ich 

glaube, dass auch mit dem Schreiben von Minis-

ter Gabriel da eine sehr gute Übersicht gemacht 

wurde. Sie, Herr Mager, haben das heute auch 

sehr gut ergänzt. Danke auch für das Angebot für 

den offenen Prozess. Wenn man sich die Vorlage 

ansieht, dann stellt man fest, dass sie sehr gut 

durchstrukturiert ist mit Einzelmaßnahmen und 

Oberpositionen, durch die bestimmte Schwer-

punkte herausgearbeitet wurden.  

Was sich aufdrängt und was fehlt, ist eigentlich 

die Spalte dahinter, nämlich die Summe. Da 

wäre erstens die Frage: Ist es möglich, dass uns 

diese Summen zur Verfügung gestellt werden? 

Denn damit können wir viel besser ermessen, in 

welchen Bereichen bisher in welchem Umfang 

geforscht worden ist und wo sich jetzt vielleicht 

Notwendigkeiten ergeben, in der Zukunft 

Schwerpunkte zu setzen. Es ist also die Frage: 

Können diese Beträge zur Verfügung gestellt wer-

den, und kann die vorliegende Liste in den Ein-

zelpositionen und in den Summen entsprechend 

mit den Beträgen ersetzt werden? 

Ein weiterer Punkt, der, glaube ich, auch sehr 

wichtig wäre, ist: Sie haben sehr detailliert be-

schrieben, welche Unternehmen, welche Einrich-

tungen diese Gelder bekommen haben. Auch da 

wäre es sicherlich sehr hilfreich, einen Überblick 

zu haben, wer in welchem Umfang in welchen 

Bereichen bisher geforscht hat, damit wir - wie 

Herr Habeck gerade sagte oder auch Herr Wenzel 

vorhin ausgeführt hat - ein gutes Gefühl dafür be-

kommen, in welchen Bereichen in der Zukunft 

Erfordernisse vorliegen und worum wir uns küm-

mern müssen. Insofern wäre ich an diesen Zah-

len sehr interessiert. 

Vorsitzender Michael Müller: Herzlichen 

Dank. - Jetzt noch Herr Miersch. 

Abg. Dr. Matthias Miersch: Ich würde gerne an 

die Bemerkung von Herrn Habeck anknüpfen. 

Für mich ist das noch nicht ganz beantwortet; 

denn wenn wir von einem Forschungsintervall 

bzw. einer Förderdauer, Herr Mager, von - wenn 

ich das richtig verstanden habe -2014 bis 2018  

reden, glaube ich, werden wir, um auch den  

Stellenwert der Kommission noch einmal deut-

lich zu machen, mit der Bundesregierung darüber 

reden müssen, inwieweit die Ergebnisse dieser 

Kommission auch unmittelbare Auswirkungen 

auf die Frage der Verwendung zukünftiger För-

dergelder im Forschungsbereich haben können; 

denn ansonsten, glaube ich, droht doch die Ge-

fahr - jedenfalls spüre ich das bei mir -, dass man  

irgendwo so den Eindruck hat, die Forschung ist 

das eine, die Politik ist das andere, und möglich-

erweise kommen sie zusammen, oder sie kom-

men nicht zusammen. Ich fände es schwierig, 

wenn wir 2016 irgendwelche Ergebnisse bekom-

men und dann erst 2018 die Möglichkeit hätten, 

in neue Forschungsintervalle hineinzukommen. 

Ich glaube, es ist eine Herausforderung, die sich 

hier heute ergibt, dass wir mit den zuständigen 

Ministerien genau das sicherstellen, Herr Mager, 
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was Sie am Ende hier dankenswerterweise in den 

Raum gestellt haben, nämlich dass die Arbeit der 

Kommission auch die Flexibilität der Verwen-

dung von Forschungsmitteln gewährleistet und 

dass es dort ein Zusammenspiel und keine star-

ren Förderintervalle von vier Jahren gibt. Das 

wollte ich hier gerne anmerken.  

Herr Mager, vielleicht klären Sie mich einmal 

auf: Ist der Zeitraum 2014 bis 2018 starr, oder in 

welcher Weise können Sie sich vorstellen, dass 

hier die Ergebnisse der Kommission in die Festle-

gung von zukünftigen Forschungsschwerpunkten 

oder die Verwendung von Forschungsmitteln 

einfließen? 

Vorsitzender Michael Müller: Gibt es noch wei-

tere Wortmeldungen? - Herr Ott. 

Erhard Ott: Vielen Dank. - Ich fand es ausgespro-

chen interessant, dass in der Vorlage, Drucksache 

Nummer 19, das Defizit der bisherigen Untersu-

chungen und Forschungsergebnisse sowie die 

Konzentration auf Salz deutlich kritisiert worden 

ist. Die Frage, die sich daraus ergibt, wenn wei-

tere Forschungen in anderen Formationen auf 

den Weg gebracht, verstärkt werden sollen, ist, 

wie lange man braucht, um Ergebnisse vorweisen 

zu können. Das ist die eine Seite. 

Die zweite Seite ist, inwieweit Forschungen, die 

im europäischen Ausland durchgeführt worden 

sind, in Kooperation mit Deutschland stattgefun-

den haben und ob hier gegebenenfalls auch Er-

gebnisse mit hinzugezogen werden können.  

Vorsitzender Michael Müller: Jetzt hat sich Herr 

Wenzel noch einmal gemeldet. Ich würde aber 

sagen, dass wir erst Herrn Mager hören.  

MinDirig Prof. Dr. Diethard Mager: Die Mittel, 

die jährlich im Rahmen der Projektförderung aus-

gegeben werden, sind natürlich Bestandteil des 

jährlichen Haushaltsaufstellungsverfahrens. Ich 

muss Sie in einem Punkt korrigieren, Herr 

Miersch: Es ist der Zeitraum 2015 bis 2018, den 

wir im Augenblick diskutieren und der vorberei-

tet wird, thematisch mit neuen Schwerpunkten 

versehen wird. Wenn ich die Einlassungen von 

Herrn Steininger richtig interpretiert habe, kann 

man das jetzt noch nicht auf die einzelnen 

Schwerpunkte oder etwas genauer herunterpin-

nen; denn man muss schließlich erst einmal ab-

warten, was an Projektanträgen kommt und wie 

geldintensiv die einzelnen Projekte sein werden. 

Das lässt sich für einen mehrjährigen Zeitraum 

nicht im Einzelnen vorhersehen.  

Auf jeden Fall ist ein klarer Shift zu thematisch 

anderen Themenschwerpunkten da. Wir haben in 

früheren Jahren - ich sage einmal: noch vor der 

Jahrtausendwende - schwerpunktmäßig Salzpro-

jekte gefördert, allerdings auch nicht Salzprojekte 

in den Bereichen, in denen vor allen Dingen in-

ternationale Vernetzungen da waren. Wir haben 

in der Vergangenheit bereits sehr viele enge Ko-

operationsprojekte mit der Schweiz und mit 

Frankreich gehabt und haben immer gesagt: 

Sollte Salz sich eines Tages als ungeeignet her-

ausstellen, haben wir dadurch, dass wir an den 

internationalen Aktivitäten oder an den Aktivitä-

ten der Nagra beispielsweise in der Schweiz par-

tizipiert haben, immer noch die Möglichkeit, 

dass wir dort sehr schnell auf den vordersten 

Stand von Wissenschaft und Technik kommen. 

Das kommt uns natürlich jetzt sehr zugute.  

Ich kann es jetzt nicht detailliert ausdrücken, 

aber ich habe hier für das Jahr 2014 Zahlen vor-

liegen, dass sich 37 Forschungsprojekte von ins-

gesamt über 70 Forschungsprojekten auf Tonge-

stein und Kristallingestein beziehen oder eben 

übergreifenden Charakter haben, das heißt, nicht 

ganz gezielt auf das eine oder andere Wirtsge-

stein bezogen sind. 34 Forschungsprojekte haben 

einen gewissen Bezug zum Wirtsgestein Salz, wo-

bei man wissen muss, dass auch Defizite in dem 

Bereich noch deutlich da sind, wo die Amerika-

ner zum Beispiel mit ihrer WIPP, Waste Isolation 

Pilot Plant, geschichtetes Steinsalz untersucht 

haben, das wir in Deutschland bisher noch nicht 

so intensiv betrachtet haben. Also, Salz ist nicht 
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gleich Salz. Das wird man differenziert betrach-

ten müssen, und das wird eines der Themen-

schwerpunkte in der nächsten Vier-Jahresperiode 

von 2015 bis 2018 sein. 

Herr Ott, was Ihre Frage nach dem Zeitbedarf für 

Ergebnisse angeht, so weiß ich nicht, Herr 

Steininger, ob Sie etwas dazu sagen können.  

Üblicherweise sind es ein, zwei, drei Jahre. 

Dr. Walter Steininger: Nach der Wahl 1998 war 

ja die Absicht, bei den Prioritäten vom Salz weg-

zugehen. Dann haben wir überlegt: „Wie geht 

das?“, sind in Tonforschung eingestiegen. Das 

heißt, die Tonforschung läuft eigentlich seit dem 

Ende der 90er-Jahre, aber intensiviert. Es hat ge-

heißen, dass es etwa sechs, sieben Jahre dauert, 

bis die Forschungseinrichtungen so weit sind. 

Das geht ja nicht mit einem Schnippen, sondern 

die Leute müssen da sein. Die internen Ausrich-

tungen müssen entsprechend modifiziert werden. 

Mittlerweile ist es so, dass der Forschungsstand 

im Ton sehr weit gediehen ist. Es ist erstaunlich, 

was in den letzten Jahren gemacht worden ist. 

Wir haben seit Ende der 90er-Jahre intensiven 

Kontakt mit der Schweiz in Mont Terri. Wir hat-

ten das mit Frankreich in Tournemire. Wir hatten 

eine Reihe von internationalen Kooperationen. 

Die deutsche Kompetenz ist im Ausland auch ge-

fragt. Es ist nicht so, dass wir ausschließlich salz-

bezogen gearbeitet haben. Im Moment ist es 

so - Herr Mager sagte es -, dass weniger als 

50 Prozent der Vorhaben salzbezogen sind; 

30 Prozent sind tonbezogen. Das entspricht aber 

den bisherigen Vorgaben. Es hat geheißen, dass 

wir Salz prioritär bearbeiten, offene Fragen noch 

lösen sollten, aber andere Wirtsgesteine nicht 

vernachlässigen sollten.  

Was wir im Granit machen - das zum Ab-

schluss -, ist die Zusammenarbeit mit der 

Schweiz, die Zusammenarbeit mit Schweden in 

den Untertagelabors in Grimsel und denen in 

Äspö. Hier ist es so, dass wir zusätzliche Infor-

mationen über das Wirtsgestein und über das 

Puffer-Material Bentonit brauchen, das auch für 

Verschlussbauwerke von Interesse ist. Es ist vor-

her über Konzepte und über AkEnd gesprochen 

worden. Man muss bitte beachten, dass der  

AkEnd damals auf die Geologie als Barriere Wert 

gelegt hat, den einschlusswirksamen Gebirgsbe-

reich. Im Granit ist es anders. Da ist die techni-

sche Barriere die wesentliche. Das ist ein anderes 

Konzept. Das heißt nicht, dass das eine unsiche-

rer als das andere ist. Aber es bedeutet auch ein 

anderes Nachdenken, andere Forschungsrichtun-

gen. Wenn man sich jetzt das neue Förderkon-

zept ausdenkt, dann muss man genau gucken: 

Was sind die Prioritäten? Was sind noch offene 

Fragen? In der nächsten Zeit ist das im Prinzip 

die Thematik, die wir bearbeiten müssen. 

Klaus Brunsmeier: Ich hatte danach gefragt, ob 

die Liste, die Herr Minister Gabriel uns zuge-

schickt hat - die war ja sehr detailliert unterglie-

dert, auch mit Oberthemen -, mit Kosten unter-

legt werden kann. Das war die konkrete Frage. 

Dazu haben Sie sich nicht geäußert.  

MinDirig Prof. Dr. Diethard Mager: Doch, ich 

hatte gesagt, dass das im Augenblick noch nicht 

möglich ist. Das Papier, das jetzt erarbeitet wird, 

ist im Grunde genommen die Grundlage für die 

Forschungscommunity, um Anträge zu stellen 

und sich zu bewerben. Da wir heute natürlich 

noch nicht wissen, wer sich für welche Projekte 

bewirbt und wer kostenintensive und weniger 

kostenintensive Projektanträge vorlegen wird, 

wäre es wirklich Kaffeesatzlesen, wenn man das 

jetzt mit Zahlen untersetzen würde. 

Klaus Brunsmeier: Vielleicht habe ich mich da 

ein bisschen dumm ausgedrückt. Es geht mir um 

die Sachen, die schon gelaufen sind. Die haben 

Sie ja dort bestens beschrieben, Seite 98. Es geht 

darum, diese Kosten einmal darzulegen. 

Dr. Walter Steininger: Theoretisch ja, aber nicht 

aus dem Stegreif. Das habe ich dann missverstan-

den. Ich dachte, es geht um die Zukunft. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Wenzel, dann 

Herr Habeck und dann Herr Kudla. 
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Min Stefan Wenzel: Herzlichen Dank, Herr Vor-

sitzender. - Ich will auch noch einmal bei der 

Frage nachhaken, wo wie viel eingesetzt wurde 

bzw. eingesetzt wird. Wenn man in den Haus-

haltsplanentwurf für 2015 guckt, dann sieht man, 

dass Sie da praktisch schon Themenbereiche auf-

gegliedert haben und damit natürlich auch Vor-

festlegungen getroffen oder Kanäle aufgemacht 

haben, wo man dann sehen kann, welcher Pro-

jektträger in welchem Themenbereich überhaupt 

Anträge stellen kann. Wenn wir hier die Möglich-

keit schaffen wollen, am Ende eine Entscheidung 

über alle möglichen Endlagermedien und alle 

möglichen Endlagertechniken zu treffen, dann 

müssen wir doch in der Forschung praktisch 

überall auf Augenhöhe sein, um überhaupt ver-

schiedene Optionen prüfen zu können.  

Wenn man jetzt eine Veröffentlichung der BGR 

über Endlagerformationen in Deutschland 

nimmt - die hatten wir auch in unseren Unterla-

gen -, da die Seite 8, dann stellt man fest, hat die 

BGR 2007 noch festgestellt hat, ein Behälterkon-

zept für Ton- und Kristallingestein haben wir für 

Deutschland schlicht nicht. Da steht „für 

Deutschland neu zu entwickeln“. 

Jetzt sagen Sie, okay, die Schweizer forschen da, 

und die Schweden forschen da. Die Schweizer 

haben uns aber gesagt: Wir forschen in Opalinus-

ton. Ihr habt aber einen ganz anderen Ton. Also, 

da müsst ihr noch mal von euren eigenen Tonfor-

mationen ausgehen und müsst gucken, was ihr 

für Rahmenbedingungen habt. 

Meines Erachtens sind wir in der Vergangenheit 

viel zu einseitig auf ein Endlagermedium und 

eine Technik konzentriert gewesen und haben 

wir massive Defizite, was andere Optionen an-

geht, was Forschung im Bereich Konditionierung 

und Abfalleigenschaften angeht und auch bei der 

Behältertechnik.  

Ein bisschen deutet es sich ja an. In dem Schrei-

ben von Herrn Gabriel sehen wir ja jetzt die For-

mulierung: wirtsgesteinsübergreifende For-

schungstätigkeit soll verstärkt werden. Längere 

Zwischenlagerzeiten sollen künftig eine Rolle 

spielen, alternative Entsorgungsmethoden und 

soziotechnische Fragestellungen. Deswegen frage 

ich da noch mal vertiefend: Wie kann man sich 

das vorstellen? In welchem Zeitraum ist das ge-

plant? Was sind die Gründe, die Sie veranlasst 

haben, zum Beispiel zu sagen: „Wir gehen von 

längeren Zwischenlagerzeiten aus“? Also, wo 

sind die Diskussionen geführt worden, die das 

jetzt zum Ergebnis haben, und wie soll das finan-

ziell hinterlegt werden? 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Habeck. 

Min Dr. Robert Habeck: Ich habe eine Frage, die 

ein bisschen über die Drucksache 19 hinausgeht. 

Ich habe das - ich weiß nicht, wie das die Kolle-

gen gemacht haben - in meinem Bundesland vor 

anderthalb Jahren in Auftrag gegeben. Es geht um 

die Kartierung des unterirdischen Raumes, also 

die Erstellung eines unterirdischen Modells für 

weitere Schritte. Dabei ist mir, jedenfalls für 

Schleswig-Holstein, aufgefallen, dass wir im 

Grunde gar keine Übersicht haben, sondern nur 

da, wo schon einmal Bohrungen für Kohlenwas-

serstoffgewinnung gemacht worden sind, gab es 

ein paar Daten. Nun versuchen wir, das zu än-

dern. Würde man das für Deutschland machen 

wollen, wäre das aus dem gleichen Etat zu bezah-

len? Das wäre ja ein Forschungsvorhaben. Meines 

kostet 5 Millionen Euro. Das ist nicht die Welt. 

Schleswig-Holstein ist klein. Aber es sind jetzt 

keine gigantischen Beträge. Würde man jetzt  

sagen, wir wollen uns mal einen Überblick ver-

schaffen, wie überhaupt das Wissen über den 

Raum verteilt ist in Deutschland, wäre das ein 

Etatposten in Ihrem Einzelplan? 

Vorsitzender Michael Müller: Jetzt noch Herr 

Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich möchte davor 

warnen, zu meinen, dass der Stand des Wissens 

über die verschiedenen Wirtsgesteine proportio-

nal sei zu den Kosten, die hier für Forschung in 

Deutschland entstanden sind. In Deutschland ist 

sehr viel über Salz geforscht worden - das ist 
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zweifelsohne richtig  -, aber in anderen Ländern 

wesentlich weniger. Dafür ist in anderen Ländern 

über Ton- und Kristallingestein geforscht wor-

den, und das kann man teilweise übernehmen. 

Hinsichtlich der Salzforschung können Sie aus 

dem Ausland nicht so viel übernehmen, weil da 

viel weniger gemacht worden ist. Das ist sehr 

wohl bedacht worden, als die Forschungspro-

gramme 2007 bis 2010 und 2011 bis 2014 beraten 

worden sind. Ich war in der Kommission damals 

auch dabei. Es ist nicht so, dass die Summe des 

Geldes, das für Forschung in einzelnen Wirtsge-

steinen in Deutschland ausgegeben worden ist, 

proportional zu den Kenntnissen ist. Davor 

möchte ich warnen. 

Vorsitzender Michael Müller: Noch eine 

Frage? - Dann würde ich jetzt abschließend noch 

einmal Herrn Mager das Wort geben, und dann 

kommen wir zur GRS. 

MinDirig Prof. Dr. Diethard Mager: Im Haus-

haltsplan 2015, Herr Wenzel, ist meines Wissens 

nur differenziert zwischen der Reaktorsicher-

heitsforschung und der Entsorgungsforschung, 

also zwischen diesen beiden Themenschwer-

punkten. Eine Untergliederung nach den einzel-

nen Themen, die in der Zukunft relevant sein 

werden, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 

möglich. Ich bin aber gerne bereit, wenn die Er-

kenntnisse hier etwas weiter gediehen sind, zu 

Beginn des neuen Jahres hier noch einmal etwas 

ausführlicher dazu zu berichten.  

Sie fragten auch nach den längeren Zwischenla-

gerzeiten. Die sind im Grunde genommen durch 

das Standortauswahlgesetz vorgegeben. Da haben 

wir auch in den letzten Sitzungen schon disku-

tiert, wann frühestens ein Endlager für hoch radi-

oaktive Abfälle zur Verfügung stehen kann. Sie 

selbst hatten sich ja auch in der Öffentlichkeit 

kürzlich mal sehr deutlich dazu geäußert, dass 

das nach Ihrer persönlichen Einschätzung sehr 

weit in die Zukunft geht. Also, das wird - das ist, 

glaube ich, heute auch schon angesprochen wor-

den - über die Genehmigungszeiten der Zwi-

schenlager hinausgehen. Deswegen wird sich das 

auch in den entsprechenden Forschungskonzep-

ten und in den entsprechenden Finanzierungsfra-

gen wiederfinden müssen. 

Die Kartierung des unterirdischen Raumes, Herr 

Habeck, ist natürlich eine ganz wichtige Frage, 

die wir in der Vergangenheit in vielen verschie-

denen Zusammenhängen intensiv bearbeitet ha-

ben. Wir haben uns im Zusammenhang mit der 

Frage der Kohlendioxidspeicherung im Unter-

grund, die ja für Schleswig-Holstein eine große 

Rolle gespielt hat, damals auch immer wieder die 

Frage gestellt: Wie gut kennen wir eigentlich den 

unterirdischen Raum in Deutschland? Im Zusam-

menhang mit der Geothermie: Wie gut kennen 

wir eigentlich den Untergrund in Deutschland? 

Bei der Frage der verschiedenen Wirtsgesteinsfor-

mationen: Gibt es die Möglichkeit, sozusagen ei-

nen Atlas, einen dreidimensionalen Atlas zu er-

stellen? Das ist – ich bin selbst Geowissenschaft-

ler – ein wahnsinnig schwieriges Thema, weil Sie 

natürlich erst durch Bohrungen oder durch Auf-

schlüsse in größerer Tiefe wissen, was da unten 

tatsächlich los ist. Aber es wäre natürlich wirk-

lich hoch interessant, ein solches umfassendes, 

lückenloses 3D-Untergrundmodell für Deutsch-

land zu haben. Zuständig dafür - er hat schon die 

Hand gehoben - ist der Präsident der Bundesan-

stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, des-

sen Behörde die wissenschaftlich-technische Inf-

rastruktur bereitstellt, um auch hier möglichst 

viel Wissen zu generieren und eben für die Ge-

sellschaft verfügbar zu machen. Herr Kümpel, 

können Sie das noch etwas ergänzen? 

Vorsitzender Michael Müller: Wir machen es 

so - nur damit wir einen weiteren Zeitplan ha-

ben -, dass jetzt Herr Kümpel dran ist, und dann 

kommen wir zur GRS und zu den Nachfragen 

dazu. Ich gehe davon aus, dass dann die Ministe-

rin da ist. Im Anschluss an die Nachfragen an die 

Ministerin lassen wir noch eine kurze Debatte - je 

nachdem, wie lang sie ist - zur Forschungsstrate-

gie zu. Es geht mir darum, dass wir jetzt nicht al-

les gleich zumachen; denn ich finde, wenn die 

Ministerin da ist, hat sie auch das Recht, da be-

teiligt zu sein. Also, jetzt hat Herr Kümpel das 
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Wort, und dann kommen die beiden Herren von 

der GRS an die Reihe. 

Prof. Dr. Hans-Joachim Kümpel: Vielen Dank, 

Herr Vorsitzender. - Ich mache es ganz kurz. Es 

ist nicht so, dass wir nur an den Stellen, wo wir 

Bohrungen haben, etwas über den Untergrund 

wissen. Dort, wo wir Bohrungen haben, können 

wir die Hand drauflegen und können metergenau 

sagen, was da ist. Aber wir haben flächende-

ckend noch Seismik. Die Seismik gibt uns Auf-

schluss darüber, wo Schichten verlaufen, in wel-

cher Tiefe. Für ganz Norddeutschland kann ich 

sagen, dass wir da recht gut Bescheid wissen, wo-

bei „recht gut“ heißt, an vielen Stellen auf 10 Me-

ter genau, an einigen Stellen vielleicht auch 

100 Meter genau. Wir sind dabei, das zu verdich-

ten und genauer herauszubekommen, um allge-

mein das Nutzungspotenzial des Untergrundes 

besser einschätzen zu können. Das ist ein Vorha-

ben, das wir jetzt gerade gemeinsam mit den geo-

logischen Diensten der Bundesländer, die da be-

troffen sind, aufgelegt haben. Aber bereits jetzt 

gibt es gute Informationen. Wir haben zum Bei-

spiel seit Anfang des letzten Jahrzehnts einen  

geotektonischen Atlas von Norddeutschland mit 

3D-Möglichkeiten, 3D-Schnitten, wo Salzstöcke, 

Tonbarrieren und Speichergesteine schon sehr 

gut abgebildet sind.  

Vorsitzender Michael Müller: Nun kommt die 

GRS dran. 

Dr. Jörg Mönig: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - 

Meine Damen und Herren, Sie hören schon, 

meine Stimme ist angeschlagen. Ich habe das 

Wochenende im Bett verbracht. Ich hoffe, meine 

Stimme hält durch - der Vortrag ist auch kurz -; 

wenn nicht, würde mein Kollege übernehmen. 

Die GRS ist der Hauptnutznießer der BMWi-For-

schung auf dem Sektor der Sicherheitsforschung 

für die Endlagerung radioaktiver Abfälle. Zur 

Größenordnung - die Frage kommt sicherlich -: 

Wir erhalten etwa 5 Millionen Euro pro Jahr für 

unsere Forschungstätigkeit.  

Auf der ersten Folie habe ich Ihnen zunächst ei-

nige Informationen zur GRS insgesamt zusam-

mengestellt. Sie ist seit 37 Jahren die zentrale 

wissenschaftlich-technische Sachverständigenor-

ganisation auf dem Gebiet der nuklearen Sicher-

heit in Deutschland. Von den Fakten, die Sie sel-

ber ablesen können, ist mir wichtig hervorzuhe-

ben, dass wir eine Projektträgerschaft im Auftrag 

des BMWi und eine andere im Auftrag des BMBF 

betreiben und Analysen zu Grundsatzfragen und 

Ad-hoc-Bewertungen zur Sicherheit kerntechni-

scher Anlagen durchführen. Hier geht es heute 

um unsere Forschungsarbeiten zur Sicherheit bei 

der Endlagerung radioaktiver Abfälle. 

Unser Ziel - das steht auf der dritten Folie - ist 

dabei die Entwicklung und die Anwendung von 

Methoden zum Sicherheitsnachweis für Endlager 

in unterschiedlichen Wirtsgesteinen. Also für 

das, was am Ende durchgeführt werden muss, 

nämlich die Erbringung des Sicherheitsnachwei-

ses, wollen wir die Methoden entwickeln und ge-

gebenenfalls im konkreten Fall auch anwenden. 

Zurzeit beschäftigen sich 80 Wissenschaftler und 

Techniker mit dieser Fragestellung. Dabei wer-

den alle wesentlichen Aspekte des Themenfeldes 

Endlagerung behandelt. Man kann es auch ein 

bisschen an der Historie ablesen: Wir waren und 

sind als nationales Kompetenzzentrum an allen 

Langzeitsicherheitsanalysen für deutsche Endla-

gerprojekte beteiligt. Wir haben an allen relevan-

ten EU-Projekten zu dieser Thematik seit Mitte 

der 1980er-Jahre teilgenommen. Wir waren an in-

ternationalen Reviews für Endlagerprojekte im 

Ausland beteiligt. Wir sind - das ist wichtig; 

diese Frage kann nämlich wegen der themati-

schen Vielfalt keine Institution alleine bearbei-

ten - sowohl national als auch international in 

ein großes Netzwerk von Fachinstitutionen einge-

bunden. Sie sehen hier einige Namen von Institu-

tionen, deren Vertreter hier mit am Tisch sitzen: 

BGR, KIT, andere Großforschungseinrichtungen, 

diverse Universitäten. Im internationalen Raum 

arbeiten wir mit anderen Institutionen, die hier 

jetzt nicht aufgeführt sind, oder mit internationa-
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len Gremien zusammen. Nur durch diese Zusam-

menarbeit kann auch der Informationsfluss si-

chergestellt werden und können die Informatio-

nen, die im Ausland erarbeitet werden, wissen-

schaftlich auch so aufbereitet werden, dass sie in 

Deutschland zur Verfügung stehen. Das ist auch 

ein wesentlicher Aspekt der Arbeiten der GRS.  

Bei unseren Arbeiten - das ist schematisch auf 

dem nächsten Bild angedeutet - betrachten wir 

das gesamte Endlagersystem. Es wurde in der vo-

rangegangenen Diskussion schon angesprochen, 

dass man, wenn man denn die Sicherheit eines 

Endlagersystems betrachten will, nicht nur geolo-

gische Aspekte betrachten darf, sondern das Ge-

samtsystem betrachten muss, bestehend aus dem 

Endlagerbergwerk, der geologischen Situation 

bzw. dem, was wir Geosphäre nennen, also dem 

Gestein, und auch der Biosphäre, dort, wo dann 

die Auswirkungen eines Endlagers zutage treten, 

was wir natürlich alle nicht hoffen und was auch 

nicht das Ziel der Sache ist. Wichtig ist, dass 

man für die Sicherheitsbewertung das Gesamt-

system betrachtet und das Endlagerbergwerk 

nicht nur als Hohlraum, wie es hier angedeutet 

ist, sondern mit all seinen technischen Kompo-

nenten, wie Abdichtbauwerke, wie Versatzmate-

rial für die Hohlräume usw. in die Bewertung 

einbezieht. 

Wenn Sie umblättern, sehen Sie unsere drei we-

sentlichen Säulen der Arbeit. Eine ist, dass wir 

seit vielen Jahren die Wirtsgesteinsoptionen Gra-

nit, Salz und Ton betrachten, hier in alphabeti-

scher Reihenfolge aufgeführt. Ein ganz zentraler 

Punkt - das hat Herr Knebel auch schon er-

wähnt - ist das Verständnis der ablaufenden Pro-

zesse, und zwar der geologischen, hydraulischen, 

mechanischen und chemischen Prozesse, und 

das unter der Einwirkung der Temperatur, die 

durch die wärmeentwickelnden Abfälle in das 

Gebirge hineingetragen wird. Diese Prozesse lau-

fen nicht unabhängig voneinander ab, sondern 

sind in vielfacher Art und Weise gekoppelt. Die 

gegenseitige Beeinflussung im Endlagersystem zu 

verstehen, ist also eine sehr große wissenschaftli-

che Herausforderung. 

Aufbauend auf diesem Verständnis, das weit ent-

wickelt sein muss, werden dann erst die numeri-

schen Werkzeuge zur Modellierung und letztlich 

auch zur Sicherheitsanalyse entwickelt und ange-

wendet. Münden tut das letztlich immer in eine 

radiologische Konsequenzenanalyse, also die Be-

trachtung, welches Risiko von diesem Endlager-

bergwerk ausgeht. 

Auf den nächsten beiden Folien haben wir ganz 

kurz die Felder, auf denen wir tätig sind, ange-

deutet. Da wir sehr viele Forschungsvorhaben be-

arbeiten, bringt es nichts, jetzt im Einzelnen da-

rauf einzugehen. Auf Fragen können wir Ihnen 

sehr gerne antworten. Aber Sie sehen schon, dass 

wir letztlich die einzelnen Komponenten des 

Endlagersystems alle im Auge haben. Wir be-

schäftigen uns mit dem Verhalten des Wirtsge-

steins. Wir analysieren und simulieren die ther-

misch-hydraulischen Phänomene im Wirtsge-

stein, vor allen Dingen im Hinblick auf die Frage: 

Wird die Einschlussfähigkeit des Wirtsgesteins 

durch das Einbringen der Abfälle auf lange Sicht 

beeinträchtigt? 

Wir beschäftigen uns ebenfalls mit dem Versatz-

material, was ins Endlagerbergwerk eingebracht 

wird, um die Hohlräume zu verschließen. Dort 

steht im Vordergrund, dass die Dichtwirkung die-

ses Versatzmaterials zeitabhängig verstanden 

werden muss und dann eben auch modelliert 

werden muss, um eine Langzeitprognose abgeben 

zu können.  

Ähnliches gilt für die Abdichtbauwerke, die in 

einem Endlagerbergwerk eingebaut werden. Das 

sind sogenannte Streckenverschlüsse, die auf 

dem Niveau der Einlagerung eingebracht werden, 

oder Schachtverschlüsse, mit denen der Schacht 

zur Erdoberfläche abgedichtet werden muss. 

Auch dort fragen wir und untersuchen wir, ob 

die Dichtwirkung bei den verschiedenen mögli-

chen geologischen Einflussfaktoren und sonsti-

gen Systemabläufen über die Zeit sichergestellt 

ist. 
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Wir setzen uns mit dem Verhalten der Abfallbe-

hälter und mit der Freisetzung von Radionukli-

den aus der Abfallmatrix jeweils auseinander. 

Wir profitieren dabei von den entscheidenden 

Arbeiten des KIT. Herr Knebel hat sehr schön 

dazu berichtet. 

Wir befassen uns auch mit der Löslichkeit von 

Radionukliden, machen also komplementär zu 

den Untersuchungen, die Herr Knebel bereits er-

wähnt hat, auch eigene Untersuchungen. Wir 

sind zusammen mit anderen deutschen Partnern 

auch in dem thermodynamischen Referenzdaten-

projekt THEREDA maßgeblich mitbeteiligt. Fer-

ner beschäftigen wir uns mit reaktiven Transport-

prozessen, also mit Fragen, wie die Chemie und 

die chemischen Wechselwirkungen die hydrauli-

schen Eigenschaften verändern können. Es geht 

also darum, dass eine Abdichtung von hydrauli-

schen Wegsamkeiten dadurch geschehen kann, 

dass Chemikalien ausfallen. Wir beschäftigen uns 

mit dem Schadstofftransport - also nicht nur mit 

dem Radionuklidtransport, sondern mit dem 

Schadstofftransport mehr im allgemeinen 

Sinne - im Deckgebirge unter Berücksichtigung 

von Dichte- und Viskositätsunterschieden im 

Wasser. Je nachdem, ob man ein versalzenes 

Grundwasser oder ein Trinkwasser hat, werden 

Transportprozesse im Untergrund unterschied-

lich schnell. Natürlich gucken wir nicht nur auf 

den Wassertransport, sondern gleichzeitig auf 

den damit oft verbundenen Gastransport, was 

denn Zweiphasenflusseffekte bedeutet. 

Ein wichtiger Aspekt unserer Arbeiten sind auch 

die Untersuchungen natürlicher Analoga; das 

klang überhaupt noch nicht an. Das sind Unter-

suchungen zu Prozessen, die in der Natur oder in 

der menschlichen Vergangenheit gelaufen sind, 

die einen Ausschnitt aus Prozessen geben kön-

nen, die in einem Endlagerbergwerk oder in ei-

nem Endlagersystem ablaufen können. Oft sind 

diese Prozesse über Tausende, Zehntausende  

oder Hunderttausende von Jahren gelaufen. Wir 

können aus der Untersuchung solcher Analoga 

Rückschlüsse darauf ziehen, ob unsere Modell-

vorstellungen zur Entwicklung des Endlagersys-

tems vernünftig sind. Vor allen Dingen können 

wir solche Analoga aber auch nutzen, um unsere 

Prognosetools, unsere Rechenprogramme anhand 

solcher Untersuchungen zu qualifizieren. Wir un-

termauern damit also in einzelnen Punkten den 

Sicherheitsnachweis. 

Last, but noch least - das Endlager muss ja erst 

mal eine Reihe von Jahren betrieben wer-

den - führen wir auch System- und Störfallanaly-

sen zum Endlagerbetrieb durch und entwickeln 

die dafür notwendigen Methoden.  

Jetzt habe ich sehr viel über Modellierung gespro-

chen. Die GRS ist aber nicht nur modelltheore-

tisch unterwegs, sondern betreibt ein eigenes geo-

wissenschaftliches Labor - das ist auf der Folie 

Nummer 8 kurz dargestellt -, in dem die verschie-

denen Prozesse untersucht werden und die Para-

meter der verschiedenen Materialien auch unter 

definierten Randbedingungen gemessen werden. 

Hier ist zur Unterstreichung noch einmal darge-

stellt: Wir tun das sowohl für Granit- als auch für 

Salz- als auch für Tonproben, und das schon seit 

vielen Jahren. Ergänzen tun wir das durch In-

situ-Untersuchungen. Das sind Untersuchungen 

an Standorten in Bergwerken.  

Wenn Sie umblättern, dann sehen Sie auf der Fo-

lie 9, warum wir Forschungsarbeiten in Unterta-

gelaboren durchführen: Zum einen dient es der 

Bestimmung der Eigenschaften verschiedener 

Wirtsgesteine. Wir können mit diesen Untersu-

chungen aber auch die Modellrechnungen, die 

wir zu solchen Systemen durchführen, an realen 

und häufig dann auch sehr komplexen Situatio-

nen und Bedingungen überprüfen und qualifizie-

ren. Letztlich können solche In-situ-Untersu-

chungen auch dazu führen, Verschlussmateria-

lien weiterzuentwickeln und unter realen Bedin-

gungen zu erproben. 

Hier sind vier Themen aufgeführt, auf die ich 

jetzt im Einzelnen nicht eingehen möchte. Zur-

zeit führen wir Forschungsarbeiten zu Granit in 

einem Untertagelabor in Schweden durch sowie 
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zu Tonstein im Felslabor Mont Terri durch, in 

dem wir seit 1998 tätig sind.  

In der Zusammenfassung hoffe ich, Ihnen gezeigt 

zu haben, dass die GRS in enger Zusammenarbeit 

mit vielen Partnerinstitutionen wesentliche Bei-

träge zum wissenschaftlichen Fortschritt in der 

Endlagerung liefert, und das seit vielen Jahren. 

Wir betrachten das ganze Endlagersystem, das 

heißt, inklusive des Endlagerbergwerks und der 

Abfälle. Wir analysieren die vielfältigen gekop-

pelten geologischen, hydraulischen, mechani-

schen, chemischen und thermischen Prozesse, 

und wir wenden international anerkannte metho-

dische Vorgehensweisen und qualifizierte Re-

chenprogramme an.  

Wenn Sie mir ein abschließendes Wort erlauben: 

Es ist auch notwendig, das Gesamtsystem zu be-

trachten, um eine Sicherheitsaussage treffen zu 

können. In meinen Augen ist es auch notwendig, 

das Gesamtsystem zu betrachten, wenn man ei-

nen Standortvergleich machen möchte. - Danke 

schön. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Fischer-Ap-

pelt, wollen Sie ergänzen? 

Dr. Klaus Fischer-Appelt: Erst einmal nicht. Ich 

denke, das war schon von uns zusammen ge-

macht.  

Vorsitzender Michael Müller: Ja, das glaube ich. 

Dr. Klaus Fischer-Appelt: Es war nur so kurz, 

dass es im Prinzip von einem vorgetragen werden 

konnte. Ich denke, in der Diskussion werde ich 

mich dann zu Wort melden. 

Vorsitzender Michael Müller: Fra-

gen? - Keine? - Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich hätte als insoweit Fach-

fremder die Frage: Gibt es irgendeine Zusammen-

stellung von Unterlagen, aus denen man erken-

nen kann, was Sie unter den Oberüberschriften 

machen und was vielleicht sogar in die Richtung 

von Ergebnissen geht? Wir werden uns ja im 

Zuge der nächsten Monate beispielsweise mit un-

terschiedlichen Wirtsgesteinen beschäftigen. 

Dr. Jörg Mönig: Es gibt die Jahresberichte der 

GRS. Aber auch dort werden Sie wegen der Fülle 

der Vorhaben, die wir bearbeiten, nicht sämtliche 

Informationen finden. Vielleicht sollte ich sagen, 

dass bei den Forschungsvorhaben sämtliche Er-

gebnisse öffentlich zugänglich sind. Das hilft 

Ihnen jetzt nicht viel. Sie können die Berichte 

alle über die Homepage der GRS herunterladen. 

Das ist natürlich keine Zusammenstellung, wie 

Sie sie im Moment vielleicht für Ihre Arbeit wün-

schen. Es gibt jedoch keine Zusammenstellung 

der Ergebnisse mit der Zielrichtung, sämtliche 

Dinge gleichzeitig einordnend darzustellen.  

Dr. Klaus Fischer-Appelt: Wenn ich direkt dazu 

noch etwas sagen darf. Was nicht ist, kann noch 

werden. Auch wir haben ein Interesse daran, Sie 

zu unterstützen. Wenn Sie diese Listen brauchen, 

lassen Sie es uns wissen und Sie werden sie be-

kommen. 

Hartmut Gaßner: Ich wollte nicht missverstan-

den werden dahingehend, weil ich das auch 

nicht so überblicke. Ich bin insoweit ein bisschen 

fremd, als das jetzt nicht viel Papier ist. Die Frage 

wäre schon gewesen: Sie sind zu unserer Kom-

mission gekommen, kennen ungefähr den Auf-

trag. Bei der Darstellung kann ich jetzt überhaupt 

nicht erkennen, was wir mitnehmen können, in-

wieweit Sie uns helfen können. Das klingt jetzt 

vielleicht ein bisschen direkt; aber es ist doch 

sehr allgemein geblieben. Deshalb war das mit 

der Liste nur eine Frage, wie sich möglicherweise 

Ihre Arbeiten in unsere Arbeit vermitteln kön-

nen. Diese Draufsicht, wie wir sie bislang hatten, 

macht uns sehr neugierig, aber sie gibt keine Ant-

worten.  

Vorsitzender Michael Müller: Fahren wir erst 

einmal mit den anderen Fragen fort. Herr  

Thomauske, dann Frau Glänzer. 
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Prof. Dr. Bruno Thomauske: Dem Grunde nach 

wäre es aus meiner Sicht notwendig, deutlicher 

zu machen, dass das Ziel der Endlagerung eine 

trockene Endlagerung ist. Der Nachteil für alle 

Modellierer ist, dass sie da nichts rechnen kön-

nen. Insofern hat man zwischen der eigentlichen 

Zielstellung der Endlagerung, nämlich einer tro-

ckenen Endlagerung, und dem, was wir hier dis-

kutieren, den Fehlerkorrekturmöglichkeiten, 

noch einen Bereich unter Worst-Case Szenarien: 

Was wäre, wenn alles das, was wir geplant  

haben, versagt? Dann kriegen wir Wasser an die 

Abfälle und dann können wir anfangen zu rech-

nen. Genau diesen Zwischenbereich deckt in 

weiten Bereichen auch die GRS mit ihrem Vorge-

hen ab.  

Insofern glaube ich, dass es für die Arbeit der 

Kommission wichtig ist darzustellen: Wo ist der 

Hauptaspekt oder die Zielstellung der Endlage-

rung? Was ist dann, wenn das Ganze nicht funk-

tioniert? Ist das etwas Katastrophales oder wie 

sind dann die Auswirkungen? Der dritte Bereich, 

der sich daran anschließt: Kann man an dieser 

Stelle vielleicht noch Fehlerkorrekturmöglichkei-

ten vorsehen? 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Glänzer. 

Edeltraud Glänzer: Vielen Dank für die Ausfüh-

rungen. Das gilt für alle drei. Jetzt wissen wir, in 

welchen Bereichen geforscht wird. Aber mich 

treibt auch die Frage um: Was machen wir jetzt 

eigentlich damit?  

Vielleicht lag das auch daran, dass wir gesagt ha-

ben, wir wollen erst mal einen Überblick bekom-

men. Aber ich glaube, wichtig ist einfach für die 

Zukunft zu überlegen: Was heißt das jetzt ganz 

konkret für unsere Arbeit? Gibt es nicht die Mög-

lichkeit, dass eine oder andere uns als Kommis-

sion mit auf den Weg zu geben? Sonst hören wir 

uns das an und es ist alles wunderbar. Aber die 

Frage ist doch: Was können Sie uns in der einen 

oder anderen Richtung empfehlen aufgrund Ihrer 

diversen Forschungsarbeiten? Entweder das oder 

dass man noch einmal gezielter sagt: Das eine  

oder andere müsste stärker in die Betrachtung 

einbezogen werden. 

Mit Blick auf den Forschungsbedarf ist immer 

wieder die Frage aufgetaucht: Wie viel Geld wird 

eigentlich hier in Deutschland ausgegeben? Aber 

auch der andere Punkt ist zu berücksichtigen: 

Was passiert eigentlich in anderen Ländern? Es 

ist zum Teil schon angeklungen, dass man das in 

den Blick nehmen muss. Der dritte Punkt, den 

man in den Blick nehmen muss, ist: Haben wir 

Granitvorkommen in ausreichender Menge und 

Qualität? Haben wir Tonvorkommen in ausrei-

chender Menge und Qualität? Das sind Fragestel-

lungen, die man mit berücksichtigen müsste. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich wollte zum einen darum 

bitten, dass wir eine Gesamtauflistung dieser Fi-

nanzierungsbestandteile bekommen, die sich of-

fensichtlich über vier Ministerien erstrecken, 

über Grundlagenforschung und über Forschung, 

die institutionengebunden ist.  

Ich muss sagen, mir erschließt sich trotz intensi-

ver Befassung mit der Angelegenheit bis jetzt 

nicht, wo welche Finanzierungsanteile in der 

Vergangenheit eingesetzt wurden, wo sie in der 

Zukunft eingesetzt werden sollen und welche 

Schlüsse die Bundesregierung aus dem Standort-

auswahlgesetz und der wirklichen Neuausrich-

tung dort gezogen hat. Ich bin auch nach dieser 

Befragung über die Mittelverwendung nicht sehr 

viel schlauer geworden, was die Frage angeht: 

Wie viel Euro gehen in welches Projekt und aus 

welchem Grund? 

Daran wollte ich eine zweite Frage anschließen. 

Wenn man sich die Veröffentlichung vom Pro-

jektträger Karlsruhe 2011 bis 2014 anschaut, 

dann findet man hinten in der Auflistung For-

schungsvorhaben, die in der Asse offensichtlich 

abgebrochen worden sind. Diese werden hier auf-

gelistet, ohne dass irgendeine Bemerkung daran 

steht. Wenn man die Geschichte nicht kennt, 

könnte man denken, das war ein erfolgreiches 
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Forschungsvorhaben. Wenn man weiß, was dort 

wirklich passiert ist, verwundert diese Darstel-

lung.  

Von daher meine Frage: Welche Aktivitäten gibt 

es aufseiten der verschiedenen Forschungsinsti-

tutionen, der GRS, des KIT, auch von Projektträ-

gern und der Ministerien, um die Fehler in der 

Asse aufzuarbeiten und zu klären, warum das 

nicht frühzeitig vonseiten der Wissenschaft in-

tern zum Thema gemacht wurde. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Mönig, Sie 

haben am Anfang dargestellt, dass Sie in sehr vie-

len internationalen Gremien sind. Gibt es in die-

sen internationalen Gremien beispielsweise eine 

Auseinandersetzung über unterschiedliche Ent-

sorgungspfade? Werden die Unterschiede doku-

mentiert, die beispielsweise im Blickwinkel der 

Franzosen im Vergleich zum Blickwinkel der 

Deutschen oder in den Argumenten der Englän-

der im Vergleich zu denen Deutschen zutage tre-

ten?  

Dr. Jörg Mönig: Vielleicht beginne ich mit dieser 

Frage. Es wird darüber auch auf der Fachebene, 

auf kollegialer Ebene gesprochen. Es wird nicht 

im Rahmen des internationalen Prozesses erfasst, 

es wird also auch nicht dokumentiert.  

Es ist nicht so, dass diese Gremien sehr unter-

schiedliche Meinungen zu einzelnen Aspekten 

haben. Vielmehr ergeben sich die Zielrichtungen 

aus den entsprechenden Endlagerformationen, 

die jeweils national untersucht werden. Da kann 

man auch die Unterschiede verstehen, warum es 

so ist. Die Abstimmung erfolgt häufig auch auf 

methodischer Ebene, wie bestimmte Aspekte zu 

behandeln sind.  

Herr Röhlig, der auch im OECD NEA an heraus-

gehobener Position sitzt, kann das noch ergän-

zen, denke ich. Aber allein der Austausch auf in-

ternationaler Ebene ist sehr wertvoll für alle Be-

teiligten, weil dort Erfahrungen auf der persönli-

chen Ebene ausgetauscht werden können, außer-

halb der Berichte, die in der Regel sowieso öf-

fentlich zugänglich sind.  

Dann fragten Sie, Herr Wenzel, nach FuE-Vorha-

ben in der Asse, die abgebrochen worden sind 

und offensichtlich nicht erfolgreich waren. Das 

ist vielleicht mehr eine Frage des politischen 

Blickwinkels. Wenn Sie die Asse als Problemfall 

damit meinen, dann kann ich dem nur zustim-

men. Die FuE-Vorhaben selbst - ich weiß nicht, 

auf welches Sie im Einzelnen abheben - haben 

immer auch Elemente gehabt, die aus meiner 

Sicht als erfolgreich eingeschätzt werden können.  

Ein ganz prominentes Beispiel ist der sogenannte 

HAW-Versuch, der im Jahr 1992 beendet wurde 

und bei dem testweise Abfallsimulate in der Asse 

eingelagert werden sollten. Es ist nie dazu ge-

kommen. Der Versuch ist abgebrochen worden. 

Es hatte einen politischen Hintergrund, dass er 

abgebrochen wurde. Aber bei dem Laborpro-

gramm, das begleitend durchgeführt wurde, bei 

den technischen Entwicklungen, die im Rahmen 

dieses Vorhabens durchgeführt wurden, hat es, 

glaube ich, durchaus einen Erkenntnisfortschritt 

gegeben. Das ist aus heutiger Sicht vielleicht ein 

kleiner Schritt gewesen, aber vom wissenschaftli-

chen Ansatz her sind dort neue Erkenntnisse ge-

wonnen worden, was ich als Wissenschaftler als 

einen Fortschritt und durchaus auch als einen 

Teilerfolg ansehe.  

Man hat die Ziele des Vorhabens nicht erreicht; 

das ist völlig richtig. Es gab eine ganze Reihe von 

solchen Vorhaben in der Asse.  

Ihre Frage war, ob bei der GRS Anstrengungen 

unternommen werden, sozusagen aus dem Prob-

lemfall Asse Schlussfolgerungen zu ziehen. Diese 

Frage kann ich nur mit Nein beantworten.  

Dann fragten Sie, Frau Glänzer: Haben wir über-

haupt genug Granit oder Ton? - Diese Frage 

würde ich gerne an die BGR verweisen, weil sie 

die Institution ist, die sachkundig ist, und nicht 

die GRS.  
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Zu Herrn Thomauske wollte ich nur ergänzen: 

Trockene Endlagerung ist nicht das Ziel bei allen 

Wirtsformationen. Es ist beim Salz das Ziel. Da-

rauf basiert eigentlich das Sicherheitskonzept. 

Beim Ton ist es schon etwas anders. Sie können 

in einem Tonendlager nicht verhindern, dass ir-

gendwann Wasser an die Abfälle herantritt. Der 

Bentonit, der am Anfang um die Abfälle einge-

bracht wird, wird trocken eingebracht. Er wird 

sich durch die Feuchtigkeit aus dem Tongestein 

mit der Zeit aufsättigen. Das ist ein Prozess, der 

viele Jahre dauert, wahrscheinlich einige tausend 

Jahre lang. Das wissen wir noch nicht so genau. 

Aber irgendwann werden die Abfälle mit Wasser 

in Berührung kommen. Dann wird wahrschein-

lich auch genug Wasser da sein, um die Abfallbe-

hälter korrosiv zersetzen zu können. Das ist eben-

falls ein Prozess, der sehr lange dauern wird. 

Dann kann es auch zur Freisetzung von radioakti-

ven Stoffen aus den Abfällen kommen. 

Das Positive - darauf basiert das Sicherheitskon-

zept bei einem Tonendlager -, ist, dass diese Frei-

setzung nicht mehr durch Strömungsvorgänge im 

Endlager begleitet wird, sondern sich Radionuk-

lide nur noch sehr langsam durch Diffusion, wie 

wir es nennen, von den Abfallgebinden entfernen 

können. Auf ganz lange Sicht - das sind dann die 

Ergebnisse von Modellrechnungen - kommen Ra-

dionuklide in der Biosphäre an, nur zu einem 

sehr kleinen Teil, aber man kann eine Dosis er-

rechnen, auch für das, was wir nicht ein „gestör-

tes System“ nennen.  

Ähnlich muss man es beim Granit betrachten. 

Dort tritt der Wasserkontakt sehr viel früher als 

beim Tonendlager ein. Sicherlich steht im Prin-

zip auch sehr viel mehr Wasser zur Verfügung. 

Dort können auch, wenn Radionuklide freigesetzt 

werden, Strömungsprozesse den Austrag aus dem 

Endlager begünstigen. Dort hat dann die Geolo-

gie, der Granit selbst manche gute Rückhalteei-

genschaften, vor allen Dingen für die Transurane. 

Aber auch dort kann es zur Freisetzung an die Bi-

osphäre kommen. Das ist einfach so. Das muss 

berücksichtigt werden, wenn man die Dinge mit-

einander vergleicht.  

Dr. Klaus Fischer-Appelt: Ich wollte noch kurz 

ergänzen. Die allerersten Anmerkungen bezogen 

sich ein bisschen darauf: Jetzt habt ihr uns toll 

was erzählt, was haben wir denn davon?  

Wir haben heute vorgehabt, uns - genauso wie 

das KIT - und die Forschungsvorhaben vorzustel-

len, die aktuell laufen. Wir können gern noch 

einmal wiederkommen und Ihnen eine Auswahl 

von Vorhaben oder interessanten Forschungs-

schwerpunkten liefern, die für ein Standortaus-

wahlverfahren wichtig sind. 

Wir haben zum Beispiel vor einigen Jahren ein 

Endlagersystem im Tonstein mit einem im Salz 

verglichen. Das ist nicht trivial. Wo sind die Vor- 

und Nachteile? Es sind völlig unterschiedliche 

Sicherheitsfunktionen. Das könnte man auch ein-

mal vorstellen. Das wird sicherlich ein Punkt 

sein, der relevant werden könnte.  

Wir haben auch im Vorfeld des AkEnd an den 

Kriterien mitgearbeitet. Ich sage mal, wir haben 

schon eine ganze Menge zu bieten. Heute wollten 

wir uns, wie gesagt, nur vorstellen. 

Wenn Sie uns mit einer spezielleren Aufgaben-

stellung einladen, kommen wir gern noch einmal 

wieder. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich will jetzt nicht 

mehr sehr viel tiefer in diese Diskussion einstei-

gen. Ich will darauf hinweisen, dass wir eine Ar-

beitsgruppe haben, die sich mit den Kriterien be-

schäftigen wird. Ich habe jetzt noch zwei Wort-

meldungen vorliegen. Dann würde ich doch - erst 

einmal herzlich willkommen - der Frau Ministe-

rin das Wort geben. Herr Kleemann und Frau 

Kotting-Uhl, ich möchte Sie bitten, sich nach 

Möglichkeit nur noch kurz zu äußern. 

Dr. Ulrich Kleemann: Ob es kurz bleibt, werden 

wir dann sehen.  

Ich möchte anknüpfen an die Frage von Herrn 

Wenzel. Ich habe jetzt lange gewartet und in der 

Zwischenphase kam dann die Antwort von Herrn 
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Mönig. Diese hat mich natürlich noch etwas 

mehr aufgebracht, als das vorher absehbar war.  

Die Antwort „Aus der Asse kann man als Wissen-

schaft nichts lernen“, ist natürlich doch etwas 

sehr weit hergeholt. Im Gegenteil: Ich bin der 

Meinung, die Asse und die Missstände in der 

Asse, die im Jahr 2008 bekannt geworden sind, 

sind Ergebnis des Versagens der Endlagerfor-

schung in Deutschland. Ich meine, das muss sei-

tens der Wissenschaft auch einmal aufgearbeitet 

werden. Das vermisse ich bisher komplett.  

Es gibt keine Ausarbeitung zur Rolle der Wissen-

schaft beim Versagen in der Asse. Ich will kei-

nem der hier anwesenden Wissenschaftler zu 

nahe treten. Keiner davon ist persönlich dafür 

verantwortlich gewesen. Aber wir müssen uns 

doch intensiv mit der Frage beschäftigen, wie es 

dazu kommen konnte.  

Dabei kommen wir zu dem spannenden Thema 

Fehlerkorrekturen. Wie schaffen wir es, auch die 

Wissenschaft so zu strukturieren, dass kritische 

Wissenschaft zugelassen wird, dass man Kritiker, 

die von außen kritische Argumente heranbringen, 

dann auch hört und sie ernst nimmt, dass man 

wegkommt von diesem Expertentum, das wir 

heute auch wieder vorgeführt bekommen haben? 

Das heißt, es ist ein closed Shop, es sind immer 

die gleichen Wissenschaftler, die sich auf den 

immer gleichen Konferenzen austauschen, si-

cherlich auf einem sehr hohen Niveau. Aber das 

schafft kein Klima, das Fehlerkorrekturen zulässt.  

Genau daran müssen wir arbeiten. Wir müssen 

ein System erarbeiten, bei dem gewährleistet ist, 

dass zum Beispiel zu öffentlichen Tagungen kriti-

sche Wissenschaftler ganz gezielt eingeladen 

werden, dass man sie hört und ernst nimmt, dass 

man sich mit ihren Beiträgen auseinandersetzt, 

dass man den Diskurs nicht an Fachleute dele-

giert, die sich mit Forschungsvorhaben zu Spezi-

althemen auseinandersetzen.  

Dazu habe ich leider heute nichts gehört. Ich 

hoffe, dazu kommt vielleicht etwas. Aber ich 

meine, dazu muss sich die Wissenschaft klar po-

sitionieren: Welche Fehler sind hier begangen 

worden? Wie schaffen wir Instrumentarien in ei-

ner öffentlichen Diskussion, um solche Fehler in 

der Zukunft zu vermeiden? 

(Beifall aus den Reihen der Vertreter der ge-

sellschaftlichen Gruppen) 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Meine Frage führt schon 

ein bisschen in die Diskussion, die wir nachher 

noch führen werden. In Deutschland gab es ur-

sprünglich Pläne, Gorleben als Endlager zu ge-

nehmigen. Nach diesen ersten Plänen wäre das 

Endlager längst in Betrieb. Aber ich stelle fest, 

dass immer noch geforscht wird, auch an Fragen 

im Salz. Angesichts dessen stellt sich mir die 

Frage: Wissen wir genug über das Verhalten von 

Nukliden in Wirtsgesteinen, um ernsthaft über 

tiefengeologische Endlagerungslösungen zu dis-

kutieren?  

Sie alle forschen weiterhin daran oder stehen in 

Verbindung mit anderen Ländern, wo geforscht 

wird. Bei uns in Deutschland hatte das Salz im-

mer die Priorität. Ich sage mal, jedes Land forscht 

in diesem Bereich an den Dingen, die es selbst 

anwenden will oder anwenden wollte. Das ist 

ganz eindeutig so. Trotzdem scheint das Wissen 

nicht ausreichend zu sein.  

Die Frage: Wann, schätzen Sie - Sie haben den 

Überblick; lässt sich das beantworten? -, haben 

wir genug Wissen über das Verhalten des Atom-

mülls, der Nuklide in den diversen Wirtsgestei-

nen, um tatsächlich einlagern zu können? 

Vorsitzender Michael Müller: An wen war die 

Frage gerichtet? 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Im Moment ist noch die 

GRS dran, glaube ich. 

Vorsitzender Michael Müller: Weil Sie sich an 

alle gewandt haben, frage ich nach. - Dann Herr 

Mönig. 
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Dr. Jörg Mönig: Herr Kleemann, zu Ihnen nur 

ganz kurz. Ich habe nicht gesagt, dass man aus 

dem Versagen in der Asse nichts lernen kann. Ich 

habe nur gesagt: Wir führen solche Untersuchun-

gen nicht durch. Das ist schon ein Unterschied. 

Zu Frau Kotting-Uhl. Aus meiner Sicht: Ja, man 

kann den Auswahlprozess oder den Endlagerpro-

zess starten. Sie haben recht, dass die Forschung 

nicht aufgehört hat. Man wird auch die For-

schung nicht abschließen können und dann erst 

anfangen können.  

Wir wissen meines Erachtens genug, um heute in 

diesen Prozess einzusteigen. Dieser Prozess wird 

die ganze Zeit durch Forschung begleitet werden 

müssen. Die Inhalte der Forschung werden sich 

im Laufe der Zeit ändern. Aus meiner Sicht - so 

wird es, glaube ich, auch international gese-

hen - wird man diese Forschung sogar bis zum 

Verschluss des Endlagers weiterführen müssen, 

weil man am Ende, beim Verschluss des Endla-

gers die beste dann verfügbare Technologie und 

die neusten Erkenntnisse anwenden wollen wird. 

Daher wird man bis zum Ende Forschungsarbei-

ten durchführen müssen, aber dann mit ganz spe-

zifischem Fokus auf die noch offenen Fragen.  

So ähnlich müssen Sie die Entwicklung der For-

schung auch in Deutschland sehen. Die Fragen 

haben sich von Wissenschaftlergeneration zu 

Wissenschaftlergeneration, wenn ich das so sa-

gen darf, verändert, verfeinert. Gelegentlich kom-

men natürlich auch völlig neue Aspekte hinzu. In 

diesem Zusammenhang nenne ich nur die Si-

cherheitsanforderungen für wärmeentwickelnde 

Abfälle auf Rückholbarkeit und Bergbarkeit der 

Abfälle, die im Jahr 2010 formuliert wurden und 

vorher in Deutschland keine Rolle gespielt ha-

ben. Insofern sind neue Fragen aufgekommen, 

die dann auf der wissenschaftlichen Ebene mit 

entsprechenden Arbeiten korrekt und inhaltlich 

tiefgreifend beantwortet werden müssen. 

Vorsitzender Michael Müller: Jetzt gebe ich der 

Frau Ministerin das Wort und anschließend dis-

kutieren wir dann noch über Forschungsstrate-

gien. - Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Meine Damen 

und Herren, wir haben uns damals in Nieder-

sachsen gefreut, als die Frage „Endlager wo?“ ge-

öffnet wurde. Ich beneide Sie in der Kommission 

nicht um Ihre Aufgabe, die Auswahlkriterien zu 

finden, nach denen das ablaufen kann. 

Sie möchten wissen: Welchen Anteil haben Wis-

senschaft und Forschung? Ich denke, es ist hier 

schon besprochen worden, dass die Federfüh-

rung für die Endlagerforschung innerhalb der 

Bundesregierung seit 1998 eindeutig beim Wirt-

schaftsministerium liegt. Ich freue mich, dass 

Professor Mager heute schon dazu berichtet hat.  

Wir haben im Bundesministerium für Bildung 

und Forschung den Bereich der nuklearen 

Grundlagenforschung - Herr Kleemann, Grundla-

genforschung - für Sicherheits- und Entsorgungs-

probleme. Da liegt die Kernkompetenz des 

BMBF.  

Bei uns vollzieht sich die Endlagerforschung, 

wenn man so will, zweigeteilt, zum einen institu-

tionell. Sie ist über lange Jahre angesiedelt bei 

der Helmholtz-Gemeinschaft. Dort haben wir das, 

finde ich, gut dotierte Forschungsprogramm 

„Nukleare Entsorgung und Sicherheit sowie 

Strahlenforschung“. Das ist ein wichtiger Be-

standteil der nationalen Vorsorgeforschung.  

Der Bund und die Länder - das ist keine Sache, 

bei der der Bund allein entscheidet – haben ge-

meinsam forschungspolitische Vorgaben für die 

programmorientierte Förderung im Rahmen der 

Helmholtz-Gemeinschaft erarbeitet, die missions-

getrieben ist. Dieser Themenkomplex ist nach 

Fukushima entsprechend bewertet worden oder 

auch zum Teil anders ausgerichtet worden.  

Wir haben, glaube ich schon, in diesem Rahmen 

institutionelle Konsequenzen aus dem Ausstieg 
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Deutschlands aus der Stromerzeugung aus Kern-

energie gezogen. Hier ist das Thema Sicherheit, 

aber auch das breit angelegte Thema Wirtsge-

steinuntersuchungen angesiedelt. Ich glaube, 

dass Herr Knebel dazu schon berichtet hat. Die 

Helmholtz-Zentren, die in diesem Bereich for-

schen, sind das KIT, das Forschungszentrum Jü-

lich, das Helmholtz-Zentrum Rossendorf bei 

Dresden und das GeoForschungsZentrum in Pots-

dam.  

Diese programmorientierte Forschung wird in ei-

nem gewissen zeitlichen Abstand von internatio-

nalen Experten evaluiert. Wir haben momentan 

bei Helmholtz die Evaluation aller Programme 

wie Gesundheit etc. und haben von internationa-

len Wissenschaftlern sehr, sehr gute Noten be-

kommen.  

Was die Qualität der Forschungsergebnisse in 

dem Bereich - ich sage es noch einmal - Grundla-

genforschung anbetrifft: Wir sind in der Situa-

tion, dass wir uns aufgrund der Bund-Länder-

Vorgaben im Rahmen der Grundlagenforschung 

auf die Gebiete fokussieren, auf denen wir grund-

legende Aussagen brauchen. Natürlich gibt es in-

tensive Kontakte zu anderen Ländern - Schweiz, 

Norwegen -, wobei auch klar ist, dass man Ergeb-

nisse nicht im Verhältnis eins zu eins überträgt, 

dass aber grundlegende Erkenntnisse von dort 

auch hier eine Rolle spielen sollen. 

Der zweite Punkt ist ENTRIA, die projektbezo-

gene Endlagerforschung. Wir haben damals lange 

darüber diskutiert; wir, weil ich zu jenem Zeit-

punkt Wissenschaftsministerin in Niedersachsen 

war. Wir waren der Meinung, wenn wir in Nie-

dersachsen mit Gorleben, Asse etc. die wesentli-

chen Problemfelder haben, dann wäre es sinn-

voll, wenn wir in diesem Bereich mit entspre-

chenden Bundesmitteln Forschung betreiben 

können mit den Professoren, die auf diesem Ge-

biet tätig sind, die bei der NTH, der Niedersächsi-

schen Technischen Hochschule - dabei sind 

Braunschweig, Hannover und Clausthal-Zeller-

feld -, beim KIT, bei der Freien Universität Berlin 

sowie bei der Universität Kiel an 27 Arbeitspake-

ten tätig sind.  

Bei ENTRIA waren zwei Ziele für uns zentral, 

zum einen Inter- und Transdisziplinarität zu för-

dern. Das ist ein zentrales Thema, natürlich nicht 

nur bei der Endlagerforschung, sondern generell. 

Zunehmend haben wir bei gesamttechnologi-

schen Problemen, nicht nur bei Umweltproble-

men, sondern auch bei Produktionsproble-

men, - Gott sei Dank zunehmend - eine Zusam-

menarbeit zwischen Naturwissenschaftlern und 

Sozialwissenschaftlern. Die Frage der mangeln-

den Akzeptanz, die wir in Deutschland haben, ist 

fast an jeder Ecke zu spüren. Deswegen ist es 

wichtig, die Zivilgesellschaft von Anfang an ernst 

zu nehmen und nicht, was in der Vergangenheit 

üblich war, nachzuklappen, wenn Sorgen auftre-

ten.  

Ein zweites Ziel war die Ausbildung. Auch bei 

einem Atomausstieg ist klar, dass wir noch in 

vielen Jahren Experten auf dem Gebiet der Si-

cherheitsforschung und der Endlagerforschung 

benötigen werden, sodass Fachwissen dort über 

Generationen weitergegeben werden soll.  

Das sind zwei Punkte, die wir bei ENTRIA als 

wichtige Punkte etabliert haben. Sie kennen das 

Memorandum. ENTRIA ist aber erst im Jahr 2013 

gestartet, geplant für fünf Jahre. Wir sind da noch 

nicht einmal bei der ersten Zwischenevaluation, 

weil es noch nicht so lange läuft.  

Ich glaube, dass wir die Zwischenergebnisse, 

wenn sie vorhanden sein werden, problemlos zur 

Verfügung stellen können. Eventuell können die 

Ergebnisse der Zwischenevaluation, wenn Sie es 

wollen und für richtig befinden, auch für Sie und 

für Ihren Bericht Ende 2015 zu Konsequenzen 

führen.  

Es ist bei ENTRIA auf jeden Fall keine Auftrags-

forschung. Uns war es wichtig von der Konstruk-

tion her, dass es keine Auftragsforschung ist, son-
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dern dass sozusagen die Freiheit von Wissen-

schaft, Forschung und Lehre an dieser Stelle für 

die Forschung ganz deutlich etabliert ist.  

Wir haben zudem innerhalb des BMBF noch die 

Möglichkeit, im Energieforschungsprogramm für 

das Thema Sicherheit Projekte, Aufträge zu ver-

geben. Das Volumen ist dort nicht allzu riesig. Im 

letzten Jahr waren es 3 Millionen € für Dinge, die 

man freier entscheiden kann, je nach den Not-

wendigkeiten.  

Innerhalb der Bundesregierung haben wir die 

Struktur, dass wir das Bundesamt für Strahlen-

schutz, aber auch die Bundesanstalt für Geowis-

senschaften und Rohstoffe haben, wo es sehr 

stark um den unmittelbaren Zusammenhang mit 

der Erkundung von potenziellen Standorten geht. 

Hier wurden von Herrn Mager sicherlich die Pro-

grammschwerpunkte zukünftiger FuE-Arbeiten 

bei der Endlagerung vorgestellt, also anwen-

dungsbezogene, aber standortunabhängige For-

schung. Da sind wir, was die Neuorientierung für 

die nächste Phase anbetrifft, denke ich, in einem 

guten Gespräch und sind auch immer in der 

Lage, über Bund und Länder das zum Beispiel 

mit den Wissenschaftlern beim KIT zu diskutie-

ren.  

Wir ergänzen mit der institutionellen Förderung, 

aber auch mit ENTRIA. Ich glaube, dass wir 

hier - ich habe den Vorwurf in der Presse gele-

sen - keinesfalls sagen können - das haben die 

Herren bestimmt schon gesagt -, dass es hier eine 

Fokussierung auf Salz gibt, dass das das einzige 

Thema ist und dass zu wenig getan wird. Zumin-

dest seit 1998 wird sehr stark auch für andere 

Wirtsgesteine Grundlagenforschung betrieben in 

den Bereichen, für die ich heute verantwortlich 

sein darf.  

Ich bin neugierig auf Ihre Anregungen oder Vor-

schläge, die wir natürlich gerne entgegennehmen. 

Wenn es Bedarf an detaillierten Ausführungen zu 

einzelnen Forschungsprojekten oder Summen 

gibt, dann sind wir gerne in der Lage, Ihnen das 

zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall) 

Vorsitzender Michael Müller: Der Erste, der sich 

gemeldet hat, war Herr Habeck. 

Min Dr. Robert Habeck: Zu Salz und der Überge-

wichtigkeit der bisherigen Forschung will ich 

mich gar nicht mehr groß äußern. Wir haben das 

diskutiert. In dem Bericht, der der Kommission 

vorliegt, steht es ein bisschen anders, als Sie es 

zum Schluss festgestellt haben. Da steht explizit 

drin, dass das Wissen ausgeprägt ist. Aber wir ha-

ben uns darüber schon ausgetauscht. Verschie-

dene Redner haben darauf hingewiesen, dass es 

nicht verboten ist, die ausländischen Ergebnisse 

zur Kenntnis zu nehmen. Sei es wie es sei.  

Meine Frage richtet sich an Sie eher als Politike-

rin denn als Wissenschaftsministerin. Sind Sie 

der Meinung, dass das Wissen über die Tiefenge-

ologie in Deutschland möglichst gleich sein 

sollte, bevor man sich für einen geologischen 

Standort entscheidet?  

Das sage ich als Replik noch einmal auf Herrn 

Kümpel, der, als ich das vorhin schon einmal an-

sprach, gesagt hat: Wir wissen ganz genau, was in 

Norddeutschland los ist. Wir machen gerade das 

nächste Forschungsvorhaben für Norddeutsch-

land. Das, lieber Herr Kümpel, ist genau nicht 

mein Problem. Vielmehr würde ich gerne wissen, 

ob es nicht eine Voraussetzung für eine politi-

sche Entscheidung ist, dass man ungefähr das 

gleiche Wissen über alle Regionen hat.  

Vorsitzender Michael Müller: Ich habe auch eine 

Frage.  

Da ist ein bisschen was dran, was Herr Kleemann 

gesagt hat, dass diese Forschung immer in einem 

bestimmten Spektrum bleibt. Wie kann man sich 

vorstellen, dass man beispielsweise Expertenwis-

sen mit lokalem Erfahrungswissen so zusammen-

bringt, dass auch eine Korrekturfähigkeit gegeben 

ist? Beispielsweise haben die Menschen in der 

Region Gorleben bestimmte Erfahrungen gemacht 
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und dadurch auch bestimmte Potenziale ange-

sammelt, die zum Teil im Widerspruch zu dem 

Expertenwissen stehen. Wie kann man beides 

miteinander so verbinden, dass auch andere For-

schungsrichtungen möglich werden, die aus den 

traditionellen Strukturen vielleicht ein bisschen 

ausbrechen? 

Ich habe noch eine Wortmeldung von Frau  

Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich will mich zunächst 

bei Ihnen, Frau Ministerin, für Ihr Hiersein be-

danken, aber auch dafür, dass wir hier eine Gele-

genheit haben, die Forschung in Deutschland in 

diesen Bereichen öffentlich zusammenzutragen. 

Im Allgemeinen steht ein großes Nichtwissen 

und ein Nichtzusammenführen darüber. Es ist 

auch für uns Abgeordnete immer relativ schwie-

rig herauszufinden, was eigentlich wo erforscht 

wird, gerade in der Grundlagenforschung - weni-

ger in der Forschung, die direkt für die Anwen-

dung gedacht ist; in der Grundlagenforschung ist 

das relativ schwierig.  

Da will ich bei dem Thema anfangen, das ich vor-

hin schon an Herrn Knebel adressiert habe, bei 

dem Stichwort Transmutation. Das ist ein Be-

reich, der uns berührt, weil wir in dieser Kom-

mission aufgefordert sind, uns über eventuelle 

Alternativpfade zur tiefengeologischen Endlage-

rung Gedanken zu machen. Da ist das in unseren 

Vorlagen als Stichwort vermerkt. 

Ansonsten findet man dieses Stichwort relativ 

selten, auch in Ihrem Haushalt nicht, obwohl 

durchaus eine ganze Menge Geld hineinfließt. Ich 

will eine Zahl in den Raum stellen: Wir haben 

das Energieforschungsprogramm 2011 bis 2014 

mit 2,7 Milliarden € eingestellt gehabt. Davon ge-

hen 600 Millionen € in den Bereich atomare For-

schung, und zwar in den Bereich, der nicht mit 

Endlager- und Risikoforschung zu tun hat, son-

dern in die zwei großen Komplexe Kernfusion 

und Transmutation. Es ließ sich für mich nicht 

genau herausfinden, wie viel genau in die Trans-

mutation geht, wie viel in die Kernfusion, in die 

Kernfusion vermutlich mehr. Trotzdem ist das 

ein nicht irrelevanter Batzen an Geld. 

Ich habe schon die Frage, wie weit es sich für Sie 

als Forschungsministerin verträgt, in diesen Be-

reich nicht unerhebliche Mengen an Geld zu ge-

ben, obwohl das nach Aussage der hier anwesen-

den Wissenschaftler für die Anwendung in 

Deutschland gar nicht vorgesehen ist, auch gar 

nicht vorgesehen sein kann, weil man zur An-

wendung der Transmutation diverse atomare An-

lagen brauchte, von denen wir uns nicht erst mit 

dem zweiten parteiübergreifenden Atomausstieg 

verabschiedet haben, sondern bereits vorher mit 

dem Verbot der Wiederaufarbeitung. Es ist also 

ein absoluter Rückfall in Zeiten, die wir tatsäch-

lich längst hinter uns gelassen haben. Der Nutzen 

ist umstritten; das hat sich auch hier in der De-

batte schon herausgestellt. Warum wird in dieses 

Thema so viel Geld hineingesteckt?  

Sie haben vorhin Grundlagenforschung in der 

Weise definiert, dass wir grundlegende Aussagen 

zu bestimmten Fragen brauchen. Was wären die 

grundlegenden Aussagen aus der Transmutati-

onsforschung, die wir für Dinge brauchen,  die 

uns in Deutschland nützen? Das ist der erste 

Komplex, zu dem ich gerne eine Antwort von 

Ihnen hätte, Frau Ministerin. 

Das Zweite ist die Frage: Wie bekommen wir das, 

was ENTRIA tut, koordiniert mit dem, was wir 

hier tun? Wir haben vorhin gehört, dass ENTRIA 

nicht arbeiten kann, um der Kommission Emp-

fehlungen zu geben. Auch die Zeitläufe sind völ-

lig unterschiedlich. Trotzdem ist es an sich, ich 

sage mal, eine absurde Situation. Wir müssen 

Empfehlungen an den Bundestag und den Bun-

desrat abgeben. Wir gehen davon aus, dass sie, 

wenn sie von einer Mehrheit möglichst im Kon-

sens abgegeben wurden, auch übernommen wer-

den. Das heißt, der Bundestag und der Bundesrat 

werden dann so entscheiden. Aber gleichzeitig 

läuft ein von der Bundesregierung in Auftrag ge-

gebenes großes Projekt, um grundlegende Fragen 

zu beantworten, zum Beispiel die Frage, wie wir 
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es mit Rückholbarkeit, Bergbarkeit, sicherem Ein-

schluss usw. halten, obwohl das eine Frage ist, 

die wir relativ früh beantworten müssen, bevor 

die Suche nach den Kriterien wirklich losgeht. 

Natürlich geht es um die alternativen Pfade, die 

Herr Müller vorgeschlagen hat; trotzdem ist das 

eine Frage, die wir uns nicht bis zum Schluss 

aufheben können.  

Ich weiß nur, dass Sie noch nicht Forschungsmi-

nisterin waren, als dieses Projekt auf den Weg ge-

bracht wurde. Trotzdem habe ich die Frage: Wa-

rum muss das in der Bundesregierung so unkoor-

diniert laufen? Das könnte später noch einmal 

passieren. Sie sagten, ENTRIA ist 2013 gestartet. 

Das Standortauswahlgesetz ist im Juli 2013 be-

schlossen worden, hatte aber einen Vorlauf. Das 

heißt, mindestens das BMU war schon im Jahr 

2012 in Gesprächen darüber, dass es ein solches 

Gesetz geben wird. Warum wird danach ein sol-

ches Forschungsprojekt auf den Weg gebracht mit 

einer zeitlichen Maßgabe, von der völlig klar ist, 

dass sie über den Zeitraum hinausreichen wird, 

in dem die Kommission oder das Standortaus-

wahlgesetz - ursprünglich war von einer Kom-

mission noch gar nicht die Rede - Festlegungen 

treffen muss, auf denen dann diese Endlagersu-

che basieren wird?  

Vorsitzender Michael Müller: Herr Jäger, bitte. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Frau Ministerin, ich hätte 

noch eine etwas anders geartete Frage in Ergän-

zung zu denen, die schon genannt worden sind. 

Wir haben heute sehr viel als Input für unsere 

Arbeit gehört, über Forschungsaktivitäten, die 

sehr stark die technisch-wissenschaftlichen Dis-

ziplinen betreffen. Wir müssen uns aber in unse-

rer Arbeit - so verstehe ich den Auftrag - auch mit 

darüber hinausgehenden wissenschaftlichen Dis-

ziplinen auseinandersetzen bzw. auf Ergebnissen 

aufbauen. Ich denke da an gesellschaftliche Krite-

rien, sozialwissenschaftliche Erkenntnisse. Das 

scheint mir, gerade was die Innovation und den 

Kenntnisstand angeht, mindestens so herausfor-

dernd zu sein wie die technisch-wissenschaftli-

chen Fragestellungen. 

Vor diesem Hintergrund meine Frage: Können 

Sie uns Hinweise geben, welche Institutionen 

sich damit beschäftigen, und was dort in der na-

hen Zukunft an Aktivitäten geplant ist, die wir 

dann auch noch hier in unsere Arbeit einbezie-

hen können? 

Vorsitzender Michael Müller: Jetzt gebe ich 

Ihnen das Wort. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Herr Habeck 

hatte gefragt, ob man nicht überall den gleichen 

Wissensstand haben sollte und nicht nur über 

Norddeutschland, um es dann wieder zu präfe-

rieren. Ich habe nichts dagegen. Das ist natürlich 

eine Frage der Zeit, inwieweit man in der Lage 

ist, Untersuchungen, die sich bisher auf be-

stimmte Bereiche konzentriert haben, auszudeh-

nen. Aber ich glaube schon, dass es legitim ist, 

dass man versucht, einen einigermaßen gleichen 

Ausgangsstand zu haben. 

Was das Expertenwissen und lokales Wissen be-

trifft, Herr Müller, das ist etwas, was im Moment 

groß in Mode ist, Bürgerbeteiligung im Sinne von 

Wissenschaftsanregung etc. Das hat Für und Wi-

der. Ich meine es jetzt nicht einmal auf den Be-

reich Endlagerforschung oder Gorleben bezogen, 

sondern es gibt Bereiche, wo die Bürger - Citizen 

Science - unwahrscheinlich wichtig sind, weil 

sie Dinge liefern, die die Forschung überhaupt 

nicht realisieren kann. Ich sage ein Beispiel, das 

völlig wertfrei ist und nichts mit der Endlagerung 

oder radioaktiven Abfällen zu tun hat. Wenn es 

zum Beispiel um Denkmalschutzfragen geht, 

dann können Sie noch so große Denkmalschutz-

ämter haben - unverzichtbar ist das, was Bürger 

vor Ort sehen, die die genaue Geologie kennen, 

die eine kleine Veränderung oder anderes wahr-

nehmen. Diese Kenntnis ist nur durch ganz viele 

beizubringen. Das haben wir jetzt auch im Ge-

sundheitsbereich. Wenn Hunderttausende Fre-

quenzen messen und das einspeisen, dann ist das 

wichtig.  

Es gibt überhaupt keine Abwehrhaltung gegen-

über dem Expertenwissen. Die Frage ist: Was ist 
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lokales Wissen? Von welcher Qualität ist das? 

Das muss man bewerten.  

Vorsitzender Michael Müller: Das gilt für beide 

Seiten. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Gut, ich würde 

es ein bisschen differenzieren. Das können Sie 

gerne so machen. Hier braucht man auch nicht 

Strukturen zu verändern, sondern muss den Dia-

log suchen, wobei ich das in keiner Weise auf 

Gorleben eingrenzen oder beschränken würde.  

Vorsitzender Michael Müller: Richtig. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Wenn es um 

Grundlagenforschung geht, dann ist diese erst 

einmal wertfrei. Wenn man Grundlagenforschung 

so betreibt, dass man sofort guckt, in welche 

Richtung das gehen soll, dann sind wir nach eini-

ger Zeit als Deutschland erledigt. Das gilt für alle 

möglichen Bereiche. Das heißt, die Grundlagen-

forschung, die bei uns gut aufgestellt ist, ist die 

wesentliche Basis für unseren Erfolg, dass wir zu 

den innovationsstärksten Ländern der Welt gehö-

ren.  

Wenn wir das einschränken würden, dann wür-

den wir etwas beschädigen, was sehr schwer wie-

der zu reparieren ist. Das sehen wir in manchen 

anderen Ländern der Welt. Wenn wir in Legisla-

turperioden oder in Zeiträumen denken, in de-

nen die Kommission arbeitet und das gegen 

grundlegende Forschungsvorhaben setzen, dann, 

glaube ich, ist das nicht sehr erfolgsverspre-

chend.  

Ich erlebe das immer wieder gerade bei Politikern 

von der Grünen-Fraktion. Ich bin der festen Über-

zeugung, wir sind eine reiche Industriena-

tion - das können Sie anders sehen - und wir ha-

ben wirklich auch die Aufgabe, etwas für die Lö-

sung grundlegender Fragen der Menschheit zu 

leisten. Es geht nicht nur um das, was wir in 

Deutschland brauchen, wenn Sie sagen, die Fusi-

onsforschung wird vielleicht hier nicht ange-

wandt.  

Die Fusionsforschung kostet Geld. Der Erfolg 

wird sich vielleicht erst in 20, 30 Jahren einstel-

len. Wenn, dann sind die Ergebnisse für unsere 

Kinder und für unsere Enkel relevant. Dann ist 

das für die Mega-Citys unter Umständen die ein-

zige Möglichkeit,  Energie zu erzeugen. Wenn wir 

in Deutschland oder in Europa in diesem Bereich 

noch einen riesigen Vorsprung haben, was die 

Forschungsqualität, die Akzeptanz anbetrifft, 

dann ist das für mich nicht einfach damit abzu-

tun, dass wir das vielleicht nicht in Deutschland 

brauchen, weil wir alles mit Windrädern ma-

chen. Ich finde, das ist schon ein Punkt, bei dem 

wir eine Verantwortung für mehr als nur für 

Deutschland haben.  

Was die Transmutationsforschung anbetrifft, gibt 

es jetzt eine Studie von acatech, die vorgelegt 

wird und bei der wir noch in der Diskussion 

sind, wie wir damit umgehen. Es gibt Länder in 

unserer Nähe, die in diesem Bereich in der Grö-

ßenordnung von Milliarden investieren wollen. 

Da ist die Frage: Was ist für Deutschland rele-

vant? Ich kann noch nicht sagen, wie wir damit 

umgehen. Deswegen haben wir gesagt, dazu brau-

chen wir qualifizierte Einschätzungen und un-

sere Akademien. Sowohl acatech als auch die na-

tionale Akademie sind auch für die Politikbera-

tung da. Das heißt, das ist gerade der Anspruch, 

dass sie uns einen Vorschlag machen oder Szena-

rien vorlegen. Ich kann das an dieser Stelle noch 

nicht sagen. 

ENTRIA ist ein Projekt, über das wir lange disku-

tiert haben, also schon vor 2012. Die Finanzie-

rung und die Realisierung haben sich zu dem 

Zeitpunkt ergeben, zu dem wir gestartet sind. Ich 

glaube, es führt nicht weiter, wenn man immer 

nur in Legislaturperioden denkt. Das halte ich für 

nicht zielführend. ENTRIA soll gerade das, was 

Herr Jäger auch sagte, Nachhaltigkeit, insbeson-

dere Akzeptanzprobleme in der Bevölkerung un-

tersuchen. Das ist ein zentrales Thema bei uns in 

der neuen Hightech-Strategie, wo wir zum Bei-

spiel einen Zusammenschluss aller Akademien 

in Deutschland, die eine hohe Wertigkeit haben, 

was Akzeptanz anbetrifft, angestrebt haben. Die 
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Akademien machen keine Auftragsforschung. Sie 

haben sich bereit erklärt und haben ein Konzept 

entwickelt für den gesamten Energiebereich, 

nicht nur bezogen auf diese Fragen. Das Thema 

ist: Wie kann man mit den neuen Medien, wie 

kann man mit der Zivilgesellschaft - das heißt für 

mich nicht die Chefs von Lobbyvereinen -, wie 

kann man mit dem normalen Bürger umgehen? 

Das haben wir in den letzten Jahren immer nicht 

geschafft. Dafür gibt es auch kein einfaches Re-

zept. Wir haben neue Überlegungen, wie wir ver-

suchen zu kommunizieren. Ich glaube, die Basis 

ist, dass man die Bevölkerung von Anfang an 

ernst nimmt und über Chancen und Risiken 

spricht, nicht nur über Risiken und über Kata-

strophenszenarien, die sehr schnell überschwap-

pen können. Ich nenne ein Beispiel, das nicht in 

den hier zu erörternden Komplex gehört: Wir ha-

ben in Deutschland für 18 EU-Staaten den großen 

Versuch zur Speicherung von CO2 in Ketzin koor-

diniert. Das war etwas mit hoher Akzeptanz in 

der Bevölkerung, bis es sich dann politisch erle-

digt hatte. 

Ich glaube, dass dieser Bereich ganz wichtig ist, 

was die Energieforschung anbetrifft; es geht um  

Akzeptanzprobleme, Risikobewertung, Umgang. 

Unser Haus macht zum Beispiel ein Förderpro-

gramm für eine bescheidene Summe von 30 Mil-

lionen €. Es betrifft 30 Projekte in verschiedenen 

Städten oder Regionen in Deutschland, bei denen 

es um die Frage geht - deshalb kommt man pro 

Projekt mit einer Million recht weit -: Wie kann 

man Akzeptanz schaffen zum Beispiel für den 

Umbau der Energieversorgung mit Stadtwerken 

oder anderen? Es geht um Moderation vor Ort, 

um Erfahrungen zu sammeln, die man vielleicht 

an anderer Stelle einsetzen kann. Dies vielleicht 

nur als Einsprengsel. - So viel zu der mehr grund-

lagenorientierten Forschung im Akademiebereich 

und zu den Diskussionen, wie man das umsetzen 

kann. 

Vorsitzender Michael Müller: Gibt es weitere 

Wortmeldungen? - Herr Brunsmeier, dann Herr 

Wenzel, dann Herr Zdebel. 

Klaus Brunsmeier: Vielen Dank, Frau Ministerin. 

Vielen Dank auch für den Hinweis, die Ängste, 

die Wünsche, die Sorgen der Bevölkerung ernst 

zu nehmen.  

Ich habe allerdings wenig Verständnis dafür und 

halte es auch für wenig glaubwürdig, wenn wir 

sozusagen munter im Atombereich weiterfor-

schen, zugleich aber der Bevölkerung glaubhaft 

zu machen versuchen, dass wir aus der Atom-

energie aussteigen wollen. Insofern höre ich das 

mit großer Sorge. Ich möchte Sie dringend bitten, 

diesen eingeschlagenen Weg des Vertrauens hier 

in dieser Kommission nicht insofern zu erschüt-

tern, als Sie den Atomausstieg mit solchen Äuße-

rungen wie gerade wieder infrage stellen, näm-

lich dass dort munter weitergeforscht wird, weil 

das als wichtige Zukunftsaufgabe auf uns zukom-

men könnte. Das sehe ich mit sehr, sehr großer 

Sorge. 

Ich möchte einen zweiten Punkt ansprechen. 

Was die Zahlen der Forschung betrifft, haben wir 

bei uns in der Geschäftsstelle das nette Instru-

ment der To-do-Liste. Ich würde Herrn Mager bit-

ten, der Kommission die entsprechenden Zahlen 

in der To-do-Liste zur Verfügung zu stellen, da-

mit wir uns aus Ihrem Ministerium einen Über-

blick verschaffen können, in welchen Bereichen 

wer wie viel geforscht hat und mit wie viel Mit-

teln. 

Herrn Appelt bin ich sehr dankbar für das Ange-

bot, uns etwas zur Verfügung zu stellen, was für 

die Arbeit in der Kommission wichtig sein 

könnte. Das wäre für mich ein wichtiger Punkt, 

der auf die To-do-Liste müsste, dass uns das zeit-

nah für unsere weiteren Überlegungen zur Verfü-

gung gestellt wird.  

Wo Sie einmal da sind, Frau Ministerin, ist in Ih-

rem Zuständigkeitsbereich natürlich Jülich anzu-

sprechen. Wir sehen mit großer Sorge die Ent-

wicklungen um den AVR. Wir sehen auch, dass, 

was Jülich betrifft, eigentlich eine neue Situation 

eingetreten ist. Mit dem Standortauswahlgesetz 

haben wir die nationale Lagerpflicht. Wir haben 
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eigentlich den Ausschluss, diesen Atommüll ins 

Ausland zu verlagern, auch in Übereinstimmung 

mit der Euratom-Richtlinie Nummer 70 aus 2011. 

Wir haben daraus ein atomrechtliches Abfallver-

bringungsverbot entwickelt. Wir würden gegen 

den § 9 der Abfallverbringungsverordnung ver-

stoßen, wenn Sie die Verbringung dieses Abfalls 

in das Ausland zulassen würden. Da es gar nicht 

möglich ist, ihn über die Grenze zu bringen, ist 

auch der Transportweg aus unserer Sicht nach 

§ 4 des Atomgesetzes gar nicht genehmigungsfä-

hig. 

Wenn wir uns Ihre Listen anschauen, die zur 

Verfügung stehen, stellen wir fest: In der Liste 

der Forschungsreaktoren Ihres Hauses taucht der 

Reaktor nicht auf. In der Liste des BfS taucht er 

als Kernkraftwerk auf und in der internationalen 

Liste als kommerzieller Reaktor. Insofern ist eine 

Verbringung ins Ausland ausgeschlossen. 

Ich möchte persönlich sagen, dass ich es für die 

Arbeit dieser Kommission wirklich als sehr 

schädlich empfinden würde, wenn eine Geneh-

migungsmöglichkeit für eine Verbringung ins 

Ausland ins Auge gefasst würde.  

Mit Blick auf das Vertrauen und den Versuch, 

hier gemeinschaftlich weiter vorzugehen, richte 

ich die dringende Bitte an Sie, sich keinesfalls 

auf den Weg zu begeben, dass dieser Atommüll 

ins Ausland verbracht werden kann. Es wäre 

auch sehr wichtig, dass Sie dieses gegenüber der 

Kommission erklären, damit die Kommission ein 

gutes Gefühl hat, dass das nicht passiert und das 

nicht auf den Weg gebracht wird, damit wir ver-

trauensvoll weiterarbeiten können und die Arbeit 

der Kommission durch eine Verbringungsmög-

lichkeit ins Ausland nicht beschädigt wird. Ich 

wäre Ihnen dankbar, wenn Sie als zuständige Mi-

nisterin dazu aus Ihrer Sicht eine Einschätzung 

geben könnten.  

Vorsitzender Michael Müller: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Sehr geehrte Frau Ministerin! Wir haben 

uns kürzlich in der Schweiz die Forschung ange-

guckt. Ich war überrascht, wie strukturiert man 

dort vorgeht, unter anderem dadurch, dass der 

Bundesrat im August 2013 einen Beschluss ge-

fasst hat, in dem er festgelegt hat, dass die For-

schungs- und Entwicklungsaktivitäten mit den 

Meilensteinen und Entscheidungen bei der Reali-

sierung von geologischen Tiefenlagern vernetzt 

werden sollen. Dort müssen die Forschungsträger 

einmal im Jahr berichten und hinsichtlich der 

Entscheidungen aufzeigen, welche Forschungs-

vorhaben und Entwicklungen sie in Angriff neh-

men und welche Schwerpunkte sie dabei setzen 

und für sicherheitsrelevante Entscheidungen je-

weils auch Alternativen betrachten. Wenn ich 

das mit den Aktivitäten in Deutschland verglei-

che, ist das ein wesentlich höheres Maß an 

Transparenz, als ich es bisher erlebt habe. 

Man könnte sozusagen sehr früh und sehr trans-

parent nachvollziehen: Wird denn in allen drei 

Endlagermedien auch tatsächlich ein Behälter-

konzept entwickelt? Wie weit ist man in den ei-

gentlichen Bereichen? Wie weit sind dort die 

Schwierigkeiten? Wie weit ist es dort mit der Ri-

sikoforschung? Inwieweit sind Fehlerkorrektur 

und Rückholung machbar?  

Ist es aus Ihrer Sicht denkbar, so etwas auch in 

Deutschland deutlich stärker zu fokussieren und 

auch für die Öffentlichkeit transparent zu ma-

chen? 

Wir haben offenbar die Mittel über vier Häuser 

verteilt. Von daher auch die Frage: Gibt es Pla-

nungen hinsichtlich einer stärkeren Bündelung, 

um eine solche Neuausrichtung einfacher steuern 

zu können? - Das wären meine Fragen.  

Ich glaube, Herr Jäger hat noch zu dem Aspekt 

gefragt: Was passiert eigentlich in dem ganzen so-

zialwissenschaftlichen Bereich, also von der Be-

teiligung, Öffentlichkeitseinbindung bis hin zu 

sozialwissenschaftlichen Fragen, die Fragen der 

Fehlerkorrektur betreffen? Ich meine schlicht 

und einfach unsere menschliche Fehlbarkeit, 

übertragen auf Institutionen. Wie geht man damit 
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um? Was für Checks und Balances braucht man, 

um so etwas hinzubekommen?  

Das vermisse ich bisher im Forschungsbereich 

weitgehend. Das wird alles reduziert auf ein rein 

technisches Problem. Auch dazu, glaube ich, war 

die Antwort noch offen. Ich fände es spannend, 

dieses Thema zu vertiefen.  

Vorsitzender Michael Müller: Schönen 

Dank. - Jetzt Herr Zdebel. 

Abg. Hubertus Zdebel: Danke, Herr Vorsitzen-

der. - Frau Ministerin, schön dass Sie heute da 

sind. Ich möchte an dem Punkt anschließen, an 

dem Herr Brunsmeier gerade schon war, nämlich 

bei der Frage Jülich. Ich sehe das so ähnlich wie 

Herr Brunsmeier. Nach meiner Meinung wird 

hier ein kommerziell genutzter Reaktor umdefi-

niert zu einem Forschungsreaktor, um das Inven-

tar in die USA exportieren zu können. Es würde 

mich interessieren, wie Sie das Statement of Inte-

rest in diesem Zusammenhang interpretieren, das 

es offensichtlich zwischen den USA und 

Deutschland gibt. 

Dann noch eine Zusatzfrage auch bezüglich des 

Atommülls in Hamm-Uentrop. Ich habe jetzt zu-

mindest in den amerikanischen Medien gelesen, 

dass es nicht nur um den Atommüll in Jülich ge-

hen soll, sondern auch um den in Hamm-

Uentrop. Können Sie das bestätigen? Wenn ja, 

wie ist Ihre Einschätzung zu dem ganzen Vor-

gang? 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Wanka, bitte. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Ich meinte auf 

die Frage von Herrn Jäger schon etwas gesagt zu 

haben; weil Herr Wenzel das noch einmal aufge-

griffen hat, möchte ich darauf ergänzend einge-

hen. Ich muss definitiv sagen, dass sowohl in der 

Hightech-Strategie der letzten Jahre als auch jetzt 

das Thema der sozialwissenschaftlichen, der so-

ziologischen, der gesellschaftswissenschaftlichen 

Forschung bezüglich der Akzeptanzprobleme ein 

Punkt ist, den wir in nicht unbeträchtlichem 

Maße fördern. Wir haben eine Reihe von Projek-

ten in diesem Bereich bis hin zu der Tatsache, 

dass wir am KIT das von Herrn Grunwald gelei-

tete Institut für Technikfolgenabschätzung haben, 

der auch hier in der Kommission mitwirkt, wenn 

er auch heute nicht da ist.  

In diesem Bereich die Illusion zu verbreiten, das 

wird nicht gemacht, es geht hier nur um Technik, 

das stimmte schon vor Jahren nicht und stimmt 

jetzt mit der neuen Hightech-Strategie auf keinen 

Fall, auch was die Summen anbetrifft, die wir in 

diesem Bereich zu geben bereit sind. Nur eines 

muss man deutlich machen: Es geht hier nicht 

um Einzelne, die gewisse Verbände vertreten, 

sondern es geht uns sehr stark um die Bevölke-

rung insgesamt, um die Problematik Akzeptanz, 

Sorgen aufnehmen und auch das, was an Anre-

gungen kommt.  

Ich bin der Meinung - dies noch einmal zu dem, 

was vorhin Herr Müller sagte -, dass man zum 

Beispiel beim Bau von großen Leitungen durch 

die geschickte Argumentation derer, die vor Ort 

sind, die die Details kennen, sehr wohl schon zu 

besseren Lösungen gekommen ist. Das ist bei ei-

nem Endlager sicherlich schwieriger als in diesen 

anderen Fällen. Aber das kann sehr wohl Wissen 

sein, das man nicht am grünen Tisch oder ein-

fach in der abstrakten Forschung generieren 

kann. – Zu diesem Punkt also hohe Akzeptanz 

bei mir. 

Was Jülich anbetrifft, hat Frau Hendricks unsere 

Position dargelegt; sie ist unverändert. Sie ist in 

der Bundesregierung abgestimmt worden. Sie 

geht dahin, dass es ein Reaktor ist, der von An-

fang an auf die Erprobung, die Erforschung ge-

richtet war. Der Strom, der bei dieser Erprobung 

anfiel, wurde entsprechend genutzt. Aber es war 

kein Reaktor zur Stromerzeugung. Von den ge-

setzlichen Regelungen her besteht die theoreti-

sche Möglichkeit, das zu tun, was an anderer 

Stelle schon geschehen ist, nämlich die Brennele-

mente an den zurückzuführen, der sie zur Verfü-

gung gestellt hat.  
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Wir haben es Frau Kotting-Uhl schon schriftlich 

gegeben. Bei den Gesprächen mit den USA geht 

es um Jülich. Es geht nur um Jülich. In den USA 

wird man bei der Umweltverträglichkeitsprü-

fung, die jetzt läuft, prophylaktisch aus dortiger 

Sicht überlegen: Wären auch andere Dinge denk-

bar?  

Dafür gibt es keinen Gesprächsfaden von unserer 

Seite; es besteht keinerlei Planung. Wie man das 

in den USA bei der Umweltverträglichkeitsprü-

fung handhabt, ist deren Sache. Es gibt auch 

keine Verhandlungen über Geld und feste Per-

spektiven, sondern es gibt die Absichtserklärung, 

dieses auszuloten: Was ist möglich? Was ist 

machbar?  

Wir haben die Anweisung vom Wirtschaftsminis-

ter von NRW, dass das Forschungszentrum Jülich 

bis zum 30. August Alternativen vorlegen 

musste. Darüber ist im Aufsichtsrat diskutiert 

worden. Die Planung ist, dass im November im 

Aufsichtsrat darüber diskutiert wird, welche der 

Optionen greifen, wie man vorgeht. In dieser 

Hinsicht gibt es ein abgestimmtes Vorgehen mit 

der Landesregierung in Nordrhein-Westfalen. Ich 

bin dankbar, dass wir bei der nicht einfachen 

Problematik aus der Sicht unserer Fachleute, die 

dort mit Ihren zusammenarbeiten, über die Ko-

operation sehr zufrieden sein können. 

Was die Schweiz anbetrifft: Herr Wenzel, die 

Grundlagenforschung, die wir haben, ist transpa-

rent. Die ist völlig transparent. Die programmori-

entierte Forschung beim KIT oder anderen wird 

öffentlich gemacht. Das ist auch keine Sache, die 

ein Institut oder eine Bundesregierung be-

schließt. Vielmehr ist Niedersachsen beteiligt bei 

dem, was wir diskutieren, mit Geld und auch mit 

der Möglichkeit, sich einzubringen. Mir ist auch 

kein Widerspruch von Niedersachsen zu dem, 

was wir bis jetzt geplant haben, bekannt.  

Das ist ein sehr transparenter Prozess mit Proto-

kollen und allem. Ich glaube, an dieser Stelle 

können wir sagen: Für den Bereich der Grundla-

genforschung, den ich zu verantworten habe, ist 

das sehr transparent, sehr öffentlich.  

Wenn es dann um die Tatsache geht, dass meh-

rere Ressorts beteiligt sind: Das muss ja sein. Ich 

würde ungern Helmholtz zum Wirtschaftsminis-

ter geben, muss ich mal deutlich sagen. Aber ich 

finde es sehr gut, dass wir die Leitung der gesam-

ten Problematik beim Wirtschaftsminister ange-

siedelt haben und wir in der Abstimmung die 

Beiträge, die wir über ENTRIA, über KIT, über Jü-

lich, über Rossendorf bringen können, dort ein-

speisen, sodass nicht jeder vor sich hinmurkelt 

und wir das gemeinsam beraten und abstimmen. 

Vorsitzender Michael Müller: Dann habe ich im 

Augenblick noch zwei Wortmeldungen, Frau 

Kotting-Uhl und dann Herr Kleemann. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Frau Wanka, ich muss 

noch einmal auf das Thema Jülich kommen, weil 

ich glaube, dass die Wichtigkeit, die Relevanz 

dieses ganzen Komplexes für unsere Arbeit hier 

und für die Glaubwürdigkeit der Bundesregie-

rung massiv unterschätzt wird.  

Wir erleben im Moment, dass ein Reaktor, der bei 

keiner der offiziellen Stellen, weder bei der IAEA 

noch beim Bundesamt für Strahlenschutz noch 

sonst irgendwo als Forschungsreaktor geführt 

wird - er wird im besten Fall als Versuchsreaktor, 

teilweise auch noch anders bezeichnet -, mit al-

len Mitteln umdefiniert, zurückdefiniert wird zu 

einem Forschungsreaktor. Ein üblicher For-

schungsreaktor ist dazu da, Nuklide zu produzie-

ren, mit denen man forscht. Er ist nicht dazu da, 

Strom ins Netz einzuspeisen. Er ist nicht dazu 

da, überhaupt Strom zu produzieren. Das geht 

über die Auslegung eines typischen Forschungs-

reaktors weit hinaus. Ich glaube, es ist aber auch 

nicht so relevant, sich entlang dieser Spitzfindig-

keiten zu bewegen und auszuloten, ob dieser Re-

aktor mit allen Kräften vielleicht noch einen Zen-

timeter in Richtung Forschungsreaktor definiert 

werden könnte oder ob er das doch eindeutig 

nicht ist.  
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Die Frage ist die der Botschaft. Sie haben in Ih-

rem Vortrag heute sehr viel von Akzeptanz ge-

sprochen. Wir reden in der Kommission inzwi-

schen mehr von Vertrauen, weil wir wissen, dass 

das mangelnde Vertrauen das ist, was uns bei un-

serer Arbeit zu schaffen macht und was auch bei 

dem Verfahren der Endlagersuche denjenigen zu 

schaffen machen wird, die damit befasst sein 

werden. Wir bemühen uns zu entwickeln: Was 

müssen wir tun, um das herauszufinden, auch in-

dem wir uns zunehmend Expertise von außen in 

die Arbeitsgruppen holen. Was müssen wir tun? 

Welche Wege müssen wir gehen, um dieses ver-

lorengegangene Vertrauen - an diesem Verlust 

waren politische Instanzen nicht unschul-

dig - wieder aufzubauen, wieder ein Stück weit 

herzustellen, sodass das Verfahren, das sich an 

unsere Arbeit in der Kommission anschließt, 

dazu führt, dass der einmal identifizierte bestge-

eignete Standort für ein Endlager eine Chance auf 

Akzeptanz hat? Daran arbeiten wir. Das ist fast 

unsere Hauptaufgabe.  

Ich muss sagen, das, was wir aufzubauen versu-

chen, wird, bevor es überhaupt einen richtigen 

Boden hat, wieder eingerissen durch so ein Tun 

der Bundesregierung, die radioaktive Abfälle als 

Forschungsmüll bezeichnet, obwohl es kein For-

schungsmüll ist, obwohl es eigentlich anderer 

Müll ist, in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit 

aber jedenfalls Atommüll ist, und diesen Atom-

müll dann exportieren will. Das ist etwas, was 

die Glaubwürdigkeit des ganzen Vorhabens, dem 

wir uns hier unterziehen, absolut in Mitleiden-

schaft zieht.  

Ich würde Sie bitten, unter diesem Aspekt noch 

einmal darüber nachzudenken. Es gibt viele De-

tailfragen, über die man fachlich reden kann. Ich 

habe wie Herr Zdebel Nachrichten aus den USA, 

dass es sich für Savannah River Site nur rechnet, 

wenn sie später auch den Hamm-Uentrop-Müll 

bekommen, weil sich ansonsten der Aufbau die-

ser speziellen Anlage in der Wiederaufarbei-

tungsanlage, die für diese Sorte Brennelemente-

kugeln gebaut werden muss, gar nicht rechnet.  

Ich finde, das ist nicht so relevant. Das Relevante 

ist: Welche Botschaft setzen wir hier? Ich würde 

Sie als Repräsentantin der Bundesregierung und 

als Forschungsministerin schon bitten, das nicht 

in der Weise abzuschieben, wie das auch in der 

Antwort an mich, von der Sie vorhin gesprochen 

haben, ein Stück weit passiert ist.  

Sie verweisen auf die Atomaufsicht in Nord-

rhein-Westfalen und auf die Betreibergesellschaft 

von Jülich. Ich glaube, dass die Bundesregierung, 

die jetzt ganz nah an dieser Kommission ist, die 

in Berlin tagt, schon ein ordentliches Stück Ver-

antwortung hat, selbst eine Haltung zu beziehen 

und zu sagen: Wie stellen wir uns dazu? Was hat 

das für uns damit zu tun, dass diese Kommission 

tagt, Vertrauen aufbauen soll und ganz bestimmte 

Fragen beantworten soll? Ich glaube, man kann 

sich da nicht wegdrücken. Bisher erlebe ich ein 

Wegdrücken.  

Vorsitzender Michael Müller: Herr Kleemann 

noch. 

Dr. Ulrich Kleemann: Ich habe zwei kurze Fra-

gen. Die erste Frage bezieht sich auf den Synthe-

sebericht des Bundesamtes für Strahlenschutz 

aus dem Jahr 2005. Damals ist festgestellt wor-

den, dass bis auf ganz wenige Ausnahmen kein 

Bedarf an Grundlagenforschung mehr besteht. 

Hintergrund waren die Zweifelsfragen der Endla-

gerung. Es hat umfangreiche Gutachten zu ver-

schiedenen Fragestellungen gegeben. Am Ende 

stand dann ein Symposium der Wissenschaftler. 

Dort ist dieses Ergebnis festgestellt worden. 

Meine Frage: Warum gibt es noch weiterhin 

Grundlagenforschung? 

Die zweite Frage: Würden Sie es befürworten, ein 

Forschungsvorhaben zu initiieren, das sich mit 

der Frage Fehlerkorrekturen in der Wissenschaft 

und Umgang mit kritischen Wissenschaftlern be-

schäftigt? Ich denke, das ist eine ganz zentrale 

Frage. Auch in der Vergangenheit ist immer wie-

der betont worden, dass die Forschungseinrich-

tungen zertifiziert sind, weltweit die führenden 

Forschungseinrichtungen sind. Trotzdem kam es 
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zu dem Problem der Asse. Ich denke, hier ist 

wirklich Nachholbedarf gegeben. Würden Sie ein 

solches Forschungsvorhaben befürworten? 

Vorsitzender Michael Müller: Frau Ministerin. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Die Aussage, 

dass die Grundlagenforschung abgeschlossen ist, 

kann ich nicht teilen. Ich halte diese für absolut 

falsch. Ich betone noch mal, dass wir eine breit 

angelegte Grundlagenforschung zu unterschiedli-

chen Bereichen und auch in diesem Bereich be-

nötigen. Ausstieg aus der Atomenergie heißt na-

türlich auch, dass man dafür sorgt, dass die Sor-

gen und Ängste, was die Endlagerung und ande-

res anbetrifft, ernst genommen werden. Dazu 

braucht man Forschung. Diese ist nicht beendet, 

wenn wir ein Endlager oder etwas anderes etab-

lieren. Da gibt es viele Fragen. Ich bin in diesem 

Punkt gänzlich anderer Meinung. 

Was Jülich anbetrifft, Frau Kotting-Uhl: Die USA 

sind bereit, im Rahmen ihrer Nichtverbreitungs-

politik Brennelemente zurückzunehmen, die sie 

geliefert haben. Jetzt sagen Sie: Das zerstört Ver-

trauen, das geht gar nicht. Warum haben Sie das 

in Ihrer Regierungszeit gemacht? Neun Trans-

porte in die USA in einer Zeit, als der Umweltmi-

nister von Ihrer Partei gestellt wurde.  

Ich bin auch dagegen zu sagen, da soll man etwas 

politisch entscheiden. Es gibt Genehmigungsbe-

hörden, es gibt Regeln. Diese kann man nicht po-

litisch je nach Regierungscouleur, wer gerade 

dran ist, außer Kraft setzen. Hierbei handelt es 

sich um Entscheidungen der Genehmigungsbe-

hörde und nicht des Forschungsministeriums, 

definitiv nicht. 

Vorsitzender Michael Müller: Gibt es jetzt noch 

Wortmeldungen? 

(Dr. Ulrich Kleemann: Meine zweite Frage 

zu den Fehlerkorrekturen!) 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Was meinten 

Sie vorhin mit Ihrer Aussage: Forscher, die nicht 

kritikbereit sind oder so etwas? Ich kenne es zum 

Beispiel in meinem Bereich Mathematik. Natür-

lich diskutiert man. Das gilt auch im Bereich der 

Klimaschutzsachen. Was wünschen Sie, ein Gut-

achten mit Auflistung der Fehler? Das habe ich 

nicht verstanden. Ansonsten wird der Dialog in 

Forschungskreisen geführt. Natürlich muss man 

Ansichten korrigieren; alles andere wäre wider-

sinnig. Dann habe ich Sie wahrscheinlich nicht 

verstanden. 

Dr. Ulrich Kleemann: Sie haben die Frage falsch 

verstanden. Entschuldigung. Es ging mir nicht 

darum, die Fehler aus der Vergangenheit aufzuar-

beiten, sondern darum, in der Wissenschaft In-

strumentarien zu entwickeln, wie solche Fehler 

in der Zukunft vermieden werden können. Wie 

kann man Fehlerkorrekturen einbauen? Wie 

schafft man ein transparentes Diskussionsklima, 

damit nicht das Expertenwissen das Wissen der 

anderen, der Außenstehenden erschlägt? Das ist 

oft so. Sie kommen in eine Diskussion, in der 

zehn Experten sitzen, die natürlich eine hochgra-

dige wissenschaftliche Expertise haben und diese 

dokumentieren und sagen: Wir sprechen jetzt für 

die oder die Institution, wir haben die und die 

Gutachten in Auftrag gegeben. Dann kommen kri-

tische Wissenschaftler und werden nicht ernst 

genommen. Das ist das Problem. Das war das 

Problem bei der Asse. Es ist das Problem bei Gor-

leben und bei allen Projekten, dass diese kriti-

schen Wissenschaftler in der Vergangenheit nicht 

einbezogen wurden und deshalb Warnungen 

nicht ernst genommen wurden. Meines Erachtens 

ergibt sich hier wirklich ein grundlegender For-

schungsbedarf: Wie kann man Instrumentarien 

schaffen, um so etwas in der Zukunft zu vermei-

den? 

Vorsitzender Michael Müller: Ich habe noch eine 

Wortmeldung von Herrn Wenzel. Ich nehme an, 

das ist dann die letzte zu diesem Tagesordnungs-

punkt.  - Entschuldigung, wir haben noch Herrn 

Sommer. Danach haben Sie noch einmal das 

Wort, Frau Ministerin. - Herr Wenzel.  



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 89 von 105 
am 22. September 2014 

 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Sehr geehrte Frau Ministerin, ich möchte 

nicht missverstanden werden. Was zum Beispiel 

mit ENTRIA auf den Weg gebracht wurde, was 

dort auch die Verschränkung mit sozialwissen-

schaftlichen Fragestellungen angeht, finde ich 

richtig. Das haben wir von niedersächsischer 

Seite auch unterstützt.  

Aber wenn man sich anguckt, was beim Projekt-

träger Karlsruhe in der Vergangenheit entwickelt 

wurde, in diesem Fünfjahresprogramm: Für die 

Öffentlichkeit war kaum nachvollziehbar, nach 

welchen Kriterien das dort entwickelt wurde. De-

zidiert darauf zielte meine Frage ab: Können Sie 

sich vorstellen, diesen Bereich transparenter zu 

machen, etwa nach dem Vorbild der Schweiz, je-

des Jahr zu gucken, sind alle Themen, alle Frage-

stellungen sozusagen abgedeckt.  

Wenn man sich das heute bei der BGR anguckt, 

muss man sich fragen: Sind wir wirklich in der 

Lage, in absehbarer Zeit über alle Endlagerme-

dien eine verantwortbare Entscheidung zu den 

Alternativen zu treffen? Haben wir überall die-

selbe Tiefe erreicht, was die Forschung angeht 

und was die Gesamtbeurteilung eines solchen 

Systems angeht? Dazu sage ich aus meiner Sicht: 

eindeutig nein.  

Die Aufgabe, die Defizite dort zu identifizieren 

und die Konsequenzen zu ziehen aus den Frage-

stellungen oder den Zielen, die wir jetzt im 

Standortauswahlgesetz verankert haben, steht 

meines Erachtens aus. Ich wäre sehr froh, wenn 

wir in den Häusern, die Forschung finanzieren, 

einen konstruktiven Umgang mit dieser Heraus-

forderung finden könnten. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Sommer. 

Jörg Sommer: Frau Ministerin, Sie sagten, Sie 

möchten die Frage des Jülicher Atommülls nach 

Recht und Gesetz lösen. Warum tun Sie es dann 

nicht? Wir haben im Standortauswahlgesetz - das 

ist die Grundlage unserer Arbeit hier - die natio-

nale Entsorgungspflicht. So nett es auch ist, mit 

dem Bündnispartner USA darüber zu sprechen, 

das gehört nicht zum nationalen Direktorium der 

Bundesregierung Deutschland. Wir müssen uns 

darüber klar werden, dass wir auch Jülicher 

Atommüll, wie immer wir ihn definieren wollen, 

als nationalen Atommüll sehen und als solchen 

behandeln müssen. Dafür ist auch die Kommis-

sion zuständig. Es geht schlicht und einfach 

nicht, während wir in der Kommission anfangen, 

uns in dieser Diskussion zu sortieren, daran zu 

arbeiten, diesen Atommüll ins Ausland zu ver-

schieben. Das ist die eine Sache. 

Die zweite Sache ist: Sie haben eine Lanze gebro-

chen für die Grundlagenforschung. Da bin ich 

völlig bei Ihnen. Ich glaube auch nicht, dass 

Grundlagenforschung in dieser Thematik in 

Deutschland erledigt ist. Was sich mir aber ange-

sichts der politischen Beschlusslage zum Atom-

ausstieg und des gesellschaftlichen Konsenses 

dazu nicht ganz erschließt, ist der Sinn von 

Grundlagenforschung im Bereich der Kernfusion 

in dieser Dimension. Das kann ich nicht begrei-

fen. 

Vorsitzender Michael Müller: Entschuldigung, 

jetzt habe ich noch Herrn Milbradt. Dann ist 

wirklich Schluss. 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Herr Vorsitzender, vie-

len Dank. Weil so viel auf Jülich herumgehackt 

wird, würde mich als ehemaligen Ministerpräsi-

denten interessieren, was denn mit den Brennstä-

ben aus Rossendorf ist. Ist das jetzt auch irgend-

ein Müll, der unter dieses Gesetz fällt, oder sind 

die Rossendorfer Atombrennstäbe reexportierbar?  

Vorsitzender Michael Müller: Zum Ende dieses 

Punktes hat die Frau Ministerin das Wort. Bitte. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Herr Sommer, 

das war aber eine Unterstellung zu sagen, wir 

handeln nicht nach Recht und Gesetz. Man kann 

unterschiedlicher Auffassung sein. In der Bun-

desregierung sind wir der Meinung, dass wir 

nach Recht und Gesetz handeln. Ich glaube, das 
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hat Frau Hendricks als die für die entsprechen-

den Einrichtungen zuständige Ministerin sehr 

deutlich gemacht. Fusion ist nicht Spaltung. Das 

wissen Sie so gut wie ich.  

Wenn es um Rossendorf geht, Herr Milbradt, das 

gehört dem Land Sachsen. Die Brennstäbe dort, 

das ist mit der Entscheidung zur Aufnahme in 

das Helmholtz-Zentrum so geregelt worden. Ich 

kann Ihnen nicht einmal sagen, warum, aber je-

denfalls ist es so. 

(Sylvia Kotting-Uhl: Weil Herr Röttgen sich 

dagegen ausgesprochen hat!) 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Die Brennstäbe sind in 

Ahaus. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Ja. Aber Ahaus 

war auch mal ein Ort, der für die Jülicher Kügel-

chen vorgesehen war. Der Transport war nicht 

gewünscht. Deswegen haben wir dort jetzt die 

Prüfung von anderen Optionen, Neubau im Erd-

bebengebiet und anderes wird jetzt überprüft an 

dieser Stelle.  

Noch einmal zu dieser Fehlervermeidung. Jetzt 

habe ich es ein bisschen kapiert. Ich glaube aber 

nicht, dass man das durch eine abstrakte For-

schung erledigen kann. Man kann sicher man-

ches nachverfolgen, aber ansonsten ist es der Dis-

kurs in der Wissenschaft. Die angeblich kriti-

schen Wissenschaftler müssen natürlich so viel 

Mumm haben, dass sie ihre Thesen auch vertre-

ten. Wir haben es gerade im Bereich der Klima-

forschung, wo man diejenigen, die nicht die gän-

gigen Thesen vertreten, doch ziemlich in die 

Ecke zu stellen versucht. Ich denke, das ist etwas, 

was - 

(Vorsitzender Michael Müller: Na ja!) 

- Ja, doch, Herr Müller. Glauben Sie mir auch 

mal. Sie wissen ja gar nicht, wen ich meine. Aber 

auf jeden Fall gilt: Dieser offene Diskurs muss ge-

führt werden. 

Herr Wenzel, wir haben doch die Transparenz. 

Wir haben doch die Jahresberichte auch von dem 

Projektträger Karlsruhe, wobei das jetzt beim 

Wirtschaftsministerium liegt. Aber wir haben die 

Jahresberichte.  

Sie haben gefragt: Ist dann alles abgedeckt? In der 

Grundlagenforschung zu sagen, wir haben alles 

abgedeckt, das überfordert unsere Institutionen. 

Das kann man nicht machen. Darum geht es, das 

ist meine Kompetenz. Und Sie haben mich ange-

sprochen. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe die Bundesregie-

rung angesprochen. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Gut, dann ant-

worte ich für den Teil, den ich zu verantworten 

habe. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe nicht nur Sie ge-

meint. 

BM’in Prof. Dr. Johanna Wanka: Okay. Dann ant-

worte ich aber für den Teil, den ich mit verant-

worten kann - mit Niedersachsen und anderen 

Ministern und Ministerinnen -, dass wir gar nicht 

in der Lage wären, alles abzudecken. Deswegen 

gibt es aufgrund der Kompetenzen und der Anla-

gen, die auch richtig teuer sind, Entscheidungen: 

Was sind unsere Forschungsschwerpunkte? Die 

lassen wir international begutachten. Was errei-

chen wir nach einigen Jahren? Das ist die gängige 

Helmholtz-Praxis; die ist sehr, sehr transparent.  

Was Karlsruhe anbetrifft: Ob es einen Mangel an 

den Jahresberichten gibt, kann ich nicht beurtei-

len. Die stehen im Internet. Öffentlich sind sie. 

Da ist nichts hinter verschlossenen Türen, das ist 

es wirklich nicht. Dass es Ihnen vielleicht nicht 

reicht, ist eine andere Frage. Aber es ist öffent-

lich. 

(Min Stefan Wenzel: Sie wollen mich nicht 

verstehen!) 
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Vorsitzender Michael Müller: Es hatte sich nur 

wegen der angesprochenen Fragen in Nordrhein-

Westfalen Herr Duin noch mal gemeldet. Bitte. 

Min Garrelt Duin: Ich möchte für diejenigen, die 

sich bisher nicht en Detail mit der Materie befasst 

haben, noch einmal in Erinnerung rufen, wie der 

eigentliche Zusammenhang ist. Diejenigen, die 

das hier thematisiert haben, werden das alles 

wissen, aber vielleicht nicht alle. Im Sinne des 

gegenseitigen Vertrauens auch aller Teilnehmer 

will ich das kurz in Erinnerung rufen. 

Wir hatten bis zum Sommer des Jahres 2013 eine 

Aufbewahrungsgenehmigung für Jülich. Die ist 

dann ausgelaufen. Dann hat der Wirtschaftsmi-

nister in Nordrhein-Westfalen als in diesem Fall 

zuständige Behörde zeitlich befristet auf ein hal-

bes Jahr angeordnet, dass das da bleiben soll, 

weil es beim BfS einen Antrag auf eine Verlänge-

rung dieser Aufbewahrungsgenehmigung gab und 

wir zum damaligen Zeitpunkt davon ausgingen, 

dass in dem Zeitraum von einem halben Jahr, für 

den ich den Verbleib angeordnet habe, eine Ent-

scheidung darüber getroffen werden könnte. 

Dann zeichnete sich Ende letzten Jahres ab, dass 

das nicht der Fall war. Dann haben wir gesagt, 

wir verlängern das noch einmal um ein halbes 

Jahr. Das muss da bleiben, ist dann zum zweiten 

Mal die Anordnung gewesen.  

Als dann im Frühsommer absehbar war, dass 

eine Entscheidung über eine neue Genehmigung 

für die Aufbewahrung in Jülich erneut nicht ge-

troffen werden kann, weil es Gutachten gibt, weil 

es neue Erkenntnisse gibt über Bodenverflüssi-

gung bei Erdbeben und all diese Dinge, blieb 

mir - ich glaube, ganz in Ihrem Sinne - gar nichts 

anderes übrig, als nicht einen quasi rechtsfreien 

Zustand noch einmal zu prolongieren nach dem 

Motto: Wir drücken hier alle Augen zu und es 

passiert schon nichts. Vielmehr musste ich an-

ordnen, dass dieses Lager unverzüglich zu räu-

men ist. Wir können uns nicht von Anordnung 

zu Anordnung hangeln.  

Dieses „unverzüglich“ ist im juristischen Sinne 

zu verstehen, also ohne schuldhaftes Zögern. 

Also muss man sich organisieren. Das ist dann 

nicht die Aufgabe der Aufsicht, sondern das ist 

Aufgabe der GmbH. Das ist dann nach der Maß-

gabe zu machen, dass zunächst - das habe ich 

schon kurz dargestellt - bis Ende August darzu-

stellen war, welche Grobkonzeption es gibt, und 

die Angaben bis zum Ende dieses Monats zu de-

taillieren waren. Dann werden sich die zuständi-

gen Gremien innerhalb der GmbH damit befas-

sen. Das, was wir ihnen abfordern, ist, dass der 

schnellste und sicherste - natürlich immer der si-

cherste, aber unter diesen ganzen Maßgaben auch 

der schnellste - Weg gewählt wird. 

Innerhalb der Gesellschaft - das hat die Ministe-

rin gerade dargestellt, das ist auch mit der Kolle-

gin auf Landesebene, die ebenfalls eine gewisse 

Zuständigkeit hat, so weit geklärt - werden diese 

verschiedenen Varianten geprüft. Eine der Vari-

anten von dreien ist die Verbringung in die USA. 

Die zweite ist die Verbringung nach Ahaus. Nur 

zur Erinnerung, wir reden hier über 152 Castor-

behälter. Die dritte Variante ist diejenige, dass es 

doch eine Möglichkeit gäbe, wenn sich das gut-

achterlich in irgendeiner Weise untermauern 

ließe, es an diesem Ort zu belassen. Das halte ich 

persönlich - aber das ist gar nicht das Entschei-

dende, was ich persönlich dazu finde oder 

denke - angesichts der bisherigen Diskussion, die 

wir zu diesem Genehmigungsverfahren haben, 

für die unwahrscheinlichste Variante.  

Aber es ist dann nicht mehr unser Job zu ent-

scheiden, was dann gemacht wird. Wir haben nur 

gesagt: Ich verlängere nicht immer wieder unter 

dem Zudrücken von allen Augen einen Zustand, 

der eigentlich nicht mehr genehmigt ist. Ich 

finde, das ist auch korrekt. Wenn aus ganz prag-

matischen Gründen die Alternative zum Tragen 

kommt, dass das ein Ahaus-Transport wird, dann 

ist auch der politische Wille der Landesregierung 

von Nordrhein-Westfalen durchbrochen, die ei-

gentlich den letztmaligen Transport in ein dafür 

vorgesehenes Endlager wollte. Aber das wird aus 
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den von mir hoffentlich gerade ausreichend ge-

schilderten Gründen nicht der Fall sein.  

Das ist der Punkt, über den wir reden. Die Varian-

ten sind in der Gesellschaft abzuwägen und uns 

wieder vorzulegen bzw. dann auch anderen Be-

hörden, die darüber zu befinden haben, mit all 

den Fragen von Häfen und Transporten und all 

den Dingen, die es dazu gibt.  

Ich hoffe, es ist mir gelungen, das zur Klarstellung 

und zur Herstellung des gleichen Wissensstandes 

bei allen zu berichten. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Mager, noch 

zu dem Punkt? 

MinDirig Prof. Dr. Diethard Mager: Nicht zu dem 

Punkt, sondern nur in Ergänzung zu dem, was 

die Frau Ministerin gerade zu der Transparenz 

gesagt hat. Ich wollte von meiner Seite noch ein-

mal ganz deutlich betonen, dass die Projekte, die 

durchgeführt werden, alle veröffentlicht werden, 

auch die Zwischenberichte. Es gibt Halbjahresbe-

richte, die veröffentlicht werden. Wir haben pro-

grammatisch durch das 6. Energieforschungspro-

gramm das veröffentlicht, was in die Zukunft 

hineingeht. Was in der Vergangenheit geschehen 

ist, wird im Bundesbericht Energieforschung pu-

bliziert. Die neueste Ausgabe ist vor ungefähr ei-

nem Monat an die Öffentlichkeit gekommen. Es 

gibt dort keine Zurückhaltung oder irgendetwas 

in dieser Form. Die Projekte und die Projekter-

gebnisse liegen vor und sind für jedermann und 

jede Frau einsehbar. 

Vorsitzender Michael Müller: Schönen 

Dank. - Ich wollte nur noch kurz sagen: Heute 

ging es uns darum, eine Übersicht zu erstellen. 

Die Frage, welche Schlussfolgerungen wir daraus 

ziehen, werden wir sicherlich bei späterer Gele-

genheit noch behandeln. Daher sollten wir das 

jetzt nicht zu sehr vertiefen. Es geht erst einmal 

darum, dass wir auf demselben Stand sind. Das 

war der Sinn. Ich glaube, das ist auch geleistet 

worden. Dafür danke ich allen Beteiligten. 

(Beifall) 

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 8. 

Tagesordnungspunkt 8  

Strukturierung der Beratungen zum Thema 

„Rückholbarkeit“ 

Vorsitzender Michael Müller: Wir hatten ur-

sprünglich auch noch vorgesehen, dass Herr Sai-

ler einführend etwas sagt. Aber er ist bei einer 

Sitzung der ESK. 

Herr Röhlig, Sie machen bitte die Einführung. 

Dann haben wir Herrn Habeck gebeten, ebenfalls 

ein paar Bemerkungen zu machen. 

Prof. Dr. Klaus-Jürgen Röhlig: Danke, Herr Vor-
sitzender. - Es fällt mir schwer, nach diesen Dis-

kussionen über  die Forschung, zu denen ich viel 

zu sagen gehabt hätte, zum Thema Rückholbar-

keit zurückzukommen. Aber ich verstehe meine 

Rolle hier und halte mich an dieser Stelle zurück. 

Zum Thema Rückholbarkeit. Wir befinden uns in 

der Präsentation, die hier verteilt worden ist, in 

dem Teil ab der Seite 20. Ich bin gebeten worden, 

hier eine Einführung zu machen. Das werde ich 

versuchen. 

Wie üblich in solchen Fällen beginne ich mit der 

Terminologie. Interessanterweise gibt es eine Ter-

minologie, wie sie zum Beispiel bei der OECD 

üblich ist, aber auch eine Terminologie, wie wir 

sie uns in der Entsorgungskommission angeeig-

net haben. Ein übergeordneter Begriff zur Rück-

holbarkeit ist der der Reversibilität. Dieser hat, 

glaube ich, inhaltlich sehr viel zu tun mit dem 

Begriff der Fehlerkorrektur, der hier immer wie-

der angeführt worden ist.  

Reversibilität heißt - ich lese es einfach vor -: die 

Möglichkeit der Umkehrung eines oder mehrerer 

Schritte in allen Phasen des Prozesses der Endla-

gerentwicklung, Endlagerplanung und -ausle-

gung, Bau und Betrieb des Endlagers bis hin zur 

völligen Rückabwicklung.  
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Das heißt also, es geht darum: Inwieweit kann 

man einen Entwicklungsprozess über Jahr-

zehnte - von grundsätzlichen Konzeptentschei-

dungen über die Frage nach Standortregionen, 

nach Standorten, die von Übertage, dann von Un-

tertage zu erkunden sind bis zur Auffahrung des 

Endlagerbergwerks, bis zum Einbringen der Ab-

fälle, bis zum Verschließen - schrittweise ver-

nünftig reversibel gestalten, auch im Sinne einer 

Fehlerkorrektur? 

Dabei muss ich auf die Rolle der Wissenschaft 

zurückkommen. Das ist das, was Herr Mönig vor-

hin angedeutet hat, was ich auch in meinem Vor-

trag zu sagen versucht habe. Es geht auch darum, 

dass sich ein solcher Prozess an der Wissen-

schaft, die nie fertig ist, bedient, an die Wissen-

schaft anlehnt und dann das berücksichtigt, was 

aktuell Stand des Wissens, der Wissenschaft und 

der Technik ist. 

Rückholbarkeit ist nunmehr, wenn Sie so wollen, 

eine Unterkategorie. Das ist die Reversion des 

Vorgangs des Einlagerns der Abfälle, nichts wei-

ter. Aber wir unterscheiden in dieser Hinsicht 

auch noch zwischen zwei Modi, wenn ich so sa-

gen darf. Unter Rückholbarkeit verstehen wir hier 

in Deutschland nicht irgendein Zurückholen, 

sondern eine Möglichkeit, die geplant ist, die 

vorgesehen ist, bei der bergtechnische, Bergsi-

cherheitsfragen berücksichtigt werden, bei der 

Strahlenschutzfragen berücksichtigt werden, wo 

also ein geplanter Vorgang stattfindet. 

Davon unterscheiden wir die Bergbarkeit oder 

die Bergung von Abfällen. Daher ist das, was für 

die Asse II jetzt vorgesehen ist, weniger eine 

Rückholung als vielmehr eine Bergung von Ab-

fällen, weil hier ein zumindest bisher nicht ge-

planter Vorgang vorliegt. 

Herr Habeck hat in seinem Papier sehr viele Ar-

gumente pro und kontra Rückholbarkeit ange-

führt. Ich habe versucht, es auf dieser Folie 22 et-

was pauschaler und oberflächlicher zu machen. 

Sie sehen dort, es gibt aus den unterschiedlichs-

ten Bereichen - Langzeitsicherheit, betriebliche 

Umgebungssicherheit, Generationengerechtig-

keit - Argumente, die für eine Rückholbarkeit 

sprechen, aber auch immer Argumente, die viel-

leicht dagegen sprechen. Es gibt eigentlich immer 

Paare von Argumenten, je nachdem, auf welchen 

Standpunkt man sich stellt.  

Rückholbarkeit soll Eingriffs- und Korrekturmög-

lichkeiten liefern. Auf der anderen Seite ist man 

eher in der Lage, einen robusten Einschluss der 

Abfälle zu gewährleisten, wenn das durch Rück-

holbarkeitsmaßnahmen vielleicht nicht gestört 

wird, sage ich jetzt mal so platt.  

Wenn Sie zurückholen wollen - Herr Walther hat 

es vorhin erwähnt -, dann hat man zusätzliche ra-

diologische Belastungen. Die Frage ist: Ist das ge-

rechtfertigt? Es gibt einen Rechtfertigungsgrund-

satz in der Strahlenschutzverordnung. Ist es ge-

rechtfertigt vielleicht mit dem Argument, dass 

diese Belastungen geringer zu bewerten sind als 

künftige Belastungen, wenn mit dem Endlager-

system irgendwas passiert? 

Generationengerechtigkeit: Welchen Fairnessbe-

griff habe ich eigentlich von Generationengerech-

tigkeit? Ist es fair, meinen Nachkommen alle 

Handlungsoptionen offen zu halten, ihnen aber 

dabei gleichzeitig Belastungen aufzuerlegen, oder 

ist es andersherum fair? Sehe ich die Kernbrenn-

stoffe als Wertstoffe oder als Abfall?  

Ganz wesentlich in meinen Augen - davon ist bis 

jetzt relativ wenig gesprochen worden; Herr Ha-

beck hat es in seinem Papier erwähnt, wenn ich 

mich recht erinnere - ist die Frage der Angriffs- 

und Zugriffssicherheit. Es ist natürlich klar: Je 

besser ich an die Abfälle herankomme, desto bes-

ser kommt auch jemand an sie heran, von dem 

ich das eigentlich nicht will.  

Ich möchte in dem Zusammenhang auf die Pa-

piere der Entsorgungskommission verweisen. Das 

sind Unterlagen für die Kommission. Ich denke, 

darin sind diese Argumente recht gut dargelegt 

und zusammengefasst.  



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

 
 
Protokoll der 4. Sitzung Seite 94 von 105 
am 22. September 2014 

 

Wie gesagt, zu jedem Argument lässt sich auch 

das passende Gegenargument finden. Es können 

Zielkonflikte entstehen, einmal auf der argumen-

tativen Ebene - was ist besser, was ist fairer 

usw. -, aber auch auf der technischen Ebene. Ich 

habe das vorhin angedeutet mit der Frage dieses 

robusten, sicheren Einschlusses. 

Wichtig zu wissen ist aber auch, dass die techni-

schen Ansätze zur Rückholbarkeit, wie es sie 

heute gibt, nicht unbegrenzt in die Zukunft rei-

chen. Wir sprechen hier von Jahrzehnten, viel-

leicht einigen wenigen Jahrhunderten. Das ist 

das, was im Moment konzeptionell gedacht wird 

und was es im Moment an technischen Konzep-

ten gibt.  

Ich hatte vorhin in meinem Vortrag diesen Zei-

tungsausschnitt aus der Süddeutschen Zeitung 

mit der Tiefgarage erwähnt. Ich möchte die Auf-

merksamkeit darauf lenken, dass dieses Bild der 

Tiefgarage - mehrere hundert Meter unter der 

Erdoberfläche lagern wir die Abfälle; wir machen 

die Tür auf, stellen die Abfälle hinein, machen 

sie zu, warten 2 000 Jahre, holen die Abfälle wie-

der raus - nicht realistisch ist. Das ist eine starke 

Vereinfachung, die so nicht stimmt.  

Was man machen kann: Man kann ein Tiefenla-

gerbergwerk - das war Ihre Frage vorhin - über 

eine gewisse Zeit offenhalten. Man kann es teil-

weise verschließen, andere Teile offenhalten. 

Man kann Vorkehrungen einbauen, die eine 

Rückholung erlauben und planbar machen, plan-

bar in dem Sinne, dass bergtechnische, Bergsi-

cherheitsanforderungen, Strahlenschutzanforde-

rungen usw. erfüllt sind.  

Was man auch machen kann: Man kann das Ver-

schließen, das Rückbauen eines Endlagerberg-

werkes schrittweise organisieren, sodass der Auf-

wand für eine Rückholung dann natürlich auch 

schrittweise steigt.  

Wie ist das mit dem Offenhalten? Ein offengehal-

tenes Bergwerk heißt auch immer, dass man es 

bergtechnisch ausbauen muss - das ist je nach 

Formation unterschiedlich -, dass man Wartungs-

arbeiten durchführen muss. Das heißt, dass man 

ein System hat, das nicht langzeitsicher ist. Die 

Langzeitsicherheit eines Tiefenlagers ist eigent-

lich erst mit dem Verschluss gewährleistet. Man 

muss es überwachen, weil waffenfähiges Material 

vor unberechtigtem Zugriff gesichert werden 

muss. Es gibt den Zutritt von Sauerstoff, Feuch-

tigkeit, Mikroben, Korrosion usw. Es ereignen 

sich Vorgänge, mit denen man irgendwie umge-

hen muss.  

Das System bleibt nicht statisch. Das ist je nach 

Wirtsgestein unterschiedlich. Im Steinsalz än-

dern sich die Dinge am schnellsten, der Tonstein 

liegt irgendwo dazwischen, im Kristallingestein, 

zum Beispiel Granit, am langsamsten. Das heißt, 

dort besteht am ehesten ein stabiler Zustand über 

längere Zeiträume, aber auf der anderen Seite er-

geben sich auch nicht die Einschlussleistungen 

für die Abfälle, die die anderen Wirtsgesteine ha-

ben. Also auch hier geht es um Abwägungen. 

Ich verweise jetzt auf Seite 26. Dort sehen Sie das 

Schema eines schrittweisen Rückbaus eines End-

lagerbergwerks, wie es bei der OECD diskutiert 

worden ist, wie es dort, so wie ich es verstanden 

habe, unter starkem französischen Einfluss ent-

standen ist und wie es sich die Franzosen jetzt 

wieder zu eigen machen. 

Sie sehen von links nach rechts ein Tiefenlager, 

in das die Abfälle eingebracht werden, bei dem 

zunächst die Einlagerbereiche verfüllt und ver-

schlossen werden, bei dem sodann die Zugangs-

strecken - in Punkt 4 - verfüllt und verschlossen 

werden, sodass man schließlich ein verfülltes 

und verschlossenes Endlagerbergwerk hat. 

Es ist klar, die Kosten und der Aufwand für die 

Rückholung steigen mit jedem Schritt. Die pas-

sive Sicherheit des Endlagersystems nimmt mit 

jedem Schritt zu. Beim französischen Konzept 

muss man dazusagen, dass dort ein modularer 

Aufbau des Endlagersystems geplant ist, sodass 

man das, was hier sehr schematisch dargestellt 
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wird, auch noch für einzelne Bereiche getrennt in 

unterschiedlichen Stufen machen kann.  

Es gibt einige technische Vorkehrungen. Die Ein-

lagerungsbohrungen sind zum Beispiel mit einem 

Ausbau versehen, sodass man im Anfangsstu-

dium - das wäre die Stufe 2 auf der linken 

Seite - noch am ehesten in der Lage ist, so etwas 

wie das Tiefgaragenmodell annähernd zu errei-

chen.  

In der Schweiz hat man konzeptionell ähnlich 

gedacht wie in Frankreich, aber mit einer ent-

scheidenden Ergänzung. Das finden Sie auf 

Seite 28. Dort hat man den Aspekt der Überwa-

chung des Systems für extrem wichtig erachtet. 

Sie sehen in diesem Schema, dass es neben dem 

Hauptlager und einem daran angeschlossenen 

Testlager auch noch ein Pilotlager gibt, räumlich 

getrennt davon. Man erhofft sich die Übertragbar-

keit der Dinge, die dort beobachtet und gemessen 

werden. Dort soll das Langzeitverhalten der tech-

nischen Barrieren des Nahfelds überprüft wer-

den, und es soll bestätigt werden, dass die Prog-

nosemodelle, von denen vorhin viel die Rede 

war, valide sind. Dort kann also über den Ver-

schluss des Hauptlagers hinaus vielleicht auch 

eine gewisse Langzeitkontrolle ermöglicht wer-

den. Das Pilotlager liefert Informationen zur Ent-

scheidungsfindung, wann die Gesamtanlage ver-

schlossen werden kann.  

Ab Seite 29 geht es dann um Deutschland. In 

Deutschland - das ist vorhin schon mehrfach an-

gesprochen worden - haben wir Sicherheitsanfor-

derungen, die bestimmte Forderungen zur Rück-

holbarkeit während der Betriebsphase, also über 

einige Jahrzehnte, und zur Bergbarkeit stel-

len - den Unterschied hatte ich vorhin erklärt -, 

die, zumindest was das Behältersystem betrifft, 

über 500 Jahre gewährleistet werden soll. Dem 

hat man sich in der vorläufigen Sicherheitsana-

lyse Gorleben gewidmet.  

Jetzt kann ich eigentlich nur Fehler machen, weil 

hier drei Leute im Raum sitzen, die das wahr-

scheinlich besser wissen als ich. Ich versuche es 

trotzdem zu referieren.  

In der vorläufigen Sicherheitsanalyse Gorleben 

hat man sich gefragt, inwieweit die in Deutsch-

land existierenden Konzepte - Streckenlagerun-

gen und Bohrlochlagerungen im Steinsalz - an 

diese Sicherheitsanforderungen angepasst wer-

den können. Die Anpassungsleistungen, die zu 

erbringen sind, sind bei der Bohrlochlagerung 

größer als bei der Streckenlagerung. Ich habe 

mich an einigen Stellen durchaus gefragt, ob 

nicht ein Verlust der Robustheit bezüglich des si-

cheren Einschlusses eintreten könnte. Da bin ich 

mir nicht sicher. Man hat einige Problemkreise 

dabei identifiziert, zum Beispiel die Frage der Be-

wetterung. Innerhalb von 40 Jahren war ange-

sichts der Temperaturbetrachtung eine Rückho-

lung möglich.  

Was letzten Endes auch gesagt worden ist in der 

vorläufigen Sicherheitsanalyse Gorleben, ist klar. 

Es wurden die existierenden, über Jahrzehnte 

hinweg entwickelten Konzepte angepasst. Es 

stellt sich natürlich die Frage, ob man nicht an-

forderungsorientiert noch einmal grundlegend an 

diese Dinge herangehen muss in der Zukunft, 

wenn man vielleicht auch etwas mehr Zeit hat.  

Auf der Folie 31 ist dargestellt, was wir in  

ENTRIA machen. Wir haben ein etwas anderes 

Konzept. Wir haben aus dem Schweizer 

Ideenstrauß diese Idee der Monitoringstrecke, der 

Überwachungsstrecke über dem eigentlichen Ein-

lagerungsbereich übernommen. Wir haben uns 

überlegt, man könnte konzeptionell so vorgehen, 

dass man die Abfälle einlagert, die Einlagerungs-

strecke verschließt, aber Infrastrukturbereiche, 

den Schacht offenlässt und über die Monitoring-

strecke versucht, das System zu beobachten. 

Die zweite Besonderheit neben der Monitoring-

strecke erkennen Sie, wenn Sie dieses Bild in Be-

ziehung setzen zu dem Bild mit den Phasen aus 
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Frankreich; das war die Folie 26. In dem franzö-

sischen Konzept ist es so, Sie haben schrittweise 

dieses Rückbauen, dieses Abwerfen. Die Vorstel-

lung ist so, dass man im Moment versucht her-

auszuarbeiten, welche Forderungen zeitlich gese-

hen bestehen sollen. Für welchen Zeitraum soll 

eigentlich die Zugangsstrecke offengehalten wer-

den? Für welchen Zeitraum soll der Infrastruk-

turbereich offengehalten werden usw. usf.? Das 

ist in Frankreich als Regelwerksentscheidung, als 

regulatorische Entscheidung vorgesehen.  

In ENTRIA machen wir es genau andersherum. 

Wir schauen uns das System an und überlegen, 

wie lange das aufgrund der Veränderungen, die 

im System stattfinden - wie ich das vorhin ge-

schildert habe -, technisch möglich ist. Wie lange 

gibt es ein System in verschiedenen Wirtsgestei-

nen her, dass man es in dieser Form offenhalten 

kann? 

Wenn ich zusammenfassen darf: Rückholbarkeit 

ist für mich keine Ja-nein-Entscheidung; es ist ein 

relativer Begriff. Rückholung kann je nach Kon-

zept mit unterschiedlichem Aufwand verbunden 

sein. Das muss natürlich auch gerechtfertigt wer-

den. Es muss eine planbare technische Maß-

nahme unter Einhaltung aller Sicherheitsregeln 

sein. Zeit ist ein wesentlicher Faktor, zum einen 

die Zeit, die vergeht, während ich mein Endlager 

betreibe, offenhalte oder verschließe, Einlage-

rungsbereiche abwerfe, das gesamte System ver-

schließe. Längeres Offenhalten beeinträchtigt we-

gen der Änderung des Zustands im Endlagersys-

tem die Sicherheit. Wenn wir von Zeiten spre-

chen, sprechen wir in den existierenden Konzep-

ten von Jahrzehnten, vielleicht von wenigen hun-

dert Jahren, aber nicht von Jahrtausenden. 

Der nächste Punkt. Es geht in jedem Fall um Ab-

wägungen, und zwar in meinen Augen auf zwei 

Ebenen, einmal argumentativ - zum Beispiel wel-

chen Fairnessbegriff habe ich -, aber auch tech-

nisch, wenn man konkurrierende technische An-

forderungen hat. Es gibt einen Zielkonflikt mit 

dem Zugriffsschutz. 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist - vielleicht 

wurde dieser Aspekt in der Vergangenheit etwas 

unterschätzt -: Rückholbarkeit macht nur Sinn, 

wenn ich das System auch beobachte, wenn ich 

ein Monitoring durchführe, wenn ich verstehe, 

warum ich überhaupt gezwungen sein sollte, Ab-

fälle zurückzuholen.  

Die Frage ist dann: Was von wo? Das ist auch ein 

nicht triviales technisches Problem. Das hängt 

damit zusammen, dass die Prozesse, die wir ei-

gentlich als sicherheitsrelevant betrachten - das 

ist vorhin auch schon ein bisschen angeklun-

gen -, natürlich deutlich langsamer vor sich ge-

hen als das, was man nach menschlichem Ver-

mögen im Allgemeinen beobachten kann.  

Vielleicht noch ein letzter Satz. Auch ein ver-

schlossenes Endlager wird nicht aufgegeben. Die 

Idee ist in jedem Fall, man überwacht auch ein 

verschlossenes Endlager zumindest von der Ta-

gesoberfläche aus, solange das nur irgendwie 

geht. Der Punkt ist nur, man möchte von dieser 

Überwachung keinen Kredit bezüglich der Si-

cherheit nehmen, aber man tut es trotzdem. - Ich 

danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Habeck. 

Min Dr. Robert Habeck: Im Grunde weiß ich gar 

nicht, wie ich zu der Ehre komme, weil ich ver-

mutlich genauso darüber reden kann wie jeder 

der Damen und Herren hier am Tisch. Ich habe 

nur in den Sommerferien die publizistische Gele-

genheit genutzt, meine Gedanken in Worte zu 

fassen. Vielleicht nehme ich das jetzt als Auf-

schlag. Aber ich maße mir nicht an, klüger zu 

sein als andere, gerade bei einem solchen Thema. 

Aber wenn ich die Chance habe, dann will ich 

drei, vier Aspekte nennen.  

Zum einen begrüße ich es sehr, dass wir das 

Thema jetzt ansprechen und eine Chance haben, 

zu entscheiden oder zumindest vorzustrukturie-

ren, wo und wie wir es weiter behandeln, weil es 
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entlang der Folien von ENTRIA eine Dominanz 

hat, die andere Sachentscheidungen stark mit be-

einflusst.  

Das Zweite, was ich sagen will, ist, dass ich be-

stimmte Setzungen nicht verstehe oder genau an-

dersherum bewerte. Sie sagten es eben zum 

Schluss mehr lapidar: Der einzige Unterschied 

ist, dass man bei dem sicheren Verschluss keinen 

Kredit geben will auf die Zusage, das ist jetzt si-

cher.  

Genau da fängt es bei mir an auszusetzen. Oder 

andersherum gesagt: Mein Grundeindruck ist, 

dass die ganze atompolitische Debatte in 

Deutschland deswegen so hart geführt wurde, 

weil immer der Eindruck vermittelt wurde, eine 

überlegene Macht entscheidet und weiß es besser 

als alle anderen.  

In Schweden haben die Kommunen immer ein 

Vetorecht gehabt. Die Grundbedingung - was den 

Prozess völlig verändert hat - war, dass die Kom-

munen sagen konnten: Wenn wir das Endlager 

nicht haben wollen, dann kriegen wir es auch 

nicht. Das war hier ein bisschen anders.  

Daher glaube ich, dass die Aussage: „Wir können 

garantieren, es ist sicher“, letztlich der Grund da-

für ist, warum wir ins Schlingern gekommen 

sind, weil das letztlich niemand glaubt.  

Deswegen stellt sich das, was Sie gesagt haben, 

Herr Röhlig, zunächst als Frage dar: Man redet 

von Jahrzehnten, vielleicht Jahrhunderten, aber 

nicht von Jahrtausenden, schon gar nicht von ei-

ner Million Jahre. Eher ein Argument ist die An-

sage zu hinterfragen: Können wir denn über Jahr-

tausende oder über eine Million Jahre - was der 

Auftrag dieser Kommission ist - diese Garantie 

geben? Ich glaube das nicht. Ich möchte diese Ga-

rantie jedenfalls nicht geben.  

Dann gibt es einige Entgegensetzungen, die ich 

eher andersherum bewerte denn als Gegenargu-

ment gegen die Position, Rückholbarkeit zu ge-

währleisten. Nachsorgefreiheit versus aktives 

Handeln klingt so, als wären wir entlastet von 

dem aktiven Handeln der Gesellschaft, von dem 

Monitoring usw., wenn es nachsorgefrei ist. Aber 

für mich klingt das eher bedrohlich. Die Ansage, 

Nachsorgefreiheit zu gewährleisten und nach-

kommenden Generationen das aktive Handeln zu 

ersparen, ist in der Absolutierung für mich eher 

ein Gegenargument gegen den vermeintlich si-

cheren Einschluss.  

Entsprechend verstehe ich auch nicht genau die 

Entgegensetzung, die Sie heute Vormittag bei Ih-

rem ersten Vortrag gemacht haben - da habe ich 

es schon angemerkt -, dass das Offenhalten gegen 

die Rückholbarkeit spricht. Ich bin gar nicht au-

tomatisch dafür, dass man ein Lager offenhalten 

muss wie eine Garage - das Zitat kommt, wenn 

ich das richtig zuordne, von Günther Oettinger -, 

sodass man sich an jedem Tag entscheiden kann, 

hole ich heute einen Castor raus oder morgen.  

Aber der Punkt ist, man sollte - das ist der ent-

scheidende Punkt, der normative Punkt, zu dem 

ich komme - es im Hinblick darauf, dass man 

Fehler gemacht haben könnte oder andere Gene-

rationen anders darüber entscheiden werden, 

nicht unmöglich oder unnötig schwer gemacht 

haben, eine Fehlerkorrektur vorzunehmen. Das 

ist bei den Bewertungen der technischen Fragen, 

bei denen ich eher zu anderen Ergebnissen 

komme, der für mich entscheidende Punkt.  

Ich räume ein - das möchte ich noch einmal un-

terstreichen -, dass jeder im Raum sicherlich an-

dere Bewertungen vornehmen kann. Aber für 

mich ist es eher eine normative Frage, die dafür 

spricht, die Zumutung, die wir mit dem Atom-

müll einmal begangen haben, nicht durch eine 

weitere Zumutung glauben kompensieren zu 

können. Wir würden damit meiner Ansicht nach 

unseren Fatalismus nachkommenden Generatio-

nen aufzwingen.  

Das spricht aus meiner Sicht dafür, die Fra-

gen - Sie haben sie genannt - eindeutig zu beant-

worten. Sie sagten beispielsweise: Würde man 
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rückholen wollen, setzt man das Personal Strah-

lungsbelastungen aus oder nicht? Das ist eine 

gute Frage, aber die sollten wir nicht entscheiden 

für die Leute, die vielleicht in 300 Jahren sagen: 

Wir entscheiden hier ganz anders. 

Sie haben auch gesagt, ob die Frage der Entschei-

dungsfreiheit überhaupt mit der Sicherheit abge-

wogen werden kann. Bei allem, was dagegen 

spricht, einen so gefährlichen Müll zugäng-

lich - im Sinne von findbar und rückholbar - zu 

halten, finde ich, dass die Antwort aus einer 

ethisch-philosophischen Begründung relativ klar 

zu sehen ist: Das Selbstbestimmungsrecht der an-

deren geht vor. Nur für den Fall, dass wir hun-

dertprozentige Sicherheit garantieren könnten, 

dass wir ganz sicher sind, dass wir die Sicherheit 

für 500 000 Jahre oder eine Million Jahre gewähr-

leisten können, stellt sich die Frage des Selbstbe-

stimmungsrechts nachrangig.  

Aber da wir das nicht können - Sie haben es eben 

noch gesagt - und damit rechnen müssen, dass 

wieder das eintritt, was wir bei der Atomkraft im-

mer hatten, nämlich dass nachträglich alle klüger 

waren, spricht vieles dafür, diese Frage der Rück-

holbarkeit, der Fehlerkorrektur so zu steuern, 

dass man bei den Graden - da bin ich völlig bei 

Ihnen -, die man gehen kann, jedenfalls nicht 

ausschließt, dass es möglich ist.  

Letzter Satz. Ich habe den Vorschlag von Herrn 

Müller und Frau Heinen-Esser heute Morgen, als 

es um die Präambel ging, so verstanden, dass wir 

in dieser Kommission entlang von parallelen Pfa-

den diskutieren und erst am Ende, wenn wir alle 

klüger geworden sind, mit einer Art Votum ent-

scheiden - wenn wir es denn hinkriegen, ich 

wäre sehr dafür -, welcher Pfad der verheißungs-

vollste ist.  

Ich glaube, das ist eine gute Perspektive, diese 

Rückholbarkeitsfrage immer mitschwingen zu 

lassen, nicht heute und auch nicht bei der nächs-

ten Sitzung per Handaufheben zu entscheiden, 

wer ist für Selbstbestimmungsrecht versus Si-

cherheit, aber diese Frage nicht zu verlieren, weil 

sie am Ende alles - von der Frage der Auslegung 

der Behälter bis zur geologischen Beschaffen-

heit - entscheiden wird. - Danke, dass ich hier 

privilegiert reden durfte. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen 

Dank. - Dann kommen wir zur Diskussion. Frau 

Kotting-Uhl, dann Herr Kanitz. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Diese Frage der Rück-

holbarkeit wird oft unter dem ethischen Gesichts-

punkt diskutiert. Handeln wir heute ethischer, 

wenn wir späteren Generationen die Möglichkeit 

der Selbstbestimmung, der eigenen Entscheidung 

lassen, oder handeln wir ethischer, wenn wir 

ihnen nicht die Last der Überwachung, der Kon-

trolle, der Finanzierung zuschieben?  

Ich will vorrausschicken, dass ich glaube, dass 

sich diese Frage ethisch gar nicht beantworten 

lässt, weil sie sich grundsätzlich der ethischen 

Dimension dadurch entzieht, dass der Sündenfall 

der Einstieg in die Nutzung der Atomkraft und 

der Produktion von Atommüll war.  

Den Fragen, denen wir uns heute stellen, hat man 

sich offensichtlich nicht immer gestellt. Was 

heißt das eigentlich für die nachfolgenden Gene-

rationen? Früher ist man, wenn man sich über-

haupt damit befasst hat, davon ausgegangen, dass 

man es irgendwo sicher verbuddeln kann. Heute 

haben wir große Fragezeichen an diesem Wort 

„sicher“. Diese Fragestellungen stellen uns ein-

fach vor die Erkenntnis, dass wir das nicht mehr 

mit einer sauberen Antwort hinkriegen. Das 

heißt, es gibt keine Antwort, keine Lösung, die 

den nachfolgenden Generationen ethisch gerecht 

wird. 

Genauso gibt es in meinen Augen auch keine Lö-

sung, von der wir sagen können: Das ist sicher. 

Bei der Tiefenendlagerung mit sofortigem Ver-

schluss, nach besten Kriterien ausgewählt, weiß 

man nach einer Million Jahre, ob es wirklich si-

cher war. Alles andere hat schon im Vorfeld Un-

sicherheitsfaktoren, die hat Herr Röhlig aufge-

zählt. Der bösartige Zugriff muss nicht immer im 
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Vordergrund stehen, aber auch Unsicherheiten, 

weil Wasserzufluss eher möglich ist, Instabilitä-

ten eher auftreten können usw. Beide wichtigen 

Aspekte, eine ethische Entscheidung zu treffen 

und für Sicherheit zu sorgen, entziehen sich der 

vollkommenen Antwort.  

Mir hat der Text von Robert Habeck als Diskussi-

onsbeitrag gut gefallen. Ich glaube aber, dass eine 

Dimension darin fehlt. Es geht, glaube ich, nicht 

nur darum zu entscheiden, wie lassen wir den 

nachfolgenden Generationen mehr Selbstbestim-

mungsrecht oder vielleicht auch mehr Freiheit; 

das ist heutzutage erneut ein wichtiger Begriff. 

Ich glaube, wir haben auch die Aufgabe uns zu 

überlegen: Was passiert, wenn nach einem be-

stimmten Zeitraum niemand mehr da ist, der sich 

um diesen Atommüll kümmern kann oder will?  

Ich will sagen, die Zeitdimensionen, von denen 

wir reden, und die, um die es tatsächlich geht, 

gehen noch ein Stück weit auseinander. Wir re-

den immer von nachfolgenden Generationen und 

vom Konzept der Bergbarkeit. Wir meinen damit 

500 bis 1 000 Jahre, vielleicht auch 2 000. Das 

sind aber, wenn ich Geologen richtig verstehe, 

noch nicht die zeitlichen Dimensionen, in denen 

sich tatsächlich erweisen könnte, dass trotz sorg-

fältigster Auswahl dieses Endlager in dem geolo-

gisch ausgewählten Wirtsgestein doch nicht 

standhält. Das kommt später. 

Deshalb glaube ich, dass wir verpflichtet sind, 

uns zu überlegen, wie wir in diesem Bereich, der 

sich nun wirklich unserer Verantwortung im Vo-

rausplanen entzieht, größtmögliche Sicherheit ge-

währleisten können, wie wir trotzdem so weit 

wie möglich -  aber diese Zeitschienen laufen ein 

Stück weit auseinander, dieses „so weit wie mög-

lich“, das ich jetzt benenne, ist deutlich kür-

zer - Gestaltungsspielraum geben können. Das 

sind eben diese 500 oder 1 000 Jahre und nicht 

mehr.  

Ich glaube, dafür müssen wir uns überlegen - das 

ist meine bisherige Meinung, wir diskutieren 

heute erst an -, wie ein Zugang unter höchstmög-

licher Sicherheit gewährleistet werden kann. Bis 

heute bin ich eher für einen Verschluss und das 

Konzept der Bergbarkeit, also dass man einen gu-

ten Grund braucht, um wieder daran zu gehen, 

dass das einen gewissen Aufwand erfordert und 

auch Geld kostet, sodass das nicht fahrlässig oder 

leichtfertig passiert.  

Aber wir müssen auch im Kopf haben: Über die-

sen Zeitraum hinaus und eben auch für den Fall, 

dass innerhalb von 500 Jahren vielleicht niemand 

mehr da ist, der sich kümmern will oder kann, 

muss für größtmögliche Sicherheit gesorgt sein. 

Wir haben heute schon darüber gesprochen - ich 

glaube, Sie, Herr Müller, waren es -, was 500 

Jahre bedeuten. Wir gehen in diesen Debatten im-

mer so locker damit um. Was ist das schon im 

Vergleich zu einer Million Jahre? Nach hinten ge-

guckt, hat Kopernikus gerade mal unser Kosmos-

bild ein bisschen zurechtgerückt. 500 Jahre sind 

in der Menschheitsgeschichte unglaublich viel.  

Die Fragen werden nicht zufriedenstellend beant-

wortet werden können. Aber ich freue mich, dass 

wir heute einen ersten Aufschlag machen, dass 

wir diese Frage auch wirklich sehr ernsthaft dis-

kutieren wollen.  

Abg. Steffen Kanitz: Der Tagesordnungspunkt 

heißt jetzt „Strukturierung der Beratung der 

Rückholbarkeit“. Wir befinden uns jetzt mitten in 

der Debatte über die Frage, wie wir Rückholbar-

keit sehen oder definieren, was auch richtig ist, 

weil es in der Tat eine Anberatung ist. Aber wir 

sollten, glaube ich, heute Abend noch zu der 

Frage kommen, wie wir es jetzt strukturieren. Wir 

haben ENTRIA eingeladen, das einmal vorzustel-

len, insbesondere auch das Thema Rückholbar-

keit. Das ist geschehen. Ich glaube auch, das ist 

interessant. Das ist ein Debattenbeitrag.  

Aber jetzt folgt die Frage, wie wir konkret damit 

umgehen. Daher die Frage - die Anhörung heute 

war sehr interessant -, ob wir so etwas nicht auch 

kurzfristig für die Rückholung machen sollten 

und müssten. Denn ich glaube nicht, dass es am 
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Ende um ein Ja oder Nein geht - das hat der Vor-

trag von Herrn Professor Röhlig gerade deutlich 

gemacht - und wir Pfade haben, die bis zum Ende 

offenbleiben: Rückholbarkeit ja oder nein. Viel-

mehr geht es eher um die Frage der graduellen 

Rückholbarkeit, nämlich für wie viele Jahre.  

Daher vielleicht noch mal eine konkrete Frage an 

Sie, Herr Professor Röhlig. Habe ich Sie jetzt rich-

tig verstanden, dass es international in den Kon-

zepten, die bisher diskutiert werden, jedenfalls 

keine zeitlich unbegrenzte Rückholbarkeit gibt? 

Das wäre eine konkrete Frage. 

Dann meine Bitte, in die Strukturierung einzu- 

treten, wie wir das Thema Rückholbarkeit in der 

Kommission behandeln und bearbeiten wollen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich wollte das jetzt 

etwas kürzer halten. Vielleicht zur Klarstellung, 

Herr Röhlig, die Frage: Wenn wir über Rückhol-

barkeit reden, dann ausschließlich über die der 

hoch radioaktiven Abfälle und nicht über die der 

wärmeentwickelnden Abfälle?  

Der zweite Punkt zu der Frage der Dauerhaf-

tigkeit. Da ist für mich die Frage: Wie lange hal-

ten denn Schächte? Sie haben die Offenhaltung 

der Schächte angesprochen. Herr Wenzel könnte 

vielleicht ausführen, wie lange die Schächte in 

der Asse halten, und warum wir jetzt gerade ei-

nen neuen Schacht abteufen oder warum wir bei 

Konrad gerade in der umfassenden Schachtsanie-

rung sind, um das für eine Endlagerung vorzube-

reiten.  

Herr Habeck hatte dargestellt, nur dann, wenn 

100 Prozent Sicherheit bei der Endlagerung be-

steht, könnte man gewissermaßen der Nichtrück-

holbarkeit zustimmen. Da fehlt mir ein Gedanke: 

Wie groß ist denn das Risiko? Haben wir 100 Pro-

zent Sicherheit, wenn wir das offenlassen und 

die Zugänglichkeit behalten? Sind wir dort bei 

100 Prozent Sicherheit oder wie ist es mit Frage-

stellungen wie Umstürzen, Eingriffen, Wasserein-

bruch in den Schächten usw.? Insofern würde ich 

das an dieser Stelle mit berücksichtigen wollen.  

Ein Punkt, der mir fehlt, ist die Frage, die hier 

auch immer wieder anklang: Kann es nicht sein, 

dass in 300 Jahren jemand eine zündende Idee 

hat: Wir  können etwas ganz anderes damit ma-

chen?  

Wie ist Ihr Diskussionsstand zu der Fragestel-

lung, dass Rückholbarkeit nur dann sinnvoll ist, 

wenn man Monitoring betreibt? Diesen Gedanken 

würde ich nicht so tragen. Man kann genauso gut 

alle 100 oder 200 Jahre oder bei Bedarf über eine 

abgelenkte Bohrung alle diese Erkenntnisse be-

kommen. Es bedarf nicht der dauerhaften Offen-

haltung. - Das waren meine Fragen zu diesen 

Punkten. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Sommer. 

Jörg Sommer: Herr Thomauske, ich bin mir jetzt 

nicht ganz sicher, ob ich Sie richtig verstanden 

habe und ob Sie mit den Schwierigkeiten in der 

Asse gerade versucht haben zu begründen, dass 

Rückholbarkeit ein Risiko darstellt. Das habe ich 

nicht ganz verstanden. Das können Sie vielleicht 

nachher noch einmal erläutern oder gleich ganz 

kurz. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Nur ein Satz. Die 

dauerhafte Offenhaltung von Schächten, was das 

bedeutet, welche Risiken wir haben nach 40 oder 

50 Jahren Standzeit der Schächte, das ist ein 

Punkt. Die Schächte sind unterhalten worden in 

der Zeit; gleichwohl sind sie für eine Rückholbar-

keit so nicht geeignet.   

Jörg Sommer: Vielen Dank. Ich denke, ein Rück-

holbarkeitskonzept in der Asse würde uns allen 

heute sehr wahrscheinlich etwas weniger Bauch-

schmerzen machen. Aber das ist sicherlich eine 

sehr wichtige Frage.  

Herr Kanitz, ich wollte in die gleiche Kerbe 

schlagen: Wir haben den Tagesordnungspunkt 
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Strukturierung, also nicht Vorgriff auf die De-

batte. Bei der Strukturierung ist mir eines aufge-

fallen. Wir haben heute sehr viel Technisches zu 

der Frage der Rückholbarkeit, Offenhaltung, Ber-

gungsfähigkeit gehört. Das ist offensichtlich eine 

Frage, die technisch sehr beeinflusst ist. Aber es 

ist natürlich auch - und wahrscheinlich ist es das 

letztendlich - eine ethisch-moralische Frage, über 

die wir sprechen müssen.  

Ich denke, wir sollten so verfahren, wie es in 

dem ursprünglichen Konzept der Vorsitzenden 

vorgeschlagen worden ist: Die Rückholbarkeit 

mit allen ihren möglichen unterschiedlichen 

Ausprägungen ist ein ernstzunehmender Pfad. 

Diesen sollten wir weiter verfolgen. Wir müssen 

dazu auch ethische Diskussionen führen. Zu der 

Diskussion über die Rückholbarkeit als Antago-

nismus zur Sicherheit hätte ich inhaltlich noch 

viel zu sagen. Darum werden wir uns nicht her-

umdrücken können. Die Frage ist jetzt: Können 

wir von den Vorsitzenden einen Vorschlag zu der 

Frage erwarten, wie wir auch dieses Thema in ei-

nen zielgerichtet diskutierten Pfad umsetzen kön-

nen, oder sollen wir jetzt noch ein paar Meinun-

gen sammeln, wie wir das hinbekommen? 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Meister, bitte. 

Ralf Meister: Kurz anschließend an Herrn Som-

mer. Ich wäre dankbar, wenn die Vorsitzenden 

einen Vorschlag machten, wie wir dieses Thema 

mit einer kleinen Anhörung oder Debatte ergän-

zen. Mein Wunsch wäre, dass wir dazu einen 

profilierten Ethiker einladen.  

Nur ein Hinweis, Frau Kotting-Uhl: Es wird nicht 

unsere Verantwortung sein, über die Theorie und 

Praxis des menschlichen Lebens der nachfolgen-

den Generationen in den kommenden Jahrtausen-

den ein Urteil abzulegen. Da endet sicher das 

ethische Urteilsvermögen. Aber das Handeln im 

Hier und Jetzt, das heißt die Wahrnehmung von 

Freiheit und Verantwortung in einer Entschei-

dung ist uns auferlegt. Diese ist auch ethisch.  

Um uns darüber zu verständigen, wie begrenzt, 

aber auch wie weitreichend unser Auftrag sein 

kann, ist diese Rückholbarkeit in der Schlüssel-

terminologie, die Herr Röhlig gewählt hat, die 

Herr Habeck aufgenommen hat, von Freiheit und 

Verantwortung und in der Verantwortung gebun-

den an das Risiko, glaube ich, eine hervorragende 

Plattform. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen 

Dank. - Herr Röhlig, mir ist es ein bisschen aufge-

stoßen, dass Sie die Fragen der Risiken sehr ein-

seitig auf die Rückholbarkeit orientiert haben. So-

lange nicht wirklich klar ist, was wir unter Risi-

ken, Gefahren usw. verstehen, ist das schwierig 

zu bewerten. Wir sind deshalb auch auf die Idee 

der Pfade gekommen, nicht einfach weil wir 

Pfade aufschreiben wollten, sondern weil wir 

dann die Bedingungen aufschreiben wollten, un-

ter denen solche Pfade gangbar sind. Noch wich-

tiger als die Pfade aufzuschreiben ist es dann, die 

Frage zu beantworten, welche Voraussetzungen 

und Bedingungen dafür notwendig sind. Das gilt 

für alle. Jeder hat dann unterschiedliche Voraus-

setzungen; die muss man aus meiner Sicht auftra-

gen.  

In der Frage der Verantwortung und Freiheit bin 

ich ganz auf der Seite von Herrn Meister. Ich 

sehe das auch so. Es kommt darauf an, wie wir 

diese beiden Ziele möglichst weitgehend zu ver-

wirklichen und für künftige Generationen offen-

zuhalten versuchen. Das scheint mir einer der 

zentralen Punkte zu sein. 

Mein Vorschlag wäre: Erstens machen wir dazu 

nächstes Jahr eine Anhörung. Daran kommen wir 

auch nicht vorbei. Ich glaube sowieso, wir müs-

sen zu jedem Pfad eine detaillierte Anhörung ma-

chen. Zweitens glaube ich, dass in den Arbeits-

gruppen über die Frage der Bedingungen der 

Pfade intensiv geredet werden muss. In jeder Ar-

beitsgruppe muss vor allem über die Bedingun-

gen für die einzelnen Pfade geredet werden, pro 

und kontra, was machbar ist und was nicht 

machbar ist, um dann zu einer Abwägung zu 

kommen. 
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Ich will hier klar sagen, weil ich vorhin gehört 

habe, dass da ein Missverständnis besteht: Es ist 

nicht so, dass wir einfach Pfade aufschreiben und 

sagen wollen: Jetzt könnt ihr am Ende entschei-

den. Nein, wir wollen die Pfade aufschreiben, um 

zu einer Entscheidungsbildung zu kommen. Nur 

damit die Ausgangsposition klar ist.  

Ich habe jetzt Herrn Kudla, Herrn Wenzel, Herrn 

Gaßner und dann Herrn Jäger auf der Liste. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Vielen Dank. - Zu-

erst vielen Dank an Herr Röhlig für die Darstel-

lung.  

Wir haben vorher darüber gesprochen, wie die 

Ergebnisse von ENTRIA in die Kommission ein-

fließen können, wenn die Ergebnisse von ENT-

RIA erst in fünf Jahren vorliegen werden. Gleich-

zeitig schaue ich auf Ihre vorletzte Folie, die 

Nummer 32. Da steht - da bin ich ganz Ihrer Mei-

nung -, dass hinsichtlich der Rückholbarkeit auf 

jeden Fall eine Abwägung getroffen werden 

muss. Wir müssen abwägen. Es ist keine klare 

Entscheidung, sondern wir müssen das eine Ar-

gument abwägen gegen das andere. Sie haben 

hier schon eine Übersicht gebracht.  

Das ist jetzt so, und ich vermute, das wird in fünf 

oder in zehn Jahren genauso sein. Es wird immer 

eine Abwägungsentscheidung bleiben. Insofern 

glaube ich nicht, dass von ENTRIA hinsichtlich 

des Themas Rückholung noch ganz entschei-

dende Inputs kommen werden, auch in fünf Jah-

ren nicht. Wir werden hier abwägen müssen. In 

20 Jahren oder in 30 Jahren, wenn es vielleicht ir-

gendeine ähnliche Kommission gibt, wird diese 

auch abwägen müssen. 

Ich will hiermit sagen: Wir müssen entscheiden 

und abwägen aufgrund gewisser Pfade und auf-

grund gewisser Abwägungen der Vor- und Nach-

teile einzelner Pfade. Dazu müssen wir erst mal 

die Pfade aufzeigen. Ich sage, es gibt zwei Ext-

rema: Zum einen können wir uns völlig gegen die 

Rückholung entscheiden und zum Zweiten für 

die Tiefgaragenoption, die nur in der Theorie 

existiert. 

Dazwischen gibt es mindestens fünf verschiedene 

Pfade, die wir zusammenstellen müssen. Das 

muss jemand machen. Dann müssen die Vor- und 

Nachteile dargelegt werden. Ich weiß nicht, ob 

das die Vorsitzenden machen oder ob das in ei-

ner Arbeitsgruppe geschehen wird. Arbeits-

gruppe 3 könnte das sicher machen.  

Dann müssen wir hier entscheiden. Dazu werden 

wir uns sicher durchringen müssen. Aber die we-

sentlichen Argumente liegen für mich an sich 

schon auf dem Tisch. Die gibt es schon in den 

verschiedensten Berichten. Die muss man nur le-

sen. 

Auf der letzten Seite der Ausarbeitung von Herrn 

Röhlig sind drei davon genannt; diese kann man 

vielleicht noch um zwei oder drei andere ergän-

zen. Aber die wesentlichen Argumente stehen 

darin. Ich möchte wirklich dafür plädieren, dass 

sich jeder damit beschäftigt. Dann können auch 

wir hier entscheiden. - Danke schön. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen 

Dank. - Jetzt kommt Herr Wenzel, dann Herr 

Gaßner. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Wir sind bei der Frage: Wie bearbeiten wir 

das Thema, und noch nicht dabei, das Thema 

auszudiskutieren. Herr Jäger hat angeregt, sehr 

früh die Frage zu klären: Brauchen wir die Rück-

holbarkeit oder brauchen wir die Nichtrückhol-

barkeit? Ich will da anknüpfen, weil ich glaube, 

dass wir über diesen Weg nicht zum Ziel kom-

men. Ich glaube, dass wir für jeden einzelnen der 

drei ENTRIA-Pfade - Tiefenlagerung ohne Rück-

holbarkeit, Tiefenlagerung mit Rückholbarkeit  

oder oberirdische oder oberflächennahe Lage-

rung - die Frage diskutieren müssen: Wie groß ist 

die Wahrscheinlichkeit oder wie groß ist das Ri-

siko, dass das, was man annimmt, nicht eintrifft? 

Davon abhängig stellt sich dann immer die Frage: 

Muss man eine Option Rückholung, muss man 
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eine Option Bergbarkeit, muss man eine Option 

Wiederauffindbarkeit vorsehen?  

Deswegen lässt sich die Frage nicht zu Beginn ab-

räumen, sondern muss bei jedem Pfad bis zum 

Ende mitgedacht werden. Bestes Beispiel ist mei-

nes Erachtens die Asse. Wir brauchen gar nicht 

darüber zu reden, was in 1 000 oder in 500 Jah-

ren ist. In der Asse war man damals der Auffas-

sung, dass man alles bedacht hat. Man hat da-

mals gesagt, man sei mit an Sicherheit grenzen-

der Wahrscheinlichkeit der Auffassung, dass das 

für alle Zeiten sicher ist. Dann ist nach zehn Jah-

ren, der von den Wissenschaftlern selbst defi-

nierte größte anzunehmende Unfall eingetreten. 

Die Prognosefähigkeit lag bei zehn Jahren.  

Deswegen ist eine andere Frage, die wir uns im-

mer wieder stellen müssen: Wann sind wir in der 

Lage zu entscheiden bzw. wann verfügen wir 

über das Wissen, eine verantwortbare Entschei-

dung zu treffen? Wir werden das in dieser Kom-

mission nicht tun müssen, aber wir werden hier 

die Kriterien versuchen zu definieren. Später 

muss in dem Prozess, der im Standortauswahlge-

setz nach der Evaluation vorgesehen sein wird, 

eine Institution, eine Behörde, eine Bevölkerung, 

ein Bundestag, ein Bundesrat entscheiden, ob das 

sozusagen dann schon verantwortet werden 

kann, ob diese Gewissheit da ist.  

Deswegen würde ich das Thema so aufsetzen, 

dass wir die Rückholbarkeit bis zum Schluss bei 

allen Pfaden immer als eine zu betrachtende Va-

riante oder ein zu betrachtendes Risiko oder eine 

zu betrachtende Möglichkeit, um Risiken abzu-

wenden, mitziehen.  

Vorsitzender Michael Müller: Vielen 

Dank. - Herr Gaßner und dann Herr Jäger. Dann 

sind wir mit der Rednerliste erst mal durch. 

Hartmut Gaßner: Ich glaube, dass diese Frage-

stellung sehr gut geeignet ist, die Arbeitsmethode 

der Pfade zu verfolgen. Ich bin jetzt ein bisschen 

nachdenklich geworden, ob ich den Weg so lange 

gehen wollte wie Herr Wenzel. 

Meine zweite Anmerkung ist die - das wird viel-

leicht auch ein spannender Aspekt -, dass mich 

Abwägungsentscheidungen nicht erschrecken. Es 

ist das tagtägliche Handwerk von Juristen, Abwä-

gungsentscheidungen zu treffen. Ich möchte jetzt 

keine Konkurrenz zu anderen Wissenschaften 

aufmachen. Aber für mich klang das wie: Oje, wir 

müssen abwägen. Ich muss nur sagen: tagtäglich, 

ständig, weil viele gesellschaftliche Konflikte 

heute in Gesetzesform so gefasst werden, dass sie 

nicht als Ja-Nein-Entscheidungen präsentiert 

werden, sondern über unbestimmte Rechtsbe-

griffe. Unbestimmte Rechtsbegriffe verlangen im-

mer Abwägungen. 

Das Bundesverfassungsgericht wäre nicht so ge-

wichtig in der Bundesrepublik Deutschland, 

wenn es nicht ständig aufgerufen wäre, Abwä-

gungsentscheidungen zu treffen. Darin steckt in 

erster Linie auch zu entscheiden.  

Die Pfade zu verfolgen heißt für mich, den An-

satz mit zu verfolgen. Aber für mich darf nicht 

der Eindruck entstehen, wir drücken uns um die 

Entscheidung.  

Die zweite Anmerkung betrifft die Methodik. Wir 

haben von der Geschäftsstelle die Drucksache 9 

bekommen. Die Drucksache 9 stammt vom ESK-

Ausschuss „Endlagerung radioaktiver Abfälle - 

zur Rückholbarkeit“. Es wurden auf zwei Seiten 

Thesen zur Rückholbarkeit präsentiert. Dann 

wurde auf 23 Seiten die Argumentation aufberei-

tet und auf anderthalb Seiten die zu entscheiden-

den Fragen aufgeführt. Die erste ist grundsätz-

lich, die zweite ist eine ethische Frage. Das heißt, 

wir haben auf Seite 24/25 die Diskussion von der 

ESK schon in einer bestimmten Weise aufbereitet 

bekommen. Jetzt wäre es natürlich sehr gut, 

wenn wir diesen großen Vorteil haben - auch 

Herr Röhlig hat sich daran orientiert; das haben 

Sie auch ausgewiesen -, dass wir vielleicht ein 

Stück weit probieren, aus so einer tollen Aufbe-

reitung eine eigene Diskussion zu machen und 

dann wieder in die Anhörung zu gehen, also zu 

identifizieren, was wir an diesen Aufbereitungen 

noch nicht verstehen. Das wäre der Aufruf, hier 
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zunächst eine Runde an diesem ganz wichtigen 

Thema mit der Unterstützung der ESK und von 

Herrn Röhlig zu machen. Es geht mir nicht da-

rum, dass wir nur unter uns diskutieren; aber ich 

möchte nicht diese Form der Anhörung sich so 

verselbständigen lassen, dass wir immer wieder 

das Gefühl haben, wir sind an den Fragen dran, 

aber wir diskutieren sie eigentlich nicht.  

Ich würde dafür plädieren, diese ESK-Grundlage 

zu einer wichtigen Grundlage für eine eigene Dis-

kussion zu machen, die wir relativ bald führen 

sollten. Angesichts der Terminierung, die wir 

uns vorgenommen haben, heißt das für mich al-

lerdings nächstes Jahr. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist im Augen-

blick auch unsere Planung. - Jetzt habe ich noch 

Herrn Jäger. Dann sind wir mit unserer Liste 

durch. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich will versuchen, es kurz 

zu machen mit Blick auf die fortgeschrittene Zeit.  

Ich würde gern einen ganz einfachen praktischen 

Vorschlag machen, weil ich den Eindruck habe, 

dass wir möglicherweise ein Stück weit aneinan-

der vorbeireden oder uns schwertun. Für mich ist 

zum Beispiel Rückholbarkeit kein eigener Pfad, 

sondern eine Untervariante der unterirdischen 

Lagerung. Das heißt, der Pfad heißt unterirdische 

Lagerung. Dann mag er sich verzweigen in Rück-

holbarkeit ja oder nein. Das ist ein Pfad. 

Es gibt weitere Pfade - das haben wir heute auch 

in der Präsentation gesehen -, die anders geartet 

sind. Mein praktischer Vorschlag wäre, dass wir 

für die nächste Sitzung eine Definition der Pfade, 

über die wir diskutieren wollen, von der Ge-

schäftsstelle bekommen. Ich denke, aufgrund der 

Präsentation heute wird das möglich sein, sodass 

wir die Pfade sauber definieren und uns dort 

nicht in Verständigungsproblemen ergehen. 

Herr Wenzel, zu der Frage, wie lange man die 

Entscheidung bezüglich dieser im gemeinsamen 

Verständnis - hoffentlich dann klar - definierten 

Pfade offenhalten kann. - Wenn wir zum Beispiel 

zu dem Schluss kämen, dass eine oderirdische 

Lagerung das Richtige wäre, um die Flexibilität 

künftiger Generationen zu haben, dann würde 

sich ein großer Teil unserer Arbeit erübrigen. 

Dann brauchen wir nicht diesen komplexen Pro-

zess oberirdische Erkundung, unterirdische Er-

kundung, die Abwägungskriterien usw.  

Das heißt, wir müssen uns an irgendeinem Punkt 

unserer Debatte entscheiden: Ja, das ist eine 

hochwahrscheinliche Lösung oder Pfad. Es lohnt 

sich, die damit verknüpften Arbeiten dann auch 

anzugehen. 

Das können wir nicht bis zum Schluss offenhal-

ten, sondern das müssen wir an einer relativ frü-

hen Stelle machen, damit wir ausreichend Zeit 

haben, die Folgefragen, sei es kriterienbezogen, 

sei es verfahrensbezogen - bis hin zur Öffentlich-

keit -, daran festzumachen. Das ist noch einmal 

ein Plädoyer dafür, es nicht ganz an den Schluss 

zu setzen, sondern es früher zu tun. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielen Dank. - Ich 

weise nur darauf hin - das ist jetzt aber davon un-

abhängig -, dass wir jetzt beschlossen haben, dass 

wir bis Anfang nächsten Jahres erst einmal in der 

Phase sind, in der wir alle auf den gleichen Stand 

des Wissens zu kommen versuchen. Dann müs-

sen wir mit den Pfaden so weit sein, dass wir 

über Vor- und Nachteile, konkrete Bedingungen 

etc. reden können. Ich glaube auch, dann muss 

man sagen, wo es hingeht.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Aber ganz konkret noch 

mal, Herr Müller. Ich würde es sehr begrüßen, 

wenn wir in der nächsten Sitzung eine Beschrei-

bung der Pfade zur Verfügung hätten. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich habe das ver-

standen. Das haben wir auf die To-do-Liste ge-

setzt. Ich kann es noch nicht versprechen, aber 

wir werden alles tun.Ich meine, bei den Bedin-

gungen werden dann auch alle Leute gefragt, ihre 

Kreativität einzusetzen. Was heißt das beispiels-
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weise verfassungsrechtlich und Gott weiß was al-

les. Damit können eine ganze Menge Fragen ver-

bunden sein, über die wir heute noch gar nicht 

nachdenken. Insofern ist im Augenblick die erste 

Phase, und dann werden wir konkreter. 

Ich glaube, wir sind durch. Ich darf mich noch 

einmal bei unseren Gästen heute bedanken. Herr 

Röhlig, wundern Sie sich nicht, wenn wir mit der 

Frage auf Sie zukommen, wie man die Zusam-

menarbeit zwischen der Kommission und Ihnen 

nicht nur bei Anhörungen organisieren könnte. 

Das gilt natürlich auch für die anderen. 

Wir haben dann als letzten Punkt: 

Tagesordnungspunkt 9 

Verschiedenes 

Vorsitzender Michael Müller: Da informiere ich, 

dass wir zwei Zuschriften haben, einmal von 

Herrn Dr. Mehnert und von Herrn Abeken. 

Zweitens muss ich sagen, hinsichtlich der Unter-

stützung der Zuarbeit steht die Leitung der Kom-

mission im Augenblick vor einer Mauer. Wir 

kommen im Augenblick nicht weiter, weil haus-

haltsrechtlich im Augenblick alles zu ist. Wir ha-

ben da kaum Bewegung, außer den Wegen, die 

wir vorgeschlagen haben und die wir auch verfol-

gen. 

Ich sage nur, wenn sich da etwas verschieben soll 

in der Unterstützung und Ähnlichem, dann müs-

sen wir die Berichterstatter der Fraktionen bitten, 

dass sie entweder mit ihren Haushaltsleuten 

sprechen oder untereinander  darüber reden, wie 

wir die große Starrheit des Haushalts ein biss-

chen lockern. Ich will Ihnen nicht verhehlen, 

dass das ein Problem ist.  

Ich will das hier nicht vertiefen, weil das sehr 

weit führen würde. Wir sind im Augenblick fast 

mehr damit beschäftigt, solche verwaltungstech-

nischen Fragen zu behandeln, als mit inhaltli-

chen Fragen. - Herr Milbradt. 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Das ist schon öfter an-

geklungen. Ist es möglich, dass sämtliche Materi-

alien elektronisch zur Verfügung gestellt werden? 

Zum Beispiel auch die Tischvorlagen, die wir 

heute bekommen haben. Es wäre sinnvoll, alles 

zur Verfügung zu stellen, möglicherweise eine 

Dropbox zu haben, wo alles drauf ist. Obwohl ich 

der älteren Generation angehöre, möchte ich 

nicht mehr alles auf Papier herumschleppen. Das 

wäre eine Bitte. Es muss wegen der Transparenz-

liste sowieso alles irgendwie elektronisch verfüg-

bar gemacht werden.  

Vorsitzender Michael Müller: Wir wollen das 

auch gerne. Ich will noch einmal sagen: Das mit 

dem Eckpunktepapier tut mir leid. Das hatte sehr 

persönliche Gründe. Das kommt aber jetzt im 

Laufe dieser Woche hinein. Bei den anderen sind 

wir so weit, dass wir die Voraussetzungen ge-

schaffen haben. Ich glaube, wir sind auch so 

weit, dass wir mit dem Blog anfangen können. 

Prof. Dr. Georg Milbradt: Die Powerpoint-Präsen-

tation der Professoren muss doch vorgelegen ha-

ben. 

Vorsitzender Michael Müller: Da gibt es zum 

Teil Rechtsprobleme. Was wir machen können, 

machen wir. Aber bei zweien gab es rechtliche 

Probleme. Wir müssen gucken, ob wir die klären 

können. Sie wissen doch, wie so etwas manch-

mal ist. Sie haben dieses Geschäft lange genug ge-

habt. 

Dann kann ich nur noch sagen, die nächste Sit-

zung ist am 3. November um 11 Uhr. Wir hören 

von den Arbeitsgruppen, wann immer es geht, 

Zwischenergebnisse, falls sie in der Zwischenzeit 

tagen. - Herzlichen Dank. 

Schluss der Sitzung: 18.40 Uhr 

Die Vorsitzenden 

 

Michael Müller Ursula Heinen-Esser 
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1. Protokoll der 3. Sitzung 
 
 Dem Protokoll der 3. Sitzung am 8. September 2014 wird einvernehmlich zugestimmt. 
 
 
2. Arbeitsgruppen 
 
 In der Kommission besteht Einvernehmen, 
 
 a) die Mitgliedschaften in den Arbeitsgruppen wie aus den beiliegenden  
  Verzeichnissen ersichtlich festzulegen; 
 
 b) für jede Arbeitsgruppe zwei gleichberechtigte Vorsitzende vorzusehen; 
 
 c) für den Vorsitz in den Arbeitsgruppen folgende Mitglieder vorzusehen: 
   
  Arbeitsgruppe 1: 
  Ralf Meister (bereits in der 3. Sitzung gewählt) und Hartmut Gaßner 
 
  Arbeitsgruppe 2: 
  Hubert Steinkemper und Klaus Brunsmeier  
 
  Arbeitsgruppe 3: 
  Prof. Dr. Armin Grunwald und Michael Sailer 
 
 d) die Anzahl sogenannter ständiger Gäste nicht festzulegen, sondern in die  
  Verantwortung der Arbeitsgruppen zu legen. 
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3. Vorbereitung des Themas „AkEnd“ 
 
 In der Kommission besteht Einvernehmen, dass 
 
 a) das Thema „AkEnd“ von den seinerzeitigen Mitgliedern Prof. Dr. Bruno  
  Thomauske, Michael Sailer und Dr. Detlef Appel vorbereitet wird; 
 
 b) der entsprechende Vorschlag am 18. Oktober 2014 übermittelt werden soll, damit  
  Anregungen aus der Sitzung der Arbeitsgruppe 1 am 17. Oktober 2014 gegebenen- 
  falls noch aufgegriffen werden können; 
 
 c) der Vorschlag als Kommissionsdrucksache verteilt und im Internet veröffentlicht  
  wird; 
 
 d) die Kommission anschließend darüber befindet, wie Außensichten vertieft werden  
  können. 
 
 
4. Vorbereitung der Anhörungen  
 
 In der Kommission besteht Einvernehmen über folgendes Vorgehen  
 zur Vorbereitung der Anhörungen:  
 
 a) Anhörung zur Evaluierung des Standortauswahlgesetzes  
 
  aa) Zunächst werden die vorgeschlagenen Personen angeschrieben; 
   zugleich werden die Themenkreise benannt mit dem Hinweis, dass  
   eine Feinstrukturierung eventuell noch folgt. 
 
  bb) Aufgrund der Rückläufe hat die Arbeitsgruppe 2 die Möglichkeit, 
   über die Einladung weiterer Personen zu befinden; darüber hinaus 
   wird sich die Arbeitsgruppe mit der Struktur der Anhörung befassen. 
 
 b) Anhörung zum Thema „Internationale Erfahrungen“ 
 
  aa) Personen für die Anhörung können noch bis 29. September 2014 
   vorgeschlagen werden. 
 
  bb) Nachfolgend werden die in Betracht gezogenen Auskunftspersonen 
   angeschrieben. 
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Stand: 23. September 2014

Mitglieder:

1. Klaus Brunsmeier
2. Min Garrelt Duin
3. Hartmut Gaßner
4. Prof. Dr. Armin Grunwald
5. Prof. Dr. Gerd Jäger
6. Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla
7. Sylvia Kotting-Uhl
8. Ralf Meister
9. Maria Michalk
10. Dr. Matthias Miersch
11. Erhard Ott
12. Eckhard Pols
13. Jörg Sommer
14. Prof. Dr. Bruno Thomauske
15. Min Franz Untersteller
16. Hubertus Zdebel

Arbeitsgruppe 1

Gesellschaftlicher Dialog, Öffentlichkeitsbeteiligung und Transparenz

Vorsitz: Ralf Meister

Hartmut Gaßner
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Mitglieder: 
 
1. Klaus Brunsmeier 
2. Dr. h.c. Bernhard Fischer 
3. Hartmut Gaßner 
4. Prof. Dr. Gerd Jäger 
5. Steffen Kanitz 
6. Sylvia Kotting-Uhl  
7. Dr. Matthias Miersch 
8. Florian Oßner 
9. Hubert Steinkemper 
10. Min Franz Untersteller 
11. Min Stefan Wenzel 
12. Edeltraud Glänzer 
13. Hubertus Zdebel 

Arbeitsgruppe 2  

Evaluierung 

 

Vorsitz: Hubert Steinkemper 

              Klaus Brunsmeier 
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Mitglieder:

1. Dr. Detlef Appel
2. Dr. h.c. Bernhard Fischer
3. Prof. Dr. Armin Grunwald
4. Min Dr. Robert Habeck
5. Andreas Jung
6. Steffen Kanitz
7. Dr. Ulrich Kleemann
8. Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla
9. Prof. Dr. Georg Milbradt
10. Min Christian Pegel
11. Michael Sailer
12. Prof. Dr. Bruno Thomauske
13. Ute Vogt
14. Min Stefan Wenzel

Arbeitsgruppe 3

Gesellschaftliche und technisch-wissenschaftliche Entscheidungs-

kriterien sowie Kriterien für Fehlerkorrekturen

Vorsitz: Prof. Dr. Armin Grunwald

Michael Sailer



 

22. September 2014 

Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 
 

 

Geschäftsstelle 

  

Aufgabenliste 



 

 
 

 

  Seite 2 

 
   

Aufgaben Auftrag  
aus 

Erledigung 

Zuleitung der dem AkEnd zugrundeliegenden  
Unterlagen  
(BMUB) 

1. Sitzung 
22.05.2014 

 

Prüfung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit der Haus-
haltsmittel, hilfsweise „Umwidmung“ eines Teils der 
Gutachtenmittel für Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit 
(MdB) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

 

Erstellung einer Beratungsunterlage zum Leitbild der 
Kommission  
(Vorsitz) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

erledigt 
(Fortschreibung  
in Bearbeitung)  
 

Verbesserung des Internetauftritts der Kommission, 
insbesondere im Hinblick auf die Öffentlichkeitsbetei-
ligung (Forum, Blog) 
(Arbeitsgruppe 1) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

in Bearbeitung  

Vorschläge zur Vorbereitung der in 2014 beabsichtigten 
Anhörungen: Experten, Struktur und Fragestellungen 
(Mitglieder) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

erledigt 

Klärung, inwieweit Kommissionsmitgliedern für ihre 
Arbeit in der Kommission Unterstützung für Zuarbeit 
gewährt werden kann 
(Arbeitsgruppe 2) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

 

Zuleitung der Abfallbilanz 
(BMUB) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

 

Prüfung auswärtiger Termine der Kommission  
(Asse, Gorleben u.a.) im Hinblick auf die Wünsche  
in den Regionen  
(Vorsitz) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

 

Bericht über die Fortschreibung des Förderkonzeptes 
über Schwerpunkte zukünftiger FuE-Arbeiten bei der 
Endlagerung radioaktiver Abfälle (2011-2014), 
herausgegeben vom BMWi im Juli 2012 
(BMWi) 

3. Sitzung 
08.09.2014 

erledigt 

Prüfung der Realisierbarkeit der Anhörung zum Thema 
„Internationale Erfahrungen“in den Sitzungen am 5./6. 
Dezember 2014 

3. Sitzung 
08.09.2014 

erledigt 
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Aufgaben Auftrag  

aus 
Erledigung 

Übermittlung von Vorschlägen für Mitglieder ohne 
Stimmrecht in den Arbeitsgruppen („Gäste“) an die Ge-
schäftsstelle 
(Mitglieder) 

4. Sitzung 
22.09.2014 

 

Prüfung möglicher Zeitkorridore für Regionalveranstal-
tungen und Auslandsreisen 
(Geschäftsstelle) 

4. Sitzung 
22.09.2014 

 

Beschreibung der zu vertiefenden „Pfade“ möglichst zur 
nächsten Sitzung 
(Geschäftsstelle) 

4. Sitzung 
22.09.2014 

 

 


